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Wer den unverwüſtlich ſcheinenden rüſtigen Mann
jahrzehntelang und noch vor ganz kurzer Zeit ge
ſehen, mit ihm gearbeitet und ſich über die Probleme
und Aufgaben der Gegenwart unterhalten hat, der
kann es kaum faſſen, daß der Schnitter Tod ſo raſch
und ſcheinbar ſo unvermittelt an ihm ſein unheim
liches Werk vollbracht haben ſoll. Und doch iſt nichts
zu ändern an der Tatſache: Wilhelm Kobelt hat
nach dem unabänderlichen Geſetz von Werden und
Vergehen der Natur ihren Tribut gezahlt, und wenn
dieſe Zeilen geleſen werden, hat die verzehrende
und verklärende Flamme ihr Werk getan und von
des Toten ſierblicher Hülle nur ein Häufchen Aſche
übrig gelaſſen. Von den Zweigen nieder taumeln auf

e

die Gräber herab entfärbte Blätter den herbſtlichen
TotentanzWir hätten demnächſt unſer ſilbernes Bekannt

ſchaftsjubiläum feiern können. So ungefähr vor zwei
Dutzend Jahren wurde ich durch Paul Seifert

nach einer von Wilhelm Meinecke geleiteten Bür
gervereinsverſammlung mit Wilhelm Kobelt perſön
nüch bekannt, und wir ſind ſeitdem auf der Grund

lage reſtloſen gegenſeitigen Vertrauens in allen
Fragen perſönlicher, wirtſchaftlicher, kommunaler und
politiſcher Art in Freud und Leid ununterbrochen

miteinander in Verbindung geblieben. Ehe er irgend
einen Schritt unternahm, der mit Verantwortung
verbunden war, nahm er Gelegenheit, dazu meine
Meinung zu hören. „Wer nicht einſeitig urteilen
und handeln will, muß in wichtigen Dingen auch die

Anſicht eines andern kennen lernen; man kommt
ſonſt zu leicht in die Gefahr, ſich zu ſehr von ſeinem
Beruf und ſeiner täglichen Umgebung beeinfluſſen
zu laſſen, war ſeine Begründung. Mit Eifer und

i Hingabe arbeitete er an der Hebung und Förderung
des Handwerks und ſeines ſpeztellen eigenen Ge

werbes. Dabei war er ein zielklarer und rückſichts
e loſer Verfechter zeitgemäßer Entwicklung und fort

ſchrittlichen Aufbaues inbezug auf Betriebseinrichtun
gen, Organiſation, Geſchäftsgebaren. „Was ſich über

lebt hat, muß weg, ſonſt wird es zum Hemmſchuh
und richtet nur Schaden an. Die Welt läuft, und wir

müſſen mitlaufen. Wer hinterher kommt, kann nur
das aufheben, was die andern weggeworfen vder

liegengelaſſen haben.“ Jnbezug auf die Pflege der
I Berufsintereſſen hat er in Jnnung und Verband mehr

als einmal mit aller Schärfe betont: „Jch kann mich
ein für allemal nur für ſolche Forderungen einſetzen,e

m die im Rahmen des Geſamtwohles liegen. Wenn ich als
Inhaber eines öffentlichen Amtes nichts weiter bin
als der Fleiſchermeiſter Kobelt und die Oeffenk
lichkeit in mir nur den Vertreter eines einzigen Be
rufs erblickt, dann ſinkt mein Geſamteinfluß auf

l Null herab.“ Dieſe Einſtellung war das Ergebnis
einer zwiſchen uns geführten langen Unterredung,
als Wilhelm Kobelt im Begriff ſtand, in das öf
I fentliche Leben einzütreten. Er iſt dieſer Einſtellung

treu geblieben bis zu ſeinem letzten Tage in einer
langen reichen Tätigkeit, die ihm viel Mühe, aber
auch hohe Anerkennung und volle innere Befrie

digung brachte Wir ſaßen plaudernd vor Kurzem
beieinander und ſprachen über der Zeiten Lauf, und

es fielen dabei mißmutige Worte darüber, daß ſelbſt
h auſopferndſte Hingabe und unverdroſſenes Wirken für
das Gemeinwohl nichts als Verdruß und Undank

bringe, und unſer geſchiedener Freund tröſtete: „Na,
laſſen Sie's man gut ſein wir haben miteinander

doch mancher guten Sache zum Durchbruch verholfen
und manches Schädliche mitverhüten können da

mit muß man ſchon zufrieden ſein!“ Vor fünſundzwan
zig Jahren beſaß Wilhelm Kobelt ein kleines Grund

ſück mit ſehr beengten und beſchränkten Wohn und
Betriebsverhältniſſen in der Großen Schulſtraße. Wie

ſchwach ſeine Exiſtenz und wie gewiſſenhaft ſeine be
h Lufliche Lebensauffaſſung war, ſchilderte er mir ein

mal in einer vertrguten Abendſtunde Seine baren

Streiks, höhere Gewalt und Betriebsſtörung entbinden den Verlag von der Haftung für Verzögerung und Entſchädigung.
Verlag Verein der Deutſchen Demokratiſchen Partei, Halle (Saale), Gr. Brauhausſtraße 30

Schriftleitung: Halle (Saale), Gr. Brauhausſtraße 30. Fernſprecher Nr.

Halle (S.), 29. Oktober 1927

Nov. 1865 22. Okt. 1927
Von Oskar Böer Sardelegen

Betriebsmittel bei der Einrichtung des Geſchäfts
reichten gerade aus zur Bezahlung von zwei Schlacht
tieren. Am Sonnabend nach Geſchäftsſchluß machte

er Kaſſe und „Jnventur“, indem er bei herabgelaſ
ſenen Rolläden die Steigeleiter beſtieg, die vorhande
nen Würſte und Speckſeiten iberzählte und ihren

Wert abſchätzte, um feſtzuſtellen, vb ihm die verfloſ
ſene Woche nicht etwa zurückgebracht habe. Etwa
1908 ſtedelte er nach dem Bärplatz über, um ſpäter
ſeine Wohnung nach der Auguſtaſtraße zu verlegen,
während der Geſchäftsbetrieb an der bisherigen Stelle
verblieb, Wie bisher im kleinen, ſo wurde daraus
nach und nach ein Muſterbetrieb in ausgedehnterem
Umfange. Nur das Allerbeſte und das Allerneueſte iſt
konkurrenzfähig oder der Konkurrenz überlegen, Erſt
klaſſiges Material, unbedingte Ordnung und Zuver
läſſigkeit und vor allen Dingen Sauberkeit bis zur
Pedanterie!“ waren ſeine Geſchäftsgrundſätze. Sie
traten in die Erſcheinung vom Bodenraum bis in den
letzten Kellerwinkel. Ueberall erkannte man das Auge
das gewiſſenhaften Geſchäftsmannes. „Das ſind Dinge,
in denen unſer Chef keinen Spaß verſteht“, wußte
ſchon nach acht Tagen jede Perſon im Betrieb, Dabei
verſtand er praktiſch zu arbeiten wie kaum einer
Jch ſtand mit ihm vor einiger Zeit in ſeinem Schlacht
hauſe im Geſpräch über die hohe Politik; ein Schläch
tergehilfe war am Werke, ein Rind zu zerlegen, und
der Meiſter, der den noch neuen Gehilfen bevbachtete,
ſchien mit deſſen Arbeitstempo nicht zufrieden zu ſein.
Plötzlich zog er ſeinen Rock aus, ſtreifte die Hemds
ärmel auf, nahm dem Geſellen das Beil aus der
Hand, Hieb auf Hieb pfiff wuchtig durch die Luft,
keiner verfehlte auch nur um Millimeter das Ziel,
nach wenigen Minuten hing Viertel an Viertel am
Fleiſchhaken an der Wand. „So wird's gemacht!“
meinte Meiſter Kobelt, und indem er den Rock wieder
anzog und mit mir den Raum verließ, fügte er hinzu:
„Von ſeinen Leuten kann man nur etwas Ordentliches

vberlangen, wenn man ihnen zeigen kann, was Sache
iſt!“ Daß ein Mann der ausgeſprochenen Praxis frei
von Weichmütigkeit und Sentimentalität iſt, verſteht
ſich von ſelbſt ich habe nur ein einziges mal geſehen,
daß Wilhelm Kobelt ſich verſtohlen mit der Hand
über das feuchtwerdende Auge fuhr, Wir ſaßen in
der kleinen Stube am Bärplatz; der Depeſchenbote trat

Krkegsende zu wochenlang Tag und Nacht unterwegs
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ein Wilhelm Kobelt erbrach das Telegramm, warf
einen Blick darauf und reichte es mir vhne ein
Wort: Sein einziger Junge Bruno ſtarb
für das Vaterland.

Wie Wilhelm Kobelt 1905 Stadtverordneter
wurde, wie er ſich allmählich in der Arbeit auf dem
Rathauſe durchſetzte, wie er 1914 zum unbeſoldeten
Stadktrat gewählt ward, in der Kriegszeit die Lebens
mittelverſorgung Magdeburgs mit ungewöhnlichem vr
ganiſatoriſchem Geſchick praktiſch erfaßte und durch
führte, wie er von 1919 an als erſter unter den
unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedern ein umfangreiches
und verantwortungsreiches Dezernat ſelbſtverantwort
lich übernahm und glänzend verſah, wie er
die zeitgemäße Entwickelung des Magdeburger
ſtädtiſchen Schlacht und Viehhofbetriebs durchſetzte
und in allen Phaſen förderte, iſt bekannt und heute
in allen andern Zeitungen zu leſen. Weniger der
Oeffentlichkeit kund geworden und nur ſeinen eigenen
Freunden gegenwärtig iſt die Taktſache, daß er von
Kriegsbeginn an und noch intenſiver faſt auf das

in Dänemark, i Holland, in Ungarn tättg war un
Lebensmittel und Ernährungszuſchüſſe für die
Magdeburger herbeizuſchaffen und daß ihm in dieſer
Arbeit ſo bedeutſame Erfolge beſchieden waren, daß
der ſtadteinſeſſenen Bevölkerung die Entbehrungen
des Krieges dadurch weſentlich gemildert wurden.

Für die Zeit von 1907 bis 1911 war Wilhelm
Kobelt Mitglied des Deutſchen Reichstags als Ver
kreter des Wahlkreiſes Magdeburg. Es waren Jahre
der Arbeit. Wie er in einem kecken Huſarenritt gegen
den Kriegsminiſter wegen der jahrelangen Verzöge-
rung der Verkaufsverhandlungen in Sachen der Ueber
gabe der Weſtfront zu Felde zog und damit bahnbre
chend für die notwendige Verbreiterung der Wilhelm
ſtädter Torpaſſage wirkte, die kurze Zeit darauf zur
Tatſache wurde, was der Stadtverwaltung in vie
len Jahren nicht durchzuſetzen gelungen war, gehört
der Stadtgeſchichte an. Jm Reichstage war unſer
Freund Hoſpitant der Fortſchrittlichen Volkspartet,
und als ſolcher wurde er bekannt und befreundet mit
der geſamten liberalen Linken; aber auch bei den Mit
gliedern anderer Fraktionen erfreute er ſich ſeines fri
ſchen, Urwüchſigen Weſens und ſeiner praktiſchen Er
fahrung und ſeiner Freimütigkeit wegen ſteigenden
Anſehens und wachſender Achtung. Bei den Neu
wahlen im Jahre 1912 unterlag Wilhelm Kobelt in
heißem und vielfach erbittert geführtem Wahlkampfe
ſeinem ſozialdemokratiſchen Gegner Otto Landsberg.
Am Tage nach der Wahl richtete Kobelt an den Sieger
einen Brief folgenden Jnhalts: „Jch veglückwünſche
Sie zu dem geſtern errungenen Erſolge und
hoffe, daß die während des nun beendeten Wahlkamp
fes verfochtenen ſachlichen Gegenſätze keinerlei ungün
ſtige Nachwirkungen auf das verſönliche Verhältnis
zwiſchen uns ausüben werden.“

Seiner entſchieden freiheitlichen Weltanſchauung
iſt Wilhelm Kobelt treu geblieben auch in den wechſel
vollen Zeiten der Nachkriegsepoche. Sein gaſtliches
Haus in der Auguſtaſtraße verſammelte von Zeit
zu Zeit gus irgendeinem beſonderen Anlaſſe einen
größeren Kreis führender Perſönlichkeiten aus Po
litik, Wirtſchaft und Verwaltung. Jmmer war er der
humorvolle, liebenswürdige Wirt, und immer wehte
ein Zug warmer Geſelligkeit durch die hohen, ſchönen
Räume, ſo daß die darin verbrachten Stunden ſtets
zu einer Erinnerung wurden. Wenn ein namhafter
demokratiſcher Redner in Magdeburg weilke, ließ es
ſich Wilhelm Kobelt nicht nehmen, ihn zu erleſener
Tafelrunde als Gaſt zu ſich zu bitten.

Am 13. Auguſt ſchrieb mir Wilhelm Kobelt aus
Ems, daß ihm der dortige Sommeraufenthalt ſehr
gut bekommen ſei. Verfloſſenen Mittwoch erfuhr ich
in ſeiner Wohnung, daß er ſich zur Nachkur in Wer
nigerode befinde und am kommenden Dienstag nach

rer



Magdeburg zurückkehre. Er iſt wirklich an dieſem
Tage heimgekehrt. Aber ſeine Augen waren geſchloſſen
für immer

Wir wollen ſeiner in Treue gedenken!

Die demokratiſche Rathausfraktion und der ge
ſchäftsführende Ausſchuß hielten am Donnerstag, dem
27. Oktober, eine gemeinſame Sitzung ab, in der Stadt
verordneter Dürre dem verſtorbenen Kollegen Ko
belt, einen ehrenden Nachruf widmete. Dürre führte
u. a. aus:

Jch habe als Vorſitzender eine traurige Pflicht
zu erfüllen. Unſer Mitglied und unſer lieber Freund,
der Stadtrat Wilhelm Kobelt, iſt in Wernigerode, wo
er Beſſerung von ſeinem ſchweren Leiden ſuchte, am
Sonntag morgen, als ein großer Teil unſerer Aus
ſchußmitglieder eben noch auf dem Preußentag in Ber
lin weilten, verſtorben. Wir haben ihm geſtern das
letzte Geleit gegeben. Mit ihm iſt ein Mann gus un
ſeren Reihen geſchieden, der eine ſtarke Lücke zurück
läßt. Ein Mann von untadeliger Geſinnung und von
großer Tüchtigkeit. Ueberall, wo die Partei ihn hinrief,
hat er ſeinen Platz nicht nur ausgefüllt, ſondern mehr
als das für und in unſerem Sinne gewirkt. Wilhetm
Köbelt iſt leider viel zu früh dahingegangen: Er war
gerade hier in Magdeburg eine ſo bekannte Perſönlich
keit, und ſo beliebt, daß man ohne Einſchränkung ſagen
kann, nicht nur bei ſeinen engeren Parteianhängern,

ſondern weit darüber hinaus hat er ſich die Wert
ſchätzung aller Bürger der Stadt erworben Wir ſelber
haben freudig unſere Zuſtimmung gegeben, als er im
Jahre 1907 zu dem höchſten Ehrenamt eines Reichs
tagskandidaten vorgeſchlagen wurde. Jch erinne mich
noch, als er auf die Frage des in Magdeburg anweſen
den Kronprinzen, ob er nationalliberal ſei, erklärte,
er ſei national und ſei auch Iiberal, aber nicht
nativnalliberal. Ein treffender Humor zeichnete ihn
aus. Wenngleich er ſelten außer ſeiner Reichstagsbe
werbung in die Oeffentlichkeit getreten iſt, ſo war er
umſo mehr in ſeinem ihm durch das Stadtratsamt mit
überwieſenen Fach als Dezernent für den Schlacht und
Viehhof tätig. Hier hat er unbedingt Großes geleiſtet
und der ſtol, erſtandene Bau des Schlacht und Vieh
hofes zeugt für alle Zeiten von Wilhelm Kobelts
Taten. Aber auch die Bürgerſchaft hat ihm in ſeiner
Eigenſchaft als Reichstagsabgeordneter für Magdeburg

zu verdanken, daß die Engpäſſe an den Toren ſchnell
beſeitigt wurden. Darüber hinaus hatte Wilhelm Ko
belt eine offene Hand und war äußerſt gaſtfrei. Er
war zu gern fröhlich mit Fröhlichen, und ſo wird uns,
die wir die Ehre hatten, mit ihm lange Jahre Schulter
an Schulter zu kämpfen und zu arbeiten, ſein vorbild
liches Verhalten unvergeſſen bleiben

Ehre ſeinem Andenken für alle Zeiten
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Die Gedächtnisfeier für unſeren verſtorbenen
lieben Freund Wilhelm Kobelt fand am Mittwoch nach

mittag 3,30 Uhr in der Kapelle des Weſtfriedhofes
unter ungewöhnlich ſtarker Beteiligung ſtatt. Für die
Trauerfeier wurden Karten ausgegeben; die geräumige
Kapelle nebſt den beiden großen Nebengelaſſen waren
überfüllt. Hunderte fanden keinen Einlaß. Sämtliche
Behörden, Jnnungen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer
organtiſationen waren vertreten, ein Zeichen der hohen
Achtung und Beliebtheit, der ſich Wilhelm Kobelt in
weiten Kreiſen der Bevölkerung erfreute. Die Jnnun-
gen hatten es ſich nicht nehmen laſſen, Abordnungen
mit florumhüllten Fahnen zu entſenden Die Gedächt
nisrede hielt Konſiſtorialrat Dr. Braem, der er das
Schriftwort: Wer ſein Leben verliert, der wird es
gewinnen“, der Gedächtnisrede zugrunde legte. Jn be
redten Worten ſchilderte er den Werdegang des Ver
ſtorbenen, der, als Sohn eines armen Arbeiters ge
boren, es zu hohen Ehren brachte. Oberbürger-
meiſter Beim s widmete dem toten Freunde einen
tiefempfundenen Nachruf. Er wies auf die unermüd
liche Tätigkeit Wilhelm Kobelts hin, der es verſtan
den hat, für ſein Gewerbe und für die Stadt Magde
burg Unendliches zu ſchaffen. Wenige dürften es ſein,
die ſoviel Freunde und ſo wenig Feinde hatten, wie
Wilhelm Kobelt. Die Stadt Magdeburg wird das An
denken ihres treuen Sohnes in hohen Ehren halten.
Für die Fleiſcherinnung ſprach Obermeiſter Bertram
der namens des geſamten Handwerks die Verdienſte
Wilhelm Kobelts für das Gewerbe hervorhob und ſei
ner Tätigkeit in Dankbarkeit gedachte.

Die Warnung
Tiefes Schweigen

Faſt acht Tage hindurch hat ſich das Reichsfinanzminj
ſterium in ein Schweigen gehüllt, das nicht einmal diplo
matiſch war. Mochte die Preſſe aller Parteien auch noch
ſo dringend eine Aufklärung fordern, man ſchwieg ſich in
allen lebenden und toten Sprachen aus. Selbſt die An
griffe deutſchnationaler Blätter auf Parker Gilbert wegen
ſeiner vermeintlichen Einmiſchung in die deutſche Finans
gebarung wurden gelaſſen geduldet, ohne daß man ſich über
die Folgen auch nur den Kopf zerbrach Herr Dr. Köhler
hatte war eine ausgezeichnete Gelegenheit, die Dinge
richtig zu ſtellen, als er ſeine große Rede zur Beſoldungs
reſorm hielt, aber er hatte ausdrücklich mit den Regierungs

m vereinbart, dieſes heikle Thema nicht anzutaſten.
lag eine Bitte des Generaglagenten vor, der die

ung nicht wiſchte. Es iſt auch durchaus an
gemeſſen ſich an ſolche Vereinbarungen zu halten
ſolange wirklich die Dinge geheim bleiben. Das aber war
nicht mehr der Fall, nachdem die Neuhor Times in
der Lage war, die Tatſache ſelbſt ihren Leſern mitzuteilen
Wenn nun gar bekannt wird, daß dieſe Meldung aus
einem Berliner linksradikalen Blatt „Die Welt am Abend
ſtammt wo man ſie allgemein überſehen hat, ſo mußte
das Miniſterium mit einer eindeutigen Erklärung vor
die Oeffentlichkeit treten. Die nachträglichen Mitteilungen
haben nicht den mindeſten Sinn, denn ſie können keinen
der vergifteten Pfeile, die gegen Parker Gilbert abge
ſchnellt wurden, mehr zurückholen. Und doch wäre es
notwendig, denn jetzt ſtellt ſich heraus, daß der General
agent ſein Memorandum ſogar auf Bitten des Reichs
ſinansminiſters überreicht hat.

nötig, behauptete er, dem die Koſten der Beſoldungs-
vorlage würden ſich aus den Ueberſchüſſen der Steuern
bezahlen laſſen. Eine Botſchaft, zu der man nur den Kopf
ſchütteln kann. Mögen auch vielleicht die peſſimiſtiſchen Be
trachtungen des Handels und der Induſtrie ein klein wenig
übertrieben ſein, auf keinen Fall hat ſich die Konjunktur
gebeſſert und wir fürchten, daß wir allen Anlaß haben,
zufrieden zu ſein, wenn keine weiteren Rückſchläge eintreten.
Wie unter ſolchen Umſtänden eine Beſſerung der Reichs
finanzlage eintreten ſoll, iſt das Geheimnis des Miniſters.
Wenn aber das Reich keine höheren Einnahmen erzielt,
kann es auch keine größeren Beträge an die Länder über
weiſen. Es iſt zweiſelhaft, ob man ſich in München
Stuttgart und Karlsruhe mit dieſen Vertröſtungen ab
ſpeiſen laſſen wird. Der vernünftige Grundſatz: Keine Aus
gabe ohne Deckung, darf nicht preisgegeben werden. Da
mit aber ſtehen wir wieder vor dem alten Problem des
Finanzausgleichs. Nicht alle Staaten haben ſo gut gewirt
ſchaftet wie Preußen, das wenigſtens einen Teil der Be
ſöldungsreform ſelbſt tragen kann. Herr Dr. Köhler wird
alſo mit ſeinem Verſuch dieſe Erörterung zu vertagen, bis
er nicht mehr im Amt iſt, kaum Erfolg haben. Wahr
ſcheinlich werden ihm ſchon die Verhandlungen im Ausſchuß
zeigen, wie trügeriſch ſeine Hoffnungen waren.

Bedenkliche Protzerei
Herr Dr. Köhler hielt eine innerpoltiſche Rede, obwohl

er nach hem Vorgehen Gilberts eigentlich wiſſen muß!e,
daß die Finanzfrage in ganz erheblichem Maße eine
außenpolitiſche geworden war. Er brauchte ja nur daran zu
denken, daß das Memorandum nicht nur an ihn und den
Kanzler, als den Chef des Kabinetts, ſondern auch an
Dr. Streſemann geſandt worden war. Damit hat alſo
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Aber das iſt ja gar nicht der Sinn des Keudell
Entwurfes. Sie ſoll im Gegenteil zertrüm
werden, nur um die konfeſſionelle Spaltung in Deutſch
zu vergrößern und die Lehrer der Geiſtlichkeit auszulie
Redet ſich wirklich das Reichskabinett ein, daß unſere C
biger ein ſolches Vorgehen unausgenützt laſſen? Man
heute ſchon ruhig ſagen, keine Regierung ſeit der Rep
hat in gleicher Weiſe verſagt.

Die katholiſchen Lehrer gegen da
Schulgeſetz

Herr Dr. Wirth und ſeine wenigen Freunde, die g
den Entwurf des Herrn von Keudell Stellung genom
haben, bekommen Unterſtützung in den Reihen des

der Biſchofkonferens verworfen Auf ſeiten der Regier
ſtparteien wird es immer ſo dargeſtellt, als ob im Kar

die Schule nur Demokraten und Sozialdemokraten ſtät
Jn Wirklichkeit ſehen die Dinge ganz anders aus. A
was eine freiheitliche Entwicklung Deutſchlands will,
ſammelt ſich auf der einen, die Orthodoxie der Religit
ohne Unterſchied, die Ritter und Heiligen voran, auf

trums. Der katholiſche Lehrerverband hat die

anderen Seite. Wir haben wiederholt darauf hingewi
Es iſt einfach nicht wahr, daß echte Religioſität für d
Geſetz eintritt. Nur der Klerikalismus erhofft davon
reiche Ernte. Der Entwurf würde nichts weiter bedel
als daß die Lehrerſchaft mit allen Schülern in den
kenntnisſchulen dem Dogma ausgeliefert wird. Dem
ma nicht nur der offiziell anerkannten Kirchen, ſon!
auch aller Sekten, die jetzt die Möglichkeit hätten, ei
Schulen auf Koſten der Allgemeinheit zu bauen
es gibt dieſer Sekten eine ganze Menge. Jn Barmen,
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i dieDr. Köhler
Während Dr. Reinhold ausgezeichnete Beziehungen
zum Generalagenten unterhielt, iſt das Verhältnis ſeines
Nachfolgers mit Parker Gilbert nicht das gleich erfreu
liche geweſen. Auch ſie haben häufig Beſprechungen ge
hflogen, aber der Ton war ein anderer Der Sohn des
Schwarzwaldes, der aus der mittleren Karriere hervor
ging und durch das Zentrum ſein Glück machte, wobei es

Wuppertal, oder wie man es dort ſelbſt nennt, dem Mu
tal, hat man allein 28 gezählt. Aber das Zentrum iſt
in anderer Hinſicht auf dem Jrrweg. Die bekennt
loſe Schule wird einen gewaltigen Umfang gewint
Ueberall, wo das Jnduſtrieproletariat zuſammengedre
iſt, wird es ſeine Schule erzwingen. Nur ein Blinder
glauben, daß die Entwicklung kirchliche Wege geht. Al
was nicht auf das Dogma ſchwört, alſo alles, was
gionslos iſt, aber auch alles, was Entwicklung innerl
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der Generalagent deutlich genug betont, daß er die Beſol
dungsvorlage und alles, was an geſetzgeberiſchen Arbeiten
auf finansieller Grundlage in Ausſicht geſtellt worden wax,
als außenpolitiſche Angelegenheit betrachtete. So verſtand
es ſich eigentlich von ſelbſt, zumal, wenn man bverückſich-
tigte, daß ſchon im nächſten Jahre erhöhte Reparations
leiſtungen zu zahlen ſind, die Stimme etwas zu dämpfen.
Statt deſſen verkündete der Reichsfinanzminiſter vor verzweifelhaft iſt, ob es ſein Glück war, beſitzt nicht die welt

münniſche Geſchmeidigkeit Reinholds, Schon das hat er
ſchwerend gewirkt. Die Kritik, die Gilbert an der Fi
nanzgebarung des Reiches ſeit längerer Zeit übt, iſt be
kannt. Sie ſtand ſchon in dem Zwiſchenbericht, der vom
Reparationsbüro im Sommer veröffentlicht worden iſt.
Gelernt hat man daraus wenig, denn man veginnt ſofort
die gleichen Fehler, die damals gerügt wurden. So durfte
man ſich auch nicht wundern, daß Gilbert, der ja ſchließ
lich keine Privatperſon, ſondern der Sachwalter unſerer
Gläubiger iſt, noch einmal und diesmal deutlicher an
klopfte Herr Dr. Köhler aber bat ihn, ſeine Bedenken
hoch ſchriftlich zu wiederholen. Ein Staatsmann hätte
anders gehandelt, denn mit der Niederſchrift bekam die
Warnung viel ſchärfere Züge So wurde es ſcheinbar zu
einer Einmiſchung. Ein rechtsſtehendes Organ behauptet,
die Linke habe den Vorgang parteipolitiſch ausgenutzt. Mit
nichten und im Gegenteil. Die Angriffe auf den General
agenten ſind in ihrer heftigſten Form vom Berliner Lokal
Anzeiger und dem Tag erhoben worden. Das durſte aber
ein Kabinett des Rechtsblocks unter keinen Umſtänden
dulden.

TalmiOptimismus
Herr Dr. Köhler hielt ſeine große Rede zur Be

ſoldungsvorlage. Jede Abänderung des Finanzausgleiches
zwiſchen Reich und Ländern lehnte er ab. Vom Standpunkt
des Reiches durchaus mit Recht. Und es war umſo erfreu
freulicher, als der frühere badiſche Finanzminiſter mit
ſtark partikulariſtiſchen Neigungen nach Berlin gekommen
war und ſich nun offenbar unter dem Eindruck von Tat
ſchen etwas bekehrt hat. Aber die Abänderung ſei gar nicht

ſammelten Kriegsvolk, daß er den Etat für 1928 balan
cieren werde. So aus dem linken Handgelenk heraus Der
Reichstag ſchwieg verblüfft. Herr Dr. Köhler handelte
wie ein armer Schlucker, der vor ſeinen Gläubigern mit
der goldenen Uhr und Kette protzt, obwohl beide nur
aus Double ſind. Wahrſcheinlich verſprach er ſich davon
eine gewaltige Wirkung für die Verhandlungen über die
Reviſion des Dawesplanes. Auf den Zentrumsſitzen rückte
man unruhig hin und her. Dabei hatten ihm ſchon einige
Parteifreunde in der Fraktionsſitzung vorher bittere Wahr
heiten geſagt. Am Abend ging es dann ſehr lebhaft zu.
Es dürfte auch dem Miniſter kaum etwas nützen, daß er
ſich beſchwerdeführend an den Reichskanzler gewandt hat.
Wir möchten nicht prophezeien, aber wir glauben, daß man
ſich bald auf die Suche nach einem neuen Finanzminiſter
begeben wird.

Streſemanns Kritik
In Liegnitz hat Dr. Streſemann als Führer der

Deutſchen Volkspartei geſprochen, aber den Außenminiſter
nicht zu Hauſe gelaſſen. Er nahm einzelne Geſetze gegen
Gilbert in Schutz. Die Beſoldungsreform, die eine un
bedingte Notwendigkeit angeſichts der wachſenden Teuerung
iſt und das Geſetz über die Liquidationsſchäden. Ueberflüſ
ſige Ausgaben aber müßten verntieden werden. Dazu rech
net er mit uns das Volksſchulgeſetz. Es iſt beim beſten
Willen nicht einzuſehen, weshalb ein armes Volk alkiähr
lich mehrere hundert Millionen hinauswerfen ſoll, nur um
ſeine Schule zu verſchlechtern. Für ihre Verbeſſerung, und
die Volksſchule iſt heute durchaus nicht ideal, da ſie in der
Mehrzahl einklaſſig iſt, würden wir gern Opfer bringen.

der Religionen will, wird diefes Geſetz ausnüten.
deutſche Volk aber wird immer ſtärker zerklüftet. Da
muß der Kampf bis aufs äußerſte geführt werden.
ſichtslos iſt er gewiß nicht.

Eine Erinnerung
In dieſen Tagen ſind es 10 Jahre her, daß 9

Dr. Michaelis nach kurzem Verweilen aus dem Kanzler
ſchied. Am 15. Juli 1917 wurde Bethman Hollweg
der Oberſten Heeresleitung geſtürzt. Gegen den Wi
des Kaiſers, der ſich einem Ultimatum Ludendorffs beu
Es war die Abdankung der Monarchie An dieſem T
nicht erſt am 9. November, iſt das Kaiſertum begra
worden. Auf der Suche nach einem Nachfolger ver
man auf Herrn Michagelis, einen kleinen Beamten, der
in der Verwaltung gut bewährt hatte, aber weder
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parlamentariſche Weſen kannte, noch ſich in der Auß n

politik zurecht fand. Gute Freunde hatten ihn an
leitende Stelle gebracht. Kirchlich orthodoxe Kreiſe

alles wohl gelingen. Leider hinderte ihm dieſe Fromm
Friedensreſolnt

Umgebung des Kaiſers. Da er fromm war,

keit nicht, etwas zweidentig zu ſein. De
vom 19, Jult verbot er durch ſein Wort wie ich ſe s
faſſe. Die Sendung des Nunttus Parrells hat er an b
gemacht. Wir wiſſen heute aus ſeinem Brieſwechſ el 0

dem Kronprinzen, daß er gar nicht daran dachte auf e
ernexionen zu verzichten, obwohl er ſich

Politik bekannte Und als er endlich fiel, nachdem er
drei Monaten unermeßliches Unheil augerichtet hatte
die Greiſenhaftigkeit des Grafen Hertlin
Es iſt ſehr notwendig am bieinee e



ere Der bekannte demokratiſche Reichstagsabgeord-
e Juni nete und frühere badiſche Kultusminiſter nd
rdnunge Staatspräſident Dr. Hummel, hat auf Ein
Gebiet ladung der Liberalen Vereinigung Berlin am
er er das letzten Sonntag in öffentlicher Verſammlung über
wird a den Reichsſchulgeſetzentwurf geſprochen Dieſe be

e. In t deutſame Rede laſſen wir hier folgen.
e Le eine Damen und Herren! Einige Sätze des Herrn

iters r n Dohna haben gezeigt, daß man dieſen Reichs
erbit J eſetzentwurf nicht aus der Betrachtung der politiſchen
de de on ſelbſt herausnehmen kann. Es iſt deshalb, glaube
Wenn ne gute Gelegenheit, in der Liberalen Vereinigung die
verſtan ſchkeit zu haben, die politiſche Situation die mit
t M e Dingen im Zuſammenhang ſteht, in einer über
es ſag lichen Betrachtung zur Kritik heranzuziehen.
e m Wenn wir die Geſahren, die mit dieſem Reichsſchul
d lwurf verbunden ſind, veſeitigen wollen, ſo iſt eshat i J notwendig, daß wir bis zu ihren Quellen zurück
rkeen Ich habe mich in dieſer ganzen Zeit lebhaft an

ſage erinnert, in denen die Beſtimmungen der Reichs
ſſung über die Schule und das Weimarer Schulkom-
iß zuſtandegekommen ſind. Es waren nicht nur die
Fichtsminiſter der Simultanſchulländer, ſondern eine
Reihe von warmherzigen Freunden des deutſchen
ung weſens, die damals wiederholte Reiſen nach

nicht geſcheut haben, um die liberalen und dem
ſchen Gruppen auf die Gefährlichkeit der Lage Und
ſondere auf die Gefahr hinzuweiſen, die darin beſtand,
in der Reichsverfaſſung die Beſtimmungen über das
Schulweſen durch ein Kompromiß zwiſchen der So
emokratie und dem Zentrum gelöſt werden ſollen.
Dinge lagen doch damals ſo, daß die ganze öffentliche
tung, das ganze Volk, die geſamte Lehrerſchaft von

des Kelll Neichsverfaſſung die Schaffung einer deutſchen Ein
il zettin ſchule erwarteten, und daß es außerordentlich ſchwer ge
gin Dei wäre, eine Regelung zu treffen, die nicht nach außen
keit aus den Eindruck erweckt, daß der Sinn der Verfaſſungs
daß unſet inmungen die Schaffung einer Gemeinſchaftsſchule
ſſen? Nu Indem die Schöpfung dieſer Beſtimmungen aber eitrem
ſeit der ſah romiß zwiſchen der Sozialdemokratie und dem Zen-

t im weſentlichen überlaſſen war, traten Kräfte in
on, die dieſen Grundgedanken durchbrechen wollten.

egen di Zentrum war es darum zu kun, in dieſer Si
ion, in der es gefährlich ſchien, den Gedanken der

eunde, de eits und Gemeinſchaftsſchule aus dem Vordergrund
lung gen en u laſſen, darauf nicht zu verzichten, ſich die Kon
eihen ule in Deutſchland zu ſichern und die Möglichkeit
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Pel(chn n kann, daß ihnen ſchon bei der Geburt eine Art von
uf hingel urellem Januskopf aufgeſetzt wurde. Ein Januskopf mit
ſitit ſr jGeſichtern; ein Geſicht für die öffentliche Meinung und
oft dann Geſicht für die Auguren.
weiter be Schon bald, nachdem die Verfaſſung zuſtandegekom

t war, traten die deutſchen Regierungen auf Veranlaſ
de g der Reichsregierung wiederholt zu Tagungen von
irchen l chsſchulausſchüſſen zuſammen, an denen zwei der Redner,
hätten heute zu Jhnen ſprechen, wiederholt teilgenommen
x bauen en und ſo gehören wir zu den wenigen, die ſchon von
Varnn fang an ein Bild über die ungeheuren Schwierigkeiten
un abt, die mit der Ausführung der Beſtimmungen der

t de ichsberfaſſung verknüpft waren. Jmmerhin war die po
n ſche Lage in jener Zeit noch ſo, daß wenigſtetts in dieſen

en gierungsausſchüſſen keine Regierung und überhaupt nie
ang nd den Mut haben konnte, zu beſtreiten, daß der aus
n hrochene Sinn der Reichsverfaſſung die Schaffung der
r meinſchaftsſchule auf der Grundlage des Einheitsſchul
ge geht kems ſein ſoll, wie denn auch noch die große Reichs
les m ſulkonferenz, auch die badiſche Schulkonferenz nur
lung in dieſem Gedanken ausgehen konnten, weil in jener
rn i die ffentliche Meinung in Deutſchland ſich mit Schul
tlüftet. igen noch lebhaft beſaßte, und weil es ganz ausgeſchloſſen
werden ſchien, gegenüber dieſer Macht der öffentlichen Meinung

dem Gedanken der Gemeinſchaftsſchule zu rütteln.
Es war die Zeit in Deutſchland, in der eine Art

gienblüte der Pädagogik angebrochen war und ſich eigent
h jeder über pädagogiſche Dinge unterhielt. Die Zeit

m Hanf ging. Die Herren Juriſten der Reichsregierung, der
Holl. eußiſchen Regierung, der übrigen Regierungen haben
n den n ſchweren Biſſen zerkaut, ſie haben ihn ein paar Jahre,
dorf möchte faſt ſagen, wie Kaugummi im Munde herum-
dieſen alt Die Zeit verrann, die Verhältniſſe haben ſich
tum be indert, der Sinn der Beſtimmungen der Reichsverfaſ
jſolger ng wurde allmählich verwirrter und verwirrter und,
ten a gefährlich und ſchädlich war, das Intereſſe der öf
er ntlichen Meinung für dieſe Dinge, das zunächſt einmal

der herhlht war, wurde immer ſchwächer Auf der anderen
n d eite ſehen wir nun die politiſche Entwickkung immer

ünſtigere Situakionen für die Art der Regelung anneh
ev die jetzt in dem Geſetzentwurf vorgeſchlagen worden iſt.

Frin as hing damit zuſammen es hat gar keinen Sinn,
nern über dieſe Dinge nicht offen auszuſprechen daß die
e t e ntrumsartei immer unenkbehrlicher für die deutſche Po
a t eworden iſt. Jmmer unentvbehrlicher, ſo daß ſchließ
h ch die Zeit der Ernte für das Zentrum herannahte. Und

ch der Meinung des Zentrums ſind wir jetzt in dieſer
P eit der Ernte Und darum ſollen wir es auch offen aus

en rechen, daß das Zentrum ſchon einige Mittel von Druck

ßer, da
z

eils in den Ländern, ausgeübt hat, um ſich eine Lage zu

ortrag des Herrn Staatspräſidenten a
gehalten am 23. Oktober 1927 in der Liberalen Vereinigung zu Berlin

D. Prof. Dr. Hummel, M. d. R.

öffentlichen Meinung ſchien, nunmehr die Beſtimmungen
der Reichsverfaſſung bezüglich des deutſchen Schulweſens
auszuführen.

Aber, meine Damen und Herren, das ſcheint mir bei
der Debatte über die ganze Frage viel zu wenig erkannt
worden zu ſein, daß wir vor einer Machtprobe ſtehen
vor einer Machtprobe zwiſchen der Geltung des kanoniſchen
Rechts und des Staatsrechts in Schuldingen. Denn in
Wirklichkeit iſt ja die Parole, die in vielen Kreiſen heute
noch die Grundlage der Debatte bildet, die Parole „Kon
feſſtonsſchule oder Simultanſchule oder weltliche Schule“
weit überholt. Wir ſtehen vor einer viel ſchärferen Konkro
verſe in dieſen Dingen Es läßt ſich ja zwar nicht leugnen,
daß für den Liberalismus das Problem „Konfeſſionsſchule
oder Simultanſchule oder weltliche Schule“ ein ſehr wich
tiges iſt, und daß wir im Kampf Um die Simultanſchule
nicht erlahmen dürfen Es iſt aber vorhin ſchon darauf hin
gewieſen worden, daß ja die jetzige Regelung der Kon
feſſionsſchule in den verſchiedenen deutſchen Ländern, viel
leicht mit Ausnahme von Bayern die Aufklärung, die
Entwicklung des wiſſenſchaftlichen Geiſtes und der geiſtigen
Freiheit in Deutſchland nicht hat verhindern können. Wir
alle wiſſen, daß die Simultanſchule mit konfeſſionellem
Religionsunterricht und mit Befreiung von Schülern und
Lehrern vom Religionsunterricht an und für ſich die wün
ſchenswerteſte Schulform iſt. Jch möchte auch hinzufügen,
daß ich die Auffaſſung des Herrn Graſen Dohna über die
religionsloſe Schule teile, und ich würde, wenn ich aufge
klärter Katholik wäre, meine Kinder ſchon lieber in den
Religionsunterricht ſchicken, als ſie mit ſeichten Dingen be
dienen zu laſſen, wie ſie bei einer ſolchen Art von Reli
gionsunterricht in der Schule doch nur vorgetragen wer
den können. Aber wie dieſe Regelung in Deutſchland auch
ſein möge, ob Simultan- oder Konfeſſtonsſchule, ſo waren
ſür das Schulſyſtem in Deutſchland doch gewiſſe wichtige
Grundlagen vorhanden, die jetzt durch dieſen Entwurf in
ihren Grundſeſten erſchüttert werden. Welche Art von
Schulen in Deutſchland auch beſtand, immer war die Grund
lage das ſtaatliche Organiſationsrecht im Schulweſen
und, was wichtiger iſt, die Lehrpläne in all dieſen Schul
arten waren ſtaatliche Lehrpläne, und die Lehrbücher,
ſei es in der Konfeſſionsſchule oder in der Simultanſchule,
waren ſtaatliche Lehrbücher mit ſimultanem Jnhalt; die
Lehrer waren ſtaatliche Lehrer, ausgebildet in Stagatsan
ſtalten, und in ihren ſtaatsbürgerlichen Rechten und in
ihrer Gewiſſensfreiheit durch den Staat geſchützt.

Dieſe Art von Staatsſchuten iſt ja ſchließlich das Er
gebnis einer jahrhundertelangen Enkwicklitng geweſen. Wir
wiſſen, daß die Staatsſchule eben die höchſte Form iſt, die

das Schulweſen nur irgendwie in der Welt geſunden hat
und alles was wir an wiſſenſchaftlichen und geiſtigen Fork
ſchritten im letzten Jahrhundert erreicht haben, ſteht und
fällt mit der ſtaatlichen Einrichtung des Schulweſens. Schon
die Einrichtung der Gemeindeſchulen iſt eine weſentlich

dort, wo ganz große Gemeinden ſich mit Intereſſe des
Schulweſens angenommen haben, auch viel geleiſtet wurde.
Ein Bild, das aber ſchon ein anderes Geſicht bekommt,
wo es ſich um Dorf und Landgemeinden handelt, und
wo die Verhältniſſe in den Verwaltungen weſentlich rück
ſchrittlichere waren. Das reine Eltern recht hat eigent
lich nur in der Urzeit beſtanden, und auf dieſe Urzeit geht
der Keudell'ſche Entwurf man muß ſagen, veranlaßt
durch die Reichsverfaſſung, zurück. Wir ſollen alſo
in Deutſchland die Kultur wieder von Anfang an beginnen.

Jch glaube, daß die Wirkungen, die bei der Einfüh
rung dieſes Schulgeſetzentwurfes eintreten würden, nicht
ſcharf genug erkannt ſind, wahrſcheinlich deshalb, weil
eine Reihe von Wirkungen ja erſt im Laufe der Zeit,
Zvielleicht von Jahrzehnten, eintreten würde. Man muß
unterſcheiden zwiſchen dem, was ſofort eintritt, und
zwiſchen den Wirkungen, die auf lange Sicht bedacht
ſind.

Mit ſofortiger Wirkung wird das Organiſationsrecht
für das Schulweſen dem Staat entzogen. Wir dürfen uns
garnicht beruhigen laſſen durch Verſicherungen aus kirch
lichen Kreiſen, die man jetzt hin und wieder hört, die
Dinge würden ja garnicht ſo ſchlimm werden, man würde
ſich natürlich auch abzufinden verſuchen, und ähnliche be
ruhigende Erklärungen Der Staat gibt in Wirklichkeit das
Organiſationsrecht an den Schulen, eins der höchſten Sou
peränitätsrechte, preis mit dieſem Geſetzentwurf. Es wird
ein Unterſchied geſchaffen zwiſchen Erziehungsberechtigten
und den ſogenannten Nichterziehungsberechtigten. Allen
denen, die nicht erziehungsberechtigt ſind, wird das Recht
des Mitredens über die Organiſation des Schulweſens in
Deutſchland völlig entzogen, und wenn man nicht beſon
dere Beſtimmungen treffen würde, ſo würde z. B. ſämtlichen
weiblichen Lehrkräſten, die nicht verheiratet ſind, das Recht,
mitzureden, entzogen Alles dadurch, daß man den Begriff
Eltern rechts in den Entwurfl hineinzog, des Eltern-
rechts, da ja praktiſch auch nur ein Mutterrecht wäre und
in letzter Linie eine Diktatur der Geiſtlichen. Aber der Preis,
der dem Zentrum und der katholiſchen Kirche in Deutſch
Iand winkt, iſt ihm ſo wichtig, daß man bedeutende For
derungen und Grundſätze auch der katholiſchen Kirche dabei
preisgibt. Es iſt ſchon vorhin darauf hingewieſen worden,
daß der winkende Preis dem Zentrum ſo wichtig iſt, daß
man in dieſem Entwurf, um einmal einen klerikalen Aus
druck zu gebrauchen, „durch die Ermöglichung der welt
lichen Schule die Kinder dem Heidentum preis
gibt.“ Es iſt ſehr bezeichnend, daß auch der ganze Prote
ſtantismus, der auf dieſer Seite der Zentrumsforderungen
ſteht, ſich auf denſelben Bahnen bewegt

niedrigere Schulform, wenn man auch zugeben muß, daß

ſind viel ſchlimmer und müſſen uns ſtark zu denken geben
Das nächſte, was eintreten wird, iſt eine Konſfeſſtve
naliſierung der Lehrpläne, die Einführung einer
konfeſſionellen Auffaſſung auch aller weltlichen Frägen,
einer konfeſſionellen Auffaſſung nicht nur des Ge
ſich ich t s unterrichtes, ſondern vor allem auch des ma
tkur wiſſenſchaftlichen Unterrichtes. Jch möchte nür
daran erinnern in Anſehung des bekannten Prozeſſes,
der in Amerika ſtattfand über biologiſche Grundaufſfaſe
ſungen zu welchen Konſequenzen ſo etwas führen kann.
Wir werden eine konfeſſionelle Färbung der Lehrbücher
erhalten und damit, ſo kann man ſagen, auch geſchichtlichem
Und naturwiſſenſchaftlichem Gebiet die Schaffung einer
Schundliteratur, von der man ſich heute noch gar
keine Vorſtellung machen kann. (Schluß ſolgt.)

DHemokratiſche Abänderungs
anträge zum Schulgeſet

Die Forderungen grundſätzlicher Art.
Die Vertreter der demokratiſchen Reichstagsfraktion in

Bildungsausſchuß, Frau Dr. Gertrud Bäumer und Rönne
burg haben nunmehr die erſten demokratiſchen Abänderügs
anträge grundſätzlicher Art zum Reichsſchulgeſetz eingebracht

Jm Bildungsausſchuß werden zunächſt die grundſätz
lichen Fragen in einer Generaldebatte beſprochen. Dieſe gra
gen erörtern zuerſt die Stellung der Gemeinſchaftsſchule
ſodann die Schulformen an ſich und drittens die Einbezie
hung des Artikels 149 der Weimarer Verfaſſung in dies
Geſetz, jenes Artikels alſo, der die Fragen des Religion
unterrichtes behandelt.

Die Anträge der demokratiſchen Reichstagsfraktion be
HZiehen ſich zunächſt auf dieſe grundſätzlichen Frageit, d h
auf die Ueberſchrift und auf die Paragraphen 1 Und S de
Keudellſchen Geſetzentwurfes. Die Anträge verlangen den
Artikel 149 aus der Ueberſchrift zu ſtreichen. Dieſes Ver
langen wird dadurch begründet, daß der Artikel 149 der
Verfaſſung ſich einerſeits nicht nur auf Volksſchulen be
zieht und andererſeits noch ganz andere Forderungen ent
hält, als die Aufſicht über den Religionsunterricht. Außer
dem gibt der Artikel 149 die Möglichkeit,
die Aufſicht über den Religionsunterricht landes
rechtlich zu regeln Bei der großen Verſchiedenheit der Vor
ausſetzungen iſt das auch weitaus zweckmäßiger In dem
s 1, der allgemeine Beſtimmungen über die gemeinſchaft
lichen Aufgaben der Volksſchule enthält, will die demokra
tiſche Reichstagsfraktion entſprechend Artikel 148 der Reichs
verfaſſung zum Ausdrück gebracht ſehen, daß die Erziehung
der deutſchen Jugend „im Geiſte des deutſchen
Volkstums und der Völkerverſöhn ung erföl
gen ſoll, dagegen trägt ſie Bedenken, die Worte „in Unter
ſtützung, Ergänzung und Fortſührung der elterlicheit Erzie
hung“ ſtehen zu laſſen, weil dadurch die Schule in der Selbſt
ſtändigkeit ihrer Erziehungsaufgabe herabgedrückt wird e
Den entſcheidenden g. 2 des Geſetzes beant

n

Die Volkeſchulen aſchulen, ſofern ſie nicht nach näherer Beſtimmit
Geſetzes Bekenntnisſchulen oder bekenntnisfreie Schulen blei

ben oder werden. aEs gibt daher folgende Formen der deutſchen Volks

ſchule 5a) die nach Bekenntniſſen nicht gekrennte Volksſchule (Ge

meinſchaftsſchule), eb) die Bekenntnisſchule,
c) die bekenntnisfreie Schule (weltliche Schule.

Durch dieſe Faſſung wird zweterlei feſtgelegt: I. die
Vorzugsſtellung der Gemeinſchafts ſchulen
2. die Forderung, daß Bekenntnisſchulen dieſes Geſetzes in
keinem anderen Sinne konfeſſionell ſein ſollen, als die
heute beſtehenden („„bleiben“).

Die demokratiſche Reichstagsfraktion wird ſich in wei
teren Anträgen dafür einſetzen, daß eingehendere
Feſtlegungen der Konſeſſtonsſchule unter
bleiben. Sie beantragt, den Satz im Keudellſchen Entwurf
zu ſtreichen? „Dieſer Schule iſt unbeſchadet des Artikels
146, 1 der Reichsverfaſſung im Rahmen der Beſtimmun
gen dieſes Geſetzes freie Entwicklungsmöglichkeit gegeben
Die demokratiſche Fraktion iſt natürlich nicht der Meinung
daß der konfeſſionellen und weltlichen Schule ihr verfaſ
ſungsmäßiges Recht verſagt werden ſoll, aber ſie meint, daß
das Ausmaß ihrer Entwicklung durch das Geſetz ſelbſt beſtimmt
wird und ein Satz wie dieſer, auch mit ſeiner ün klaren
Anſpielung auf Artikel 146, 1 der Verfaſſung nur verwirren
kann.

922Gegen die Preiserhöhungen
Der Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter, Angeſtell

ten und Beamtenverbände hat an den Reichskanzler eine
Eingabe gerichtet, in der es u. a. heißt Die Preisentwick
kung nach oben hat in den erſten zehn Monaten dieſes
Jahres eine beſondere Verſchärfung erfahren, ſo daß vor
allem die Preiſe für die Güter und Waren des allge
meinen Konſums um mehr als 15 Prozent geſtiegen ſind.
Dabei dürfen wir mit beſonderem Nachdruck darauf hin
weiſen, daß gerade die Nahrungsmittel für die breiten
Maſſen der Lohn und Gehaltsempfänger beſonders von
dieſer allgemeinen Teuerungsbewegung erfaßt ſind Kar
toffeln, Milch, Brot und Fleiſch weiſen ſogar in dieſem
Jahre eine Preisſteigerung von mehr als 29 Prozent auf.
Hinzu kommt die Erhöhung der Preiſe für Mieten, ſo
daß ſich die allgemeine Lage der deutſchen Verbraucher-
ſchaft in den letzten Monaten kataſtrophal verſchlechtert
hat. Der deutſchen Arbeiter und Angeſtellten hat ſich
infolgedeſſen eine lebhafte Beunruhigung bemächtigte-
Der Vorſtand des Gewerkſchaftsringes erwartet, die
Reichsregierung mit großer Entſchiedenheit dieſer unheil
vollen Teuerungsbewegung entgegentritt, um größeren

daß

hl nd Preſſion auf ſeine Koalitionsgenoſſen, teils im Reich,

haffen, in der es als eine unentbehrliche Forderung der ich auf lange Hand hinaus von dieſem Entwurf befürcht
Aber, meine Damen und Herren, die Wirkungen, die Schaden für Volk, Staat und Wirtſchaft zu vermeiden.



Falks Rechenſchaftsbericht
Der Hauptanſturm, der Generalangriff der Rechten

hat ſich in der Nachkriegszeit aus guten Gründen immer
gegen Preußen gerichtet. Nachdem die Deutſche Volks
partei in Preußen die große Koalition zerſtört und ſich
ſelbſt ausgeſchaltet hatte, blieb in Preußen die Weimarer
Koalition. Schwere Tage hat dieſe Koalition durchleben
müſſen und, beſonders im Anfang, ſchien ihr Beſtand
manchmal gefährdet, aber die Koalition hat gehalten. Und
als der PieckBube nicht mehr ſtach, als die Kommuniſten
nicht mehr geſchloſſen mit der Rechten ſtimmten, bemäch
kigte ſich der voreiligen Hoffer ſchwere Enttäuſchung. Jn-
Zwiſchen aber iſt die Arbeitsgemeinſchaft der drei Re
gierungsparteien enger geworden, die Weimarer Koalition
hat ſich bewährt. Die Weimarer Koalition iſt in Preußen
über die Parteipolitik hinaus von ſtagtspolitiſcher Bedeu
tung. Davon zeugt die ſachliche Arbeit, die geleiſtet worden
iſt. Die Weimarer Koalition in Preußen bedeutet Beruhi

gung unſerer politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe
ſie bedeutet eine Verſachlichung der Politik. Gewiß hat es
Konfliktſtoffe und Schwierigkeiten gegeben, aber bis jetzt

konnten alle vorhandenen Gegenſätze ausgeglichen werden.
Am ſchwierigſten war die Situation vielleicht beim Schul
geſetz, aber auch hier war, das muß objektiv anerkannt wer
den, der Wille zum Ausgleich vorhanden, daß die Ab
änderungsanträge Preußens die Demokraten nicht voll
befriedigen konnte, iſt ſelbſtverſtändlich, aber die Koalition
iſt in Preußen nicht darüber zerbrochen und die Hoffnungen
der Deutſchnationalen, daß dieſes Schulgeſetz in Preußen
das Sprengpulver für die Koalition ſein ſollte, dieſe Hoff
nung hat ſich nicht erfüllt.

Die Koalition ſteht und die Koalition wird in den
Wahlkampf gehen. Die Demokraten haben ihre Anhänger
in Preußen zuſammengerufen, um vor dem letzten Land
tagswinter als Vorbereitung zur Wahlarbeit einen Rechen
ſchaſtsbericht abzulegen. Die Preußentagung der Demo
kraten iſt aus allen preußiſchen Landesteilen überaus
reich beſchickt worden. Und als der Vorſitzende der demo
kratiſchen Landtagsfraktion, Juſtizrat Falk, den Preußen
tag im Plenarſaal des Landtages eröffnete, konnte er in

dem Saal der mit den Reichsfarben und preußiſchen
Farben geſchmückt war, eine überaus zahlreiche Verſamm
lung begrüßen. Auf der Miniſterbank ſaßen die preußi
ſchen Miniſter HöpkerAſchoff und Dr. Schreiber. Von
Seiten des Reichsparteivorſtandes nahmen die Abgeord

neten Koch, Erkelenz, Dr. Fiſcher, Dr. Bäumer und Dr.
Hieber an der Tagung teil. Außerdem bemerkte man zahl
reiche höhere preußiſche Beamte, u. a. die Staatsſekretäre
Abegg, Schleuſener, und von Seefeld. Außerdem nahm
Oberbürgermeiſter Böß an den Verhandlungen teil.

Parteitagsvorſitzende Juſtizrat Falk begrüßte
aftem Beifall den Parteiführer Reichsminiſter

a. D. Koch und den früheren würtkembergiſchen Staats
präſidenten Hieber. Reichsminiſter a. D. Koch bezeichnete
darauf den Preußentag als eine gegenwärtige Notwendig
keit und bekannte ſich dann als ein überzeugter Anhänger
des Einheitsſtaates. Unter dem lebhaften Beifall der Ver
ſammlung wies er die von dem Reichsminiſter des Jnnern
von Keudell auf dem letzten deutſchnationalen Parteitag
in Königsberg aufgeſtellte Behauptung zurück, daß wir
den Kaiſer, das Reich und die Ehre verloren hätten. Richtigſei
nur, daß wir den Kaiſer verloren hätten und zwar nicht nur
äußerlich, ſondern innerlich. Daß wir das Reich niat verloren
haben, das hätte eigentlich auch Herr von Keudell als
Reichsminiſter in ſeiner bereits mehrmonatlichen Amts

tätigkeit entdeckt haben müſſen. Das deutſche Volk hat ſich
nach dem Zuſammenbruch treuer erwieſen, als jemals nach
einem Zuſammenbruch der deutſchen Fürſten. Die gegen
wärtige Rechtsregierung tut zur Kräftigung dieſes Reiches
und Volkes nicht viel: ſie iſt eine Regierung der Unfrucht

varkeit. Eine ſolche Verzögerung in der Räumung der

Die Arbeit der Ausſchüſſe
Am Sonnabend vormittag traten im Preußiſcheit Land

tag eine Reihe demokratiſcher Parteiagusſchüſſe zuſammen,
die ſich im Zuſammenhang mit dem demokratiſchen Preußen
kag mit den wichtigſten politiſchen Problemen beſchäftigten.
Es tagten u. a. der Beamtenausſchuß, der kommunalpoli
tiſche Ausſchuß, der Mittelſtandsausſchuß, der Wohlfahrts

ausſchuß und der demokratiſche Landwirtſchaftsausſchuß.

Jm kommunalpolitiſchen Ausſchuß,
der unter dem Vorſitz des Juſtizrats FalkKöln ſtattfand
referierte der Landtagsabgeordnete Greßler über das
Städtebaugeſetz. Er ſchilderte weiterhin den Stand der Be

ratungen der Skädteordnung und Landgemeindeordnung,
und erörterte die Ausſichten der Verwaltungsreform in

Preußen. Juſtizrat Falk-Köln behandelte das Thema der
Selbſtverwaltung der Gemeinden und wandte ſich gegen
jede weitere Einſchränkung der Selbſtverwaltung. Weiterhin
wurde noch die Frage des Finanzausgleichs behandelt. An
der Ausſprache beteiligten ſich Oberbürgermeiſter a. D. Cuno
und Dr. Wagner- Breslau. An der Tagung nahmen u. g.
der demokratiſche Ehrenbürger von Berlin, Stadtverordneter
Kommerzienrat Bamberg und Stadtälteſter Roſenvw teil.

S

Im Mittelſtandsausſchuß,
deſſen Verhandlungen von Landtagsabgeordneten Ehren-
obermeiſter Knieſt Kaſſel geleitet wurden, erörterte Reichs
tagsabgevrdneter Staatsſekretär a. D. Dr. Oskar Meyer
die Steuer, Handels und Wirtſchaftspolitik im Reich, in
den Ländern und den Gemeinden. Seine Ausführungen
gipfelten in einem Bekenntnis zu einer liberalen Wirt-
ſchaftspolitik. Der Redner wies u. a. darauf hin, daß auch
das Eintreten für einen kräftigen wirtſchaftlich geſunden

Rheinlande wäre nicht eingetreten, wenn die notwendige, in
Genf verfolgte Außenpolitik nicht durch unvernünftige
Reden im Jnland ſabotiert worden wäre. Tief bedauerlich
iſt auch die Verſchlechterung des Verhältniſſes zum Repa
rationsagenten, eine Verſchlechterung, an der Reichsfinanz
miniſter Dr. Köhler nicht ohne Schuld iſt. Die Zerriſſenheit,
die durch das Schulgeſetz in das Volk getragen wird, kommt
auch auf das Konto der Rechtsregierung, von der das
Volk bei den Wahlen hoffentlich ſagen wird: einmal und
nicht wieder.

Landtagsabgebrdneter Merten begrüßte die Verſamm-
lung im Namen der Berliner Parteiorganiſation und da
nach nahm Juſtizrat Falk das Wort zu ſeinem großen
Rechenſchaftsbericht über die demokra-
tiſche Politik in Preußen in den letzten Jahren.
Die Demokratiſche Landtagsfraktion hat die Pflicht, feſt auf
dem feſten Boden der Verfaſſung zu ſtehen, einmal aus
ihrer liberalen freiheitlichen Auffaſſung heraus, zum an
deren aber auch aus allgemeinen vaterländiſchen Gründen.
Falk ſchilderte ſodann die parlamentariſche Lage, wie ſie
ſich im Jahre 1924 abzeichneke. Damals habe kein innerer
Grund vorgelegen, die Große Koalition zu Bruch gehen
zu laſſen, die Führer der Volkspartei Campe und von
Richter haben ſelbſt erklärt, daß man mit den Sozial
demokraten Braun und Severing gut arbeiten könne. Was
damals geſchah, das war die Vorbereitung zu den Dingen,
die ſich in dieſem Jahre im Reich ereignet haben; damals
geſchah die Annäherung der Volkspartei an die Deutſch
nationalen, und das war der Verſuch, das Steuer mit
einem Schlage von links nach rechts herumzuwerfen. Die
Demokraten bedauern es, daß hervorragende Führer der
Deutſchen Volkspartei, die für Preußen und für Deutſch
land poſitive Arbeit leiſten könnten, zur unfruchtbaren
Oppoſition verurteilt ſind. Heute aber liegt es ſo, daß die
Regierungskoglition in Preußen nicht geworfen werden
kann, ſo lange die drei Regierungsparteien vor der
Regierung ſtehen. Die Hoffnungen der Rechtsparteien ſind

ſeine lebensnotwendigen Mittel erhalten.

zunichte geworden.
Falk wies dann auf das ausgezeichnete Zuſammen

arbeiten der Preußiſchen Landtagsfraktion hin, die während
der Zeit ihres Beſtehens nur einen ſchweren Verluſt erlitten
hat, den von Hugo Preuß Bei der Nennung dieſes Na
mens erhebt ſich die Verſammlung und Falk dankt dafür, daß
die Verſammelten auf dieſe Weiſe den Schöpfer der Wei
marer Verfaſſung geehrt haben.

Alsdann gibt Falk ein großzügiges Bild über die
preußiſchen politiſchen und parlamentariſchen
Arbeiten. Jn der Fürſtenabſndungsfrage hat es die
erſte Revolutionsregierung verſäumt, die mögliche Rege
lung durchzuführen. Nachdem die Verfaſſung verabſchiedet
war, hatten die Richter über die maßloſen Anſprüche der
früheren Herrſcher zu entſcheiden. Nachdem auch das Volks

begehren geſcheitert war, blieb keine andere Wahl als
dieſe entweder ein Vergleich und damit die Beſeitigung
dieſes volkszerſetzenden Streites, oder die Gefahr, daß die
Richter dem verarmten Volke alles abſprach. Wenn die
Fraktion wieder zu entſcheiden hätte, würde ſie wieder den
Vergleich wählen, den der demokratiſche Finanzminiſter Dr.
HöpkerAſchoff annehmbar geſtaltet hatte. Der Redner
ſchilderte danach die finanzielle Abhängigkeit der Länder
vom Reich. Vielleicht würden ſo gegen den Willen der
Schöpfer des proviſoriſchen Finanzausgleiches die Länder
für den Einheitsſtaat reif. Gegenüber den Klagen über die
Belaſtung durch die Hauszinsſteuern und durch die Real
ſteuern müſſe immer wieder betont werden, daß das Reich
den Ländern die Steuern vorgeſchrieben hat. Zu den
Sorgen um den Reichsfinanzausgle h kommen in Preußen
noch die des Ausgleichs zwiſchen Staat und Gemein
den. Wie gegenüber den Ländern das Reich den Primat
hat, ſo muß bei Staat und Gemeinden der Staat zunächſt

von keiner anderen übertreffen laſſe, als Auswirkung der
freiheitlichen Wirtſchaftsanſchauungen der Partei zu be
werten ſei. Die Uebergriffe der Träger öffentlicher Aufgaben
in die politiſche Wirtſchaft machten immer wieder das Ein
treten für die Freiheit der Wirtſchaß notwendig. An der
Ausſprache beteiligten ſich u. a. die Zandtagsabgeordneten
HourtzBochum, Goll Frankfurt am Mein, Reichsminiſter a.
D. Dr. Gothein und der Reichstagsabgeordnete Bartſchat
Königsberg. Jn der Ausſprache wurde auch die Auswirkung
der Beamtenbeſoldungsreform, der Mehrbelaſtung durch die
Schulgeſetzvorlage und der verhängnisvollen Steuerverein
heitlichungs Vorlage des Reichsfinanzminiſters Dr. Köhler
auf das Gewerbe und Handwerk erörter

Der Wohlfahrtsansſchu
hielt eine Tagung unter dem Vorſitz der Landtagsabgeordne
ten Frau Dönhoff ab. Landtagsabgeordneter Hartmann
ſprach ſprach über eine Reihe ſozialpolitiſcher Angelegenhei
ten und wandte ſich insbeſondere gegen eine Uebertragung
ſozialpolitiſcher Aufgaben des Handelsminiſteriums an das
Wohlfahrts miniſterium. Der Redner teilte weiter mit, daß
eine vermehrte Einſtellung von Gewerbe Kontrolleuren aus
dem Arbeiterſtande ſtattgefunden habe und hob ſodann her

vor, daß die Demokraten ſtets für die Gleichſtellung der
weiblichen Gewerbeaufſichtsbeamten eingetreten ſeien. Frau
Dr. Lüders hielt alsdann ein ausführliches Referat über
Wohlfahrtspflege des Reichstages Sie ſchilderte im beſon
deren die Bemühungen der Demokratiſchen Fraktion um das
Zuſtandekommen eines Kleinrentnerverſorgungsgeſetzes.

J BVeamtenausſchuß
des Preußentages, der durch ein ausführliches Referat des
Landtagsab geordneten Barteld (Hannover) eingeleitet wurde,
nahm auch der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker-Aſchoff

WMittelſtand, in dem lich die Deutſche Demokratiſche Partei das Wort. Er betonte, daß die Shyſtemänderungen in der

Untragbar iſt Belebung

es, daß als einzige Erwerbsquellen die Gemeinden
nur noch die Realſteuern und ihre Werkstarife haben
durch wirkt die Gewerbeſteuer vor allem für die klen
und mittleren Betriebe wie eine zweite Reichseinkom
ſteuer. Falk ſprach ſich grundſätzlich für eine Steuerde
heitlichung aus, aber er übte lebhafte Kritik an dem
länglichen Entwurf des Reichsfinanzminiſters Köhler
ſchilderte alsdann die Arbeiten zur Verwaltungste
in Preußen und forderte die Aufrechterhaltung der S
verwaltung der Gemeinden. Notwendig iſt weiter
Reform des Beamtenrechtes; in der nächſten Zeit wird
Vorlage verabſchiedet werden, wonach das Verfahren
Dienſtvergehen der Richter öffentlich ſein ſoll was
die Richter recht iſt, iſt für die übrigen Beamten b
und von demokratiſcher Seite werden in dieſer Hinſicht
Anträge geſtellt werden. Anträge werden die Demokt
auch ſtellen zu dem Geſetz über die preußiſche Beſoldi
reform. Wenn es aber überhaupt möglich iſt, dieſe
ſoldungsreform in Preußen vhne Steuern durchzuführe
deshalb, weil der demokratiſche Finanzminiſter Hof
Aſchoff eine vorſichtige Finanzpolitik getrieben hat
weil er nicht ſo handelt, wie jener Reichsminiſter, der
einer großen Vorlage ſich um die Deckungsfrage
fach nicht bekümmert, ſondern nur erklärt: Die Kl.
muß die Wirtſchaft tragen.

Nachdem dann noch Juſtizrat Falk die Stellung
Fraktion zur GroßHamburgFrage dargelegt hatte
klärte er zur Frage eines Landeskonkordats: Jn Pret
beſteht ſeit über hundert Jahren ein Konkordat. V
es nötig iſt, mit Rückſicht auf den katholiſchen Volksteil
neue Beſtimmungen einzufügen, etwa über die Aendel
der Bistümer oder über die Schaffung neuer Bistülf
ſo werden die Demokraten dem nicht entgegen ſein. Bei
Wahl von Biſchöfen müſſen die Rechte der Domkapitel
wahrt bleiben. Wenn aber weiter unter Preisgabe
Staatshoheit kirchenpolitiſche Opfer gefordert werden
ſind die Demokraten dafür nicht zu haben. Und wenn
lich Beſtimmungen über die Schule zwiſchen dem Vat
und dem Staate feſtgelegt werden ſollen, ſo wird d
kein demokratiſcher Miniſter und kein demokratiſcher
ordneter zu haben ſein. Falk ſchloß mit einem begeiſte
Hinweis auf das großdeutſche und einige Vaterland.
Anſchluß an das Referat fand dann eine eingehende D
kuſſion ſtatt, bei der u. a. Lic. Moering, Frau Ger
Bäumer und Oberbürgermeiſter Boeß (Berlin) ſprache

Die Arbeiten der preußiſch
Miniſter

Dr. Schreiber und HöpkerAſchoff ſprechen.
e Sonntagsverhandlungen der Demokratiſch m

ßentagung beggnnen mit zwei ausgezeichneten D tet v
Her beiden demskratiſ an Miniſter tn Preußen. d

miniſters Dr. Schreiber und des preußiſchen Finangm
HöpkerAſchoff. Während Dr. Schreiber die Fragen de
ſchaſtspolitik vornehmlich behandelte, erör terte Höpker-Aſ

die Finanzpolitik und insbeſondere die Finanzpolitik P
ßens in ihren Auswirkungen auf das Reich und die Rei
politik

Der preußiſche Handelsminiſter wies einleitend
auf hin, daß der krankhaft geſteigerte Radikalismus
Jahre 1922-23 weſentlich zu erklären ſei aus der wirtſch
lichen Hoffnungsloſigkeit, die ſich weiteſter Kreiſe bemäch

hatte. Neben der allmählichen Geſundung unſeres W
ſchaftslebens hat ſich auch eine politiſche Beruhigung
Parallelerſcheinung eingeſtellt. Das Charakteriſtikum

ſerer Wirtſchaftslage nach der Stabiliſierung der Währ
war der Schwund des flüſſigen Betriebskapitals und
Auſblähung unſeres Produktionsapparates. Der Mangel
Betriebs- und Erneuerungskapital iſt inzwiſchen di

des Sparſinns und durch ausl
Beamtenbeſoldung, Beſeitigung der Aufrückungsſtellen,
ſeitigung der Schlüſſelung, Einführung von Zulagen, in
meinſamer Arbeit mit der Reichsregierung durchgeführt
den ſei. Es ſei nicht richtig, daß die Beamtenſchaft d
Syſtemänderungen ablehne. Die Neuerungen ſeien von eit
großen Teil der Beamtenſchaft gewünſcht
den. Wohlerwogene Gründe haben zur Shſt
änderung geführt. Das Aufrückungsſyſtem habe
Folge gehabt, daß die Beförderung nicht nach dem Die
alter erfolgt ſei, ſondern von dem zufälligen Wegfallen
Vordermannes abhängig geweſen ſei. Die Schlüſſekung h
dahin geführt, daß vielfach ohne ausreichendes Bedürf
Aufrückungs und Beförderungsſtellen geſchaffen word
ſeien. Die Gewährung von Zulagen habe den Vorteil
die Zulagen den Beamten in vollem Umfange ohne Kürzu
des Dienſtalters zuteil werden. Der Miniſter warnte dar
den Aufſtieg ber mittleren Beamten lediglich in der
ſoldungsordnung zu ſuchen. Ebenſo wichtig ſei es, mittl
Beamte in die Stellen des höheren Dienſtes zu übernehm
Jn ſeinem Miniſterium ſeien ſieben Referentenſtellen du
mittlere Beamte beſett, die ſich durchaus bewährt hätt
Auch draußen in Lande müſſe man noch mehr mittlere
amte zu Regierungs und Landräten machen. Die Reg
gggrüungs und Schulräte würden ſchon heute zu einem
heblichen Teil aus den Kreiſen der Volksſchullehrer gen
men. Der Finanzminiſter führte weiter aus, daß die Be
dungserhöhung nach den Jſtausgaben berechnet, 16 bis
Prozent ausmacht. Der geſamte Aufwand betrage für Pri
ßen 193 Millionen Mark. Preußen ſei nicht in der La
dieſe Koſten allein zu tragen, aber es ſei bereit, den gri
ten Teil der Mehrausgaben aus eigenen Kräften zu dech
Auch dies würde nicht möglich ſein, wenn Preußen ni
in den vergangenen Jahren eine vorſichtige und ſparſa
Finanzpolitik getrieben hätte. Eine Beſoldungserhöhun
wäre geſcheitert, wenn Preußen wie manche anderen Länt

ſie für untragbar erklärt haben würde.
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ſhaftliche Demokratie läßt ſich nicht von heute auf morgen

Deutſchland ſeine natürlichen Grenzen. Der ſo dringend
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J kängt an, geſellſchaftsfähig zu werden, Der Handelsminiſter

diſche Anleihen gemildert, aber noch keineswegs behoben
worden. Erſchwert wurde die für eine geſunde wirtſchaftliche
Entwicklung notwendige Kapitalbildung durch übermäßige
Steuern namentlich in der Aera LutherSchlieben. Die
Erhvlungspauſe die der Dawesplan bis zur Erreichung
der Normalleiſtung für die deutſche Wirtſchaft vorgeſehen
hatte, iſt nicht voll ausgenutzt worden, zumal das In

kraftſetzen eines hohen Zolltarifs vor Abſchluß geeigneter
Handelsverkräge zu einer Zuſatzverpflichtung für das deutſche
Volk an die Reparationsgläubiger in Höhe von mehreren
hundert Millionen Mark geführt hat. Der überſetzte Produk-
tionsapparat hat durch den Zuſammenbruch leiſtungsun
fähiger Betriebe und durch die Rationaliſierung eine Zuſam
menziehung erfahren. Beides wirkte ſich auf den Arbeits
markt zunächſt außerordentlich ungünſtig aus,. bis der eng
liſche Bergarbeiterſtreik und die erſten Früchte der Rationa
liſterung zu einer Wirtſchaftsbelebung führten. Die gegen
wärtige Arbeitsmarktlage iſt leidlich befriedigend, wenn man
bedenkt, daß wir in Deutſchland jetzt eine um mindeſtens
10 Prozent größere Bevölkerungsdichtigkeit haben, als vor
dem Kriege, und daß ſdie Zahl der Erwerbstätigen in einem
noch ſtärkeren Verhältnis gegenüber der Vorkriegszeit ge
ſtiegen iſt. Die Kaufkraft des inneren Marktes iſt geſtärkt
worden und die Konſumfähigkeit des deutſchen Volkes wird

durch die ſo dringend notwendige Erhöhung der Beamten
beſoldung weiter geſteigert werden, wenn auch zunächſt ein
weſentlicher Teil der Aufbeſſerung zur Abdeckung von Schul
den in Anſpruch genommen wird.

Der preußiſche Handelsminiſter gab dabei der beſtimm
ten Erwartung Ausdruck, daß die notwendigen Mehraus
gaben für die Beamtenbeſoldung nicht etwa durch neue
Steuererhöhungen gewonnen werden, weil die dadurch er
folgende Verteuerung der Produktion nur dahin führen

könnte, daß der Beamtenſchaft von dem, was ihr jetzt ge
vährt werden ſoll, ein Teil wieder entzogen würde.

Die allgemeine Wirtſchaftsbewegung hat ſich leider nur
auf dem Binnenmarkt vollzogen. Der ſteigende Jmport
ausländiſcher Rohſtoffe bei gleichbleibender Ausfuhr muß
ſich in einer zunehmenden Auslandsverſchuldung auswirken,
die für Zwecke des Konſums nicht erwünſcht iſt. Die Entwick
lung unſerer Handelsbilanz war im letzten Jahre wenig be

friedigend. Nach den bisherigen Monatsergebniſſen, können
wir für das laufende Jahr gegenüber dem Vorjahr nur mit
einer geringen Zunahme des Ausfuhrwertes rechnen. Dem
gegenüber wird die Einfuhr in dieſem Jahre das vorjährige
Ergebnis um mehrere Milliarden übertreffen, und damit
die Höhe der Vorkriegseinfuhr unter Berückſichtigung des
veränderten Geldwertes und der Gebietsverkleinerung
Deutſchlands etwa erreichen. Wir müſſen mit allen Mitteln
dahin ſtreben, unſere Handelsbilanz zu verbeſſern, die man

nigfachen Hemmniſſe, die den internationalen Güteraustauſch

Genfer Verhandlungen, die jetzt geführt werden, iſt voller
Erfolg zu wünſchen Dabei wird auch die deutſche Wirtſchaft
erkennen müſſen, daß Zölle kein dauerndes Heilmittel ſind.
Sie haben vielleicht eine gewiſſe Berechtigung als Erzie

hungsmittel, aber jede Erziehung muß auch einmal ein
Ende haben. Mit unſeren Handelsverträgen ſind wir nicht
ſo ſchnell voran gekommen, als wir es gewünſcht hätten.
Die Möglichkeit, auf längere Zeit hingus zuverläſſig zu
disponieren, Möglichkeiten, die die Handelsverträge geben

iſt für den Kaufmann bisweilen wichtiger als die Zoll
frage ſelbſt.

Der Handelsvertrag mit Frankreich iſt nun zum Ab
ſchluß gekommen. Hoffentlich führt dieſer Vertrag auch zu
einer politiſchen Annäherung. Leider haben wir noch keine
Handelsverträge mit wichtigen anderen Nachbarlän-
dern, insbeſondere noch nicht mit Polen Der Eindruck,
iſt nicht ganz von der Hand zu weiſen, daß hier parteipoli
tiſche Hemmungen hindernd im Wege ſtehen. Die Schwierig
keiten liegen darin, daß Polen uns Waren anbietet, von
denen wir ſelbſt im Jnland genug produzieren. Die Ab
nahme dieſer Waren iſt nur möglich, wenn uns ein Aus
gleich geboten wird, der unſeren Umſatz in den betreffenden
Waren vorausſichtlich ſteigert. Es darf auch der Wert von
Handelsverträgen mit Polen und der Tſchechoſlowaket nicht
außer Acht gelaſſen werden im Hinblick auf die beiderſeitige
Grenzbevölkerung. Man kann nicht dauernd von der Für
ſörge für die Grenzbevölkerung ſprechen, wenn man nicht
alles tut, um die natürlichen Wirtſchaftsbeziehungen dieſer
Grenzbevölkerung zu entwickeln. Man ſollte den Grenzen
überhaupt ihre Schärfe nach Möglichkeit zu nehmen ver
ſüchen, und die Minderheiten auf beiden Seiten der Grenz

ſtehen.

Handelsminiſter Dr. Schreiber ſchilderte dann ein
gehend die Grundſätze der wirtſchaftlichen Demokratie. Die
politiſche Demokratie iſt viel zu ſpät und vhne organiſche
Entwicklung unſerem Volke zuteil geworden. Auch die wirt

durchſetzen. Die Arbeitnehmer haben nur durch die Verfaſ
ſung ihre politiſche Gleichberechtigung gewonnen, die ge

ſellſchaftliche und wirtſchaftliche Emanzipation muß noch
folgen. Ein Land, in dem die arbeitenden Maſſen ohne Glau

ben an ihren Aufſtieg und ohne Hoffnung auf die Zukunft
ſind, iſt ſchweren Gefahren ausgeſetzt und hat ſelbſt keine

Zukunſt. Notwendig iſt freilich, daß gleichzeitig die Erkennt
nis wirtſchaftlicher Tatſachen bei den arbeitenden Maſſen

einen tieferen Eingang findet. Eine Belebung des Binnen
marktes durch Erhöhung der Löhne und Gehälter hat in

notwendige Export iſt nur ſteigerungsfähig, wenn von uns
nicht zu teuer produziert wird, und wenn wir Qualitäts

arbeit leiſten
Dr. Schreiber ſchilderte dann die außenpolitiſche Ent

hervor, daß gerade die deutſchen Demp

t Nachbarn erſtrebt haben, beſonders berechtigt ſind, die Be
ſeitigung der Beſahung am Rhein zu fordern. Der Aufſſtieg

der Deutſchnationalen zur Regierungsmacht hat unſere
gaußenpolitiſche Entwicklung nicht gefördert. Jnnenpolitiſch
iſt eine Befeſtigung der Republik eingetreten. Die Republik

kampf und forderte eine ſtarke Betätigung auf dem Ge
biete des praktiſchen Handelns, für diefenigen, die in un
ſerem Volk beſonders zu kämpfen haben. Das ſind u. a.
die Kleinrentner und Kriegsbeſchädigten. Es iſt auch nicht
zu leugnen, daß ſich die Schwierigkeiten der Jnflation in
den Kreiſen des Handwerks und des Einzelhandels beſon
ders ſtark ausgewirkt haben. Die übermäßige Steuerbelaſtung
der letzten Jahre und die Strukturveränderungen innerhalb
der deutſchen Wirtſchaft haben dieſe Schichten beſonders hart
getroffen, denen daher erhöhte Aufmerkſamkeit zu widmen
iſt. Unſere republikaniſche Haltung in den Fragen der Per
ſonalpyolitik und der Staatsautorität muß klar und ent
ſchieden ſein. Es darf unter keinen Umſtänden der Eindruck
entſtehen, als wenn diejenigen Beamten, die, wie es ihre
Pflicht iſt, oſſen und freudig für die Republik eintreten, da
durch Schädigungen erfahren, ſtatt ermutigt zu werden.
Der preußiſche Handelsminiſter danke dem Oberbürgermeiſter
Boeß für ſeine mannhafte Haltung in der Flaggenfrage
und er bedauerte gleichzeitig die Haltung des Reichs
banners am Hindenhurgtage. Bis zu den Wahlen iſt es
nicht mehr weit. Das heißt, die Zeit zu nutzen und dop
pelt zu arbeiten. Bei den letzten Wahlen im Jahre 1924
ſtand der Wind gegen uns. Jetzt ſind die Vorausſetzungen
dafür gegeben, daß die deutſche Demokratie ihre Fahnen
wieder voranträgt. An unſeren Opfern und unſerer Arbeit
liegt es, ob dieſe Fahnen ſiegen,

Den klaren und gedankenreichen Ausführungen des
Miniſters Dr. Schreiber folgte ſtürmiſcher und begeiſterter
Beifall der ganzen Verſammlung.

HöpkerAſchoff ſpricht
Als zweiter Redner nahm nun der preußiſche Finanz

miniſter HöpkerAſchoff das Wort. Er ging ſofort auf
die Frage der Begmtenbeſoldung ein und betonte die ſtagats
politiſche Notwendigkeit dieſer Reform, da kein Staat vhne
dienſtfreudige Beamten leben könne. An Hand ſtatiſtiſchen
Materials ſchilderte dann der preußiſche Finanzminiſter die
Steigerung der Löhne der Arbeiter und hob hervor, daß
von gewiſſen Gruppen der unteren Beamten abgeſehen
auch nach der Durchführung der Beamtenbeſoldungsreform
mittlere und höhere Beamte bei weitem noch nicht das
Friedensreéalgehalt erreicht hätten. HöpkerAſchoff erklärte,
daß er im vorigen Jahre bereits gemeinſam mit dem Finanz
miniſter Reinhold die Notwendigkeit der Beamtenbeſol
dungsreform betont und ihre Durchführung für 1927 in
Ausſicht geſtellt hätte. Die ſchematiſchen Ungerechtigkeiten
der alten Beſoldungsordnung hätten ausgemerzt werden
müſſen. Die eingeführten Neuerungen ſeien von einem gro
ßen Teil der Beamtenſchaſt gewünſcht worden. Wohlerwogene
Gründe hätten zur Syſtemänderung geführt. Das Auf
rückungsſyſtem habe zur Folge gehabt, daß die Beförderung
nicht nach dem Dienſtalter erfolgt ſei, ſondern daß ſie von
dem zufälligen Wegfallen des Vordermannes abhängig ge
weſen wäre. Die Schlüſſelung habe dahin geſührt, daß vielfach
ohne ausreichendes Bedürfnis Aufrückungs und Beförde

nen, 1926 503 Millionen und 1927 598 Millionen zur

rungsſtellen geſchaffen worden ſeien. Die Gewährung von
Zulägen habe den Vorteil, daß die Zulagen den Beamten
in vollem Umfange ohne Kürzung des Dienſtalters zuteil
werden. Der Aufſtieg mittlerer Beamter dürfte nicht lediglich
nach der Beſoldungsordnung gewertet werden. Ueberaus
wichtig ſei es, mittlere Beamten bei der allgemeinen Ver
waltung in Referentenſtellen zu bringen. Auch für die Lehrer
ſeien Aufrückungsmöglichkeiten geſchaffen. Von 512 Kreis
ſchulräten in Preußen ſeien 166 Volksſchullehrer und 33
Mittelſchullehrer geweſen. Ebenſo ſtammten 14 Regierungs
und Schulräte aus dem Lehrerſtande., Das alles ſei erſt
nach der Staatsumwälzung möglich geweſen.

Die Beamtenbeſoldung erfordere für Preußen 193 Mil
lionen Mark und mit den erhöhten Zuſchüſſen für die Kirche
205 Millionen. Jn der Sitzung des Reichskabinetts habe
HöpkerAſchoff erklärt, daß Preußen aus eigener Kraft und
ohne die Steuern zu erhöhen, den größten Teil dieſer Laſt
tragen könne. Das würde nicht möglich geweſen ſein, wenn
Preußen nicht in den vergangenen Jahren eine vorſichtige
und ſparſame Finanzpolitik getrieben hätte. 1924 wurde
ein Ueberſchuß von 272,5 Millionen Mark aus dem preußi
ſchen Staatshaushalt herausgewirtſchaftet. Davon wurden
200 Millionen Mark für einen Betriebsfonds abgezweigt.
1925 endete mit einem Defizit von 121,6 Millionen, 1926
mit einem Defizit von 20,3 Millionen. Dieſes Weniger
konnte aus dem Betriebsfonds gedeckt werden. Für 1927
ſei im preußiſchen Etat nicht nur äußerlich, ſondern auch
innerlich ein Gleichgewicht vorhanden. Was wäre wohl aus
der Beſoldungsordnung geworden, wenn der preußiſche Fi
nanzminiſter dem Reichsfinanzminiſter erklärt hätte, was
andere Finanzminiſter erklärt haben Miniſter Höpker
Aſchoff erörterte dann die Lage der Gemeinden und glaubte,
daß auch ſie die Mehrkoſten tragen könnten. Jm ganzen wird
es möglich ſein, die Beſoldungsordnung ohne Erhöhung der
Steuern durchzuführen. Freilich über eins muß man ſich
klar werden: Jetzt nach Durchführung der Beſoldungsord
nung könnten auch die Steuern nicht geſenkt werden, was
ſonſt vielleicht möglich geweſen wäre. Jn einer weiteren
Ueberſicht führte Höpker-Aſchoff dann das Steigen der preu
ßiſchen Einnahmen von 1924 bis 1927 auf, während gleich
zeitig die Ausgaben eine niedrige Tendenz aufgewieſen
hätten. Das alles ſei möglich geweſen ohne Steuererhöhung.
Lediglich die Hauszinsſteuer ſet erhöht worden. Aber die
Mittel, die aus dieſer Erhöhung gefloſſen wären, ſeien dem
Wohnungsneubau zugute gekommen. Es ſeien verwandt aus
der Hauszinsſteuer 1924 265 Millionen, 1925 420 Millio

Erſtellung von Wohnungen. Jn Preußen ſeien geſchaffen
worden: 1924 59890 Wohnungen, 1925 103 500 Woh
nungen, 1926 127 300 Wohnungen, und im Jahre 1927
würde die Neubautätigkeit 150 000 neue Wohnungen er
veichen. Das bedeutet für das Reichsgebiet Umgerechnet ein
jährliches Mehr von 250 000 Wohnungen. Dieſes Mehr
würde nicht nur ausreichen, um den Neubedarf zu decken,
ſondern es würde auch zur Folge haben, daß die Wohnungs
not in ſechs bis acht Jahren beſeitigt ſei. Dann ſei auch

ſchilderte dann die Rolle der Demokraten im nächſten Wahl

h

die Vorausſetzung für die Aufhebung der Wohnungszwangs

wollen. Anſchließend gab der Finanzminiſter ein Bild der
preußiſchen Anleihepolitik und betonte ausdrücklich, daß alle
auſ genommenen Anleihen produktiven Zwecken zugeführt wor
den ſeien. Die Landwirtſchaft habe 90 Millionen für Zwecke
der Siedlung, für Meliorationen, für Oedlandkultivierung
und für Landgewinnung an der Küſte erhalten. Das Han
delsminiſterium habe die vor dem Kriege ſo ſtark vernach
läſſtgte Elektrizitätswirtſchaft ausbauen können. Auch die
preußiſchen Häfen ſeien verbeſſert worden, und ſchließlich
habe der Wohlfahrtsminiſter noch 55 Millionen Mark für
Zwecke der produktiven Erwerbsloſenfürſorge erhalten. Dieſe
Gelder ſeken vor allem zum Bau von Landarbeiterwoh
nungen verwandt worden. Beachtet werden müſſe auch die
Steigerung der Ausgaben für kulturelle Zwecke Das re
publikaniſche Preußen könne in dieſer Beziehung den Ver
gleich mit dem Preußen der Hohenzollern ſehr wohl aus
halten.

Jm zweiten Teil ſeiner Ausführungen ging Höpker
Aſchoff vor allem auf das Verhältnis zwiſchen Reich und
Ländern ein. Er erörterte die bisher vorliegenden Er
gebniſſe der Finanzſtatiſtik, die als Grundlage für den
endgültigen Finanzausgleich dienen ſolle. Nach dieſer Sta
tiſtik ſeien die Steuereinnahmen geſtiegen im Jahre 1925
gegenüber 1913 beim Reich um 161 Prozent, bei den
Ländern um 208 Prozent und bei den Gemeinden um
109 Prozent. Gegenüber dieſen Zahlen ſei aber größte
Vorſicht angebracht. So ſei die Hauszinsſteuer mit einge
rechnet, deren Erträgniſſe durch die Neubautätigkeit wieder
in Wegfall kämen. Außerdem ſeien auch in dieſer Sta
tiſtik nicht die Eiſenbahnüberſchüſſe berückſichtigt worden.
Mit dieſen Korvrekturen ergäbe ſich eine Stefgerung der
Steuereinnahmen bei den Gemeinden um 88 Prozent und
bei den Ländern um 1282 Prozent. Die Schulausgaben,
die 1911 in Preußen 324 Millionen betragen hätten,
betrügen 1927 577 Millionen. Jm Jahre 1918 habe der
Staat für die Kirche 37,4 Millionen ausgegeben, 1927
ſei dieſer Betrag auf 67,6 Millionen angewachſen und
wenn die Hoſten der Beſoldungsreform hinzugerechnet wer
den, würde er ſich auf 82 Millionen ſteigern Es ſei alſo
nicht richtig, daß jetzt der Staat die Kirche gegenüber
unfreundlich behandle, das Gegenteil ſei vielmehr der Fall.
Jm Hinblick auf die kommende Steuerreform ſprach der
Miniſter die Bereitwilligkeit aus, dem Grundgedanken der
Steuervereinheitlichung beizutreten. Angeſichts dieſer Fragen
gewinne das Problem Reich Länder beſondere Bedeutung
HöpkerAſchoff erörterte eingehend die Uebernahme von
Kompentenzen der Länder auf das Reich. Den Souveräni
tätsbegriff der Länder lehnte er im Verein mit der ju
riſtiſchen Wiſſenſchaft und im Gegenſatz zu Herrn von
Keudell ab. Es ſei gewiß möglich, daß noch eine Anza
Spezialkompetenzen auf das Reich übernommen würden
z. B. ſei eine Verreichlichung der Juſtiz ſehr wohl denkbar
Aus dem Bereich der allgemeinen Verwaltung könne all
lerdings nichts herausgebrochen werden. Die Schaffung eines
Rhein miniſteriums und die etwaige Schaffung eines Staats
kommiſſars für Oſtpreußen ſchaffe üble Doppekarbett. Rhein
miniſter und Oſtkommiſſar, das ſeien die Oberpräſidenten
im Rheinland und in Oſtpreußen. Notwendig ſei die Neu
gliederung Norddeutſchlands. Eine ſolche Neugliederung ſet
nicht als die Errichtung eines Großpreußens gedacht Nach
der erfolgten norddeutſchen Neugliederung könne die Ver
waltung dann in die Hand der Reichsregierung gelegt
werden, und es ſei weiter kein Schade, wenn neben 12
norddeutſchen Provinzen dret ſüddeutſche Länder einſt
weilen vorhanden wären. Die Zeit würde dann ſchon für
eine Angleichung ſorgen. Und die Länderparlamente würden
in abſehbarer Zeit in Wegfall kommen können. Wir hätten
eine einzige große politiſche Volksinſtanz, den Reichstac
Wir wollen hoffen, daß wir alle noch weſentliche Tedieſer Entwicklung ſehen und erleben. Zum Schluß ſehr
derte der Miniſter noch die Stellungnahme des preußiſchen
Kabinetts zur Reichsregierung und hob hervor, daß die
preußiſche Regierung vor allem in der Außenpolitik ſtets
die beſte Stütze der Reichspolitik geweſen wäre. Wenn
jetzt beim Reichsſchulgeſetz die preußiſche Regierung Ab
änderungsanträge geſtellt habe, ſo ſei in dieſen Anträgen
das Vorrecht der Simultanſchule geſichert und außerdem
ſei die Simultanſchule in den Simultanſchulgebieten be
ſonders geſchützt. Die demokratiſchen Miniſter ſind gewiß
durch dieſe Anträge noch nicht befriedigt Aber der Kampf
liegt nun im Reichstag und bei den Parteien rechts und
links von der Demokratiſchen Partef wird es ſich zeigen
wie ſie den Kampf für die deutſche Schule zu führen
gedenken. Die Demokratiſche Partet, ſo ſchloß der Miniſter,
war immer Bannerträgerin der deutſchen Staatsidee und
wird es auch in Zukunft ſein.

Die Verſammlung dankte dem Miniſter mit lebhaftem
Beifall und brachte ihm begeiſterte Kundgebungen dar.

Der demokratiſche Landtägsabgeordnete Riedel dankte
dem Miniſter noch einmal und begrüßte hierauf den Ehren
vorſitzenden der Deutſchen Demokratiſchen Parktei, den re
gierenden Bürgermeiſter von Hamburg, Carl Peterſen, der
auch von der Verſammlung ſtürmiſch begrüßt wurde.

Jm Anſchluß an die beiden Miniſterreſerate fand
dann eine eingehende Ausſprache über die geſamtpolitiſche
Lage ſtatt.

Profeſſor Trumpler- Frankfurt a. M. dankte
dem Reichstagsabgeordneten Fiſcher für ſeine erfolgreiche
Etat und Wirtſchaftspolitik. Die Steuerbelaſtung der Wirt
ſchaft dürfe nicht vergrößert werden und der Gedanke der
Steuervereinheitlichung ſei zum erſten Mal von dem demo
kratiſchen Reichsfinanzminiſter Reinhold in Dresden ver
treten worden. Die Reichstagsabgeordnete Frau Dr. Bäu
mer wies darauf hin, daß Außenminiſter Dr. Streſe
mann, der dem Schulgeſetz im Kabinett im ganzen zuge
ſtimmt habe, in Liegnitz ausführte, es ſei ausgeſchloſſen,
daß dem Reich „auch noch die Koſten für eine ſo über
flüſſige Sache“ aufgebürdet würde. Jm übrigen würde man
ſich darauf verlaſſen müſſen, daß ein unannehmbares
Schulgeſetz abermals am Widerſpruch Preußens im Reichs
rat ſcheitern würde. Auf die Haltung der Volkspartei
könne man ſich nicht verlaſſen, zumal Herr Dr. Streſemann
in kulturpolitiſchen Dingen ſchon ein paar Mal umgefalkenwirtſchaft geſchaffen, die wir doch alle aufgehoben wiſſen ſer. Die Oeffentlichkeit müſſe eine breite Baſis vilden zum

e e



abgeordneten Falk, Riedel und Merten, als Mitglied des

anmtenſchaft Schulrat ThiemannNeviges. Jn ſeinem Schluß

der demokratiſchen Reichstagsfraktin

Kampfe gegen das Schulgeſetz. Chefredakteur Bernhard
hob hervor, daß infolge der Revolution Preußen aus einem
Herd der Reaktion zu einem Hort des Fortſchritts ge
worden ſei. Dieſe Erkenntnis ſollte von der Art von Par
tikularismus frei machen, die in Berlin geradezu einen
Feind erblickt. Jm Hinblick auf die Denkſchrift Parker
Gilberts erinnerte Bernhard daran, daß wir an das Aus
land verſchuldet ſeien und Erleichterungen nur erwarten
könnten, wenn wir das Ausland davon überzeugen, daß
wir eine vernünftige Wirtſchaſts- und Finanzpolitik treiben.
Landtagsabgevrdneter Barteld erörterte die Fragen der
Beamtenbeſoldung und der Beamtenpolitik. Die deutſchen
Konſervativen hätten in der Vorkriegszeit den Niedergang
der Beamtenbezüge verſchuldet. Reichsſinanz miniſter Dr.
Köhler habe in ſeiner Magdeburger Rede Hoffnungen er
weckt, die gar nicht erfüllt werden konnten. Dieſe Rede
ſei eine Jrreführung der öffentlichen Meinung geweſen.
Malermeiſter Könke Berlin erklärte, daß der Miktelſtand
für den Gedanken des Einheitsſtaates gewonnen werden
müſſe. Das Mitglied des Reichswirtſchaftsrats Maria Hel
lersberg forderte, daß die demokratiſche Partei ſich be
ſonders der Arbeitnehmer annehmen ſolle, und der Vor
ſitzende des Arbeitnehmerausſchuſſes Graf Berlin ver
langte die Schaffung eines Arbeitnehmerprogrammes der
Deutſchen Demokratiſchen Partei. Der Landtagsabgeordnete
Hourttz ſchilderte die ſchädliche Haltung der Volkspartei
Und der Wirtſchaftspartei bei der Beratung der preußi
ſchen Gewerbeſteuer. Wo Steuerſenkungen zugunſten der
gewerblichen Mittelſtandes eingetreten ſeien, da ſei es den
demokratiſchen Miniſtern zu danken. Der Landtagsabge
ordnete Wachhorſt de Wente brachte Steuerbeſchwer
den der deutſchen Bauernſchaft vor. Es ſei unglaublich,
daß Großgrundbeſitzer mit mehr als 2000 Morgen auf
Grund ihrer Buchführung ſteuerfrei blieben, während die

einen und mittleren Bauern hohe Steuern zahlen müß
ten, Die deutſchnationale Siedlungspolitik brandmarkte der

Redner als unehrlich. Der Großgrundbeſitz wolle beſonders
im Oſten keinen ſelbſtändigen Bauernſtand. Landtagsabge
vrdneter Hof f ſprach über Hauszinsſteuer und. Wohnungs
zwangswirtſchaft. Er erinnerte daran, daß Schlieben der
Vater der Hauszinsſteuer ſei, und daß dieſe von den Rechts
parteien mit Einſchluß der Wirtſchaftspartei angenvmmen

worden ſei. Goll FrankfurtMain wandte ſich gegen die
Wirtſchaftspartei und Reichsgeſchäftsſührer Werner Ste
ph an ſtellte den erfreulichen Verlauf der Preußentagung
feſt. Es wurde alsdann ein Ausſchuß zur Vorbereitung
der Landtagswahlen gewählt, dem u. a. die Landtags

Stagatsrats Dr. Trittel Nordhauſen angehören. Die Frauen
vertritt. Frau Hoffmeier-Hannover, den Oſten und das
Pplatte Land StockſiſchPetersdorſ, den Weſten und die Be

wort führte der Abgeordnete Riedel aus, daß die Parole
ſei der Kampf für ein freiheitliches

für ein großdeutſches Vaterland. Folgende
hieß u vurde einſtimmig angenommen. Der
ßentag de tſchen Demokr ß
einmütig zu der wahrhaft vaterländtſchen Jdee de

großdeutſchen Einheitsreiches. Er fordert die Parteianhän
ger im Lande auf, in dieſem Zeichen den nächſt jäh
Ligen Wahlkampf zu führen und dabek zu ſtreiten
Für ein freiheitliches Preußen, für rdas eine große deutſche
Vaterland, für die demokratiſche deutſche Republik.“ Nach
dem der Leitung noch der Dank ausgeſprochen war, wurde
die erfolgreich verlaufene Tagung mit einem Hoch auf das
Vaterland und mit dem Deutſchlandlied beſchloſſen.

Aus der Arbeit

des Preußentages

Hilfe für das Deutſchtum in Südtirol
Eine demokratiſche Interpellation e
Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat nachſtehende
Interpellation eingebracht:
DeutſchSüdtirol, bis zu den Friedensſchlüſſen von
1919 anderthalb Jahrtauſend lang unumſtriktener deutſcher
Volksboden, iſt durch italieniſche Gewaltmaßnahmen ſchwerer
als je bedroht. Jn letzter Zeit hat die offen verkündete

Abſicht, das Deutſchtum auszurotten, die Jtaliener zu immer
furchtbareren Methoden verleitet. Jn dieſem kerndeutſchen

Land darf heute außer in ſechs Gemeinden keine deutſche
Aufſchrift mehr gezeigt werden. Auch alle deutſchen Auf

ſchriften an Privathäuſern und ſogar die deutſchen Jn-
ſchriſten in Tiſchtüchern, Gläſern uſw. ſind verboten. Jn

den Volksſchulen darf kein deutſcher Unterricht mehr er
keilt werden. Erteilung von deutſchem Privatunterricht,
den kein Geſetz verbietet und den neben dem öfſent
lichen Unterricht auch kein Geſetz verbieten kann, wird
auf dem Verwaltungswege beſtraft. Junge Mädchen, die
ihn erteilten, ſind mit Arreſtſtrafen von 5 bis 19 Tagen
belegt worden, und dieſe Strafen ſind quch tatſächlich
vollzogen worden. Deutſche Anwälte ſind aus der Liſte der
Rechtsanwälte geſtrichen worden, ohne daß ihnen irgend
etwas anderes als das Eintreten für ihr Volkstum vorge
worfen werden könnte. Deutſche Gemeindeärzte wurden
gleich willkürlich mit kürzeſter Kündigungsfriſt entlaſſen

Jeder angeſehene deutſche Mann wird mit Zwangsver
ſchickung, die nicht von einem ordentlichen, ſondern von

DSemokratiſche Reichstagsfraktion und Todesſtraſe.
Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat ſich mit der Frage
der Abſchaffung oder Beibehaltung der Todesſtraſe befaßt
Es ergab ſich, daß in dieſer Frage die Auffaſſungen der
Partei geteilt waren, doch wurde einmütig feſtgeſtellt
daß die Stellungnahme zum Problem der Todesſtrafe nicht
eine Frage ſei, die die demokratiſchen Grundanſchauungen
berühre. Die demokratiſche Reichstagsfraktion wird bei der
Abſtimmung in dieſer Frage keinerlei Fraktionszwang be
ſchließen
Demokratiſche Kleinrentnerſürſorge.

Den lebhaften Bemühungen der Demokratiſchen Reichs
tagsfraktion iſt es erfreulicherweiſe gelungen, dahin zu
wirken, daß die Parteien den ſozialdemokratiſchen Jni
kativgeſetzentwurf für die Kleinrentner dem ſozialen Aus
ſchuß überwieſen haben. Jm ſozialen Ausſchuß hat der
demokratiſche Abgeordnete Ziegler den Antrag geſtellt, dieſen
Geſetzentwurf als vordringlich zu behandeln. Dieſem An
trag wurde ſtattgegeben und der Ausſchuß ſür ſoziale
Angelegenheiten wird ſich in der Zeit vom 14 bis 19
November mit dem Geſetzentwurf der Demokraten befaſ
ſen. Es kann nur gewünſcht werden, daß der Ausſchuß
ſchnelle Arbeit macht, damit endlich die von den Klein
rentnern geforderte geſetzliche Regelung der ganzen Materie

zur Tat wird
Soziales

Wahl zum Aufſichtsrat bei der Commerz und PrivatBank.
Bei der genannten Großbank waren die Wahlen von

zwei Auſſichtsratsmitgliedern aus den Reihen der Arbeit
nehmer von den Betriebsräten der beiden Hauptnieder
laſſungen in Hamburg und Berlin und der Filialen

Bezirkskonferenz der Hirſch. Dunckerſ chen Gewerkvereine.

okratiſchen Partei bekennt e eben. Die Mehrheit der Rechten iſt von 14

n einem Ausnahmegericht ausgeſprochen wird, bedroht Der
vor dreiviertel Jahren lediglich wegen ſeiner Bemühungen
um den deutſchen Privatunkterricht unter Außerachtlaſſung
aller Rechtsgarantien zwangsverſchickte Dr. Noldin wird
noch heute, an Geſundheit und Vermögen ſchwer geſchä
digt auf den Lipariſchen Jnſeln gehalten und zwar unker
ſich verſchlechternden äußeren Bedingungen.

Was gedenkt die deutſche Reichsregierung demgegenüber
Zum Schutz deutſchen Volkstums im Auslande zu kun?

Welche Fortſchritte gedenkt ſie zu unternehmen, um
die kulturellen Rechte deutſcher Polksgenoſſen gegen die maß

h loſen Tevrorakte ihrer Regierungen zu ſchützen

vorzunehmen. Hierbei erhielt die Liſte des Deutſchen Bank
beamten- Vereins 114 Stimmen die des freigewerkſchaft
lichen Allgemeinen Verbandes der Bankangeſtellten nur 19,
ſo daß für die kaufmänniſchen Angeſtellten der Kandidat des
D.B.V. mit überwältigender Mehrheit gewählt iſt. Für die
gewerblichen Angeſtellten ſiegte die Liſte des Reichsver
bandes der Bankkaſſenboten (Sitz Frankfurt am Main), die
der erwähnten freigewerkſchaftlichen Organiſation unterlag

auch hierbei

Parteinachrichten
Einberufung des demokratiſchen Parteiausſchuſſes.

Der Parteiausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen Partei iſt
auf Sonntag, dem 20. November, nach Berlin einberufen
worden Auf der Tagesordnung ſteht vor allem eine Aus
ſprache über die politiſche Lage, in der zwei Tage vor dem
Wiederzuſammentritt des Reichstages die aktuellen Fragen
ausführlich erörtert werden ſollen. Ferner ſtehen auf der
Tagesordnung organiſatoriſche Fragen, ſo insbeſondere das
Verfahren bei Aufſtellung der Reichswahlliſte.

Wahlerfolge der Linken in Oſtpreußen Jm Land
kreiſe Königsberg hat die neue Wahl des Kreistages, not
wendig geworden durch Eingemeindungen, wieder einen Ruck

gegen 11 auf 12 gegen 11, alſo um 2 Sthe zurückgegangen

ſtand 5 Prozent Stimmen gewonnen, die Sozialdemokraten
2 Sitze weniger, die Kommuniſten 2 Sitze mehr erzielt Jm
Kreisausſchuß werden 3 Rechte und 3 Linke ſitzen. Für die
Demokraten iſt der ausgezeichnete Kleinbauernführer, Amts
vorſteher Link, Kobbelsbude, gewählt.

Bezirk Magdeburg
Siehe auch gegenüberliegende Seite.)

Veranſtaltungen
der

Deutſchen Demokratiſchen Partei
Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäſtsführender Ausſchuß Die nächſte Sitzung fin
det am Montag, dem 31. Oktober, abends 7,30 Uhr, in den
„Altſtädter Bürgerſälen“ ſtatt.

Stammtiſch für die Mitglieder der D. D. P. Diens
tag, den J. November, abends 8 Uhr, Hotel „Weißer Bär“,
Weinfaßſtraße 6. Starke Beteiligung erwünſcht.

Der erweiterte Bezirksvorſtand des Bezirkes Magde
vurg Anhalt der Deutſchen Demokratiſchen Partei tritt am
Sonntag, dem 30. Oktober, vormittags pünktlich 10,39 Uhr,
in der „Freundſchaſt“ (Grüner Saal I. Etage) Prälaten
ſtraße 32, zu einer ſehr wichtigen Sitzung zuſammen. An
den Verhandlungen nehmen auch die Abgeordneten Dr.
Hummel und Dr. Bohner teil.

Die nächſte politiſche Ausſprache wird wahrſcheinlich
am Sonntag, dem 6. November, ſtattfinden.

nhlandBund. Freitag, dem 4. November 1927, abends
20 Uhr, Zuſammenkunft in den Altſtädter Bürgerſälen,
Apfelſtr. 9. Tagesordnung u. a. Bericht Riemann über
Preußentag der D. D. P.

Kleiſtfeier der Volkshochſchule
Die Volkshochſchule veranſtaltete am Montag dem

24. Oktober, in der Aula der Luiſenſchule eine Kleiſtfeier,
zu der unſere Abgeordnete Frau Dr. Gertrud Bäumer
das Referat übernommen hatte. Die geiſtvolle und gut
aufgebaute Rede fand ſehr gute Aufnahme. Jm Anſchluß
an die Feier fand eine ſchlichte Abſchiedsfeier für den
ſcheidenden 1. Vizepräſidenten Geh. Rat Dr. Hausmann
ſtatt. Lehrer Willberg midmete Dr. Hausmann warme
Worte der Anerkennung für die von ihm geleiſtete Arbeit
im Intereſſe der Volkshochſchule und überreichte ihm als
Zeichen des Dankes eine Sammlung guter Bilder von der
Stadt Magdeburg aus dem Atelier von Elſe Bäumer.
Oberbürgermeiſter Beim s ſchloß ſich dem Dank des Vor
redners an und wies darauf hin, daß das Verhältnis zwi
ſchen Stadtverwaltung und Oberpräſidium ein ausgezeich
netes geweſen iſt. Vizepräſident Dr. Hausmann er
klärte, daß er nichts getan habe, wofür ihm beſonders
zu danken ſei; er habe nur ſeine Pflicht und Schuldigkeit
getan. Er wünſche der Volkshochſchule für ihre Arbeiten
gute Erfolge.

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag Ludwig

Die Demokraten haben mit ihrer Liſte „Bauern und Mittel

Am Sonntag, dem 30. Oktober, findet un 10 Uhr in
der „Reichshalle“ für die Bezirke Magdeburg und Braun
ſchweig eine größere Konferens, für alle Berufe, die dem
Verband der deutſchen Gewerkbereine angeſchloſſen ſind,
ſtatt. Gewerkvereinsſekretär Käver- Berlin hält einen Vor
trag über „volks wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Tages
fragen, an den ſich eine Ausſprache anchließt. Gewerk
vereinsmitglieder können als Gäſte an dieſer Konferens
teilnehmen

Die Ablöſung des Neubeſitzes der Magdeburger Stadt
anleihen Auf Grund der 8. Verordnung zur Durchführung
der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden pp. vom

September 1927 (Preußiſche Geſetzſammlung S. 187)
iſt der Neubeſitz der Markanleihen der Stadt Magdeburg
innerhalb eines Ausſchlußfriſt vom Oktober 1927 bis
14 Januar 1928 anzumelden. Unter Neubeſitz ſind nach
dem Anleiheablöſungsgeſetz die Anleihen zu verſtehen, die
nach dem 1. Juli 1920 erworben ſind. Die Einrgichung
der Schuldverſchreibungen (Mäntel und Bogen) hat wie im
Altbeſitzverfahren bei den Vermittlungsſtellen (GBanken,
Sparkaſſen, öffentlichrechtlichen Körperſchaften uſw. zu er
folgen. Eine direkte Einlieferung bei den ſtädtiſchen Kaſſen

iſt unzuläſſig
Loburg. Am 25. Oktober ſo BDohner in

einer Verſammlung im „Schwarzen Adler“ in Loburg-
Nach einem Ueberblick über die zur Zeit in der auswärtigen
Politik im Vordergrund ſtehenden Fragen kam er auf
die Jnnenpolitik zu reden. Er gab eine Darſtellung, wie ſich
das Reichsſchulgeſetz in Loburg ſelbſt auswirken könne und
machte auf die Verſchwendung von Kraft aufmerkſam, die
darin ſich zeige, daß man in Loburg eine ſiebenſtufige
ſtädtiſche Volksſchule habe und kaum einen Steinwurf weit
weg die einklaſſige Schule Loburg-Land, die Gutsſchule
des Gutsbezirkes Wenn dazu nun noch die 25 katho
liſchen Loburger Kinder eine eigene katholiſche Schule käme

von gans links als Antwort darauf auch noch die weltliche
verlangt würde, dann hätten die Loburger Gemeindever
treter ſicher noch mehr Anleihe aufzunehmen, als ſie es
gerade jeht ſchon tun müßten Er ging dann zu Mittel
ſtands fragen über, wies darauf hin, daß die Höhe der
preußiſchen Steuer vom Finanzausgleich mit dem Reich ab

den doch die Rechte gemacht habe. Die Rechte
habe auch das Hauszinsſteuergeſetz von 1925 gemacht, das

t Landtag verhi
Hauszinsſtelter her

ten.
Jn der Ausſprache ergriff der Syndikus des Ver

bandes für Handel und Gewerbe, Dr. Hagemann, das
Wort und führte beſonders aus, wie der Preußentag der
Demokratiſchen Partei die Pflege des Mittelſtandes durch
die Partei hell habe hervortreten laſſen.

Angern. An Donnerstag, dem 20. Oktober, hielten
wir eine von etwa 40 Teilnehmern beſuchte Verſammlung
in Angern ab. Neben den Fragen der allgemeinen Politik
behandelte Dr. Bohner beſonders Fragen der Land
wirtſchaft. Er wies auf das Eintreten der Demokraten
für die Beſchaffung von Land hin (Siedlungsgeſetz und
Ergänzungsanträge), auf
Steuerveranlagung (Reichsbewertungsgeſetz) und auf ihr
Verlangen der Pflege und Schulung der mittleren und
kleinen Landwirtſchaft durch die Regierung (Forderung

im Rundfunk, Berückſichtigung der Kleintiersucht bei Aus
ſtellungen und Prämiterungen, Unterweiſung über Forde
rungen und Gelegenheiten zum Abſatz der nicht nur reifen,
ſondern auch marktfertig gemachten Ware). Zum Schluß

den Eingangswort die geſchichtliche

gebenen Stimmen bei den letzten Wahlen dar,

kleineren Orten eine beträchtliche Zahl

Wegen übergroßen Stoffandranges mußte einiges zur
nächſten Nummer zurückgeltellt werden.

Mün z, Magdeburg. Druck Buchdruckerei Weniger Co.,
G. m. b. H. Deſſau

Stimmen der Demokraten denen
leichkämen.

wie auch

ihr Drängen auf gleichmäßige

des Genoſſenſchaftsweſens, landwirtſchaftliche Belehrung

beſprach er die Bezahlungs und Verkehrsverhältniſſe auf
dem platten Lande. Die Verſammlung wurde geleitet durch

den Hauptlehrer Strohmever, der in einem glänzen
Entwicklung der Demo

kratie in einem ſo kleinen Ort wie Angern beleuchtete.
So z. B. habe ſich in Angern nach den vorhandenen
Aufszeichnungen 1848 ein Verein der Königstreuen gebildet
Ueber die Demokraten findet ſich in dieſen Aufseichnungen
der ſchöne Satz: „Den Demokraten aber wurden die Fenſter
eingeworfen. Schon damals habe man geſellſchaftlichen
und wirtſchaftlichen Boykott gegen unabhängige Leute ge
übt. Herr Strohmeyer legte dann an der Hand der abge

daß gerade

in der Gegend zwiſchen Wolmirſtedt und Stendal in den
von demokratiſchen

Stimmen gefallen ſei, daß häufig in dieſen Orten die
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tkweteine Fte ganze Unſaytgrett des alten Syſtems zeigen. Verſtänd

Uhr in lich genug, daß die Gegner der Republik, die einen Ebert
d Braun ünd einen Hindenburg zum Oberhaupt erkoren, dieſe Vor
die dem gänge möglichſt vergeſſen wollen.
em.n Lloyd Georgee e Der engliſche Liberalismus, den man bereits tot geſagt
Gewer bat ſteht vor ſeinem Wiedererwachen, und Lloyd George,

Honſeren deſſen Rolle ausgeſpielt zu ſein ſchien, iſt der Führer
n einer beträchtlich wachſenden Partei, wahrſcheinlich der

kommende Mann Englands Ungeheuren Zulauf haben
er Jr tadtt ſeine Verſammlungen, ſo daß Polizeiaufgebote die Straßen

führung ſperren mußten Er ſcheint viel zugelernt zu haben, denn
win er tadelt an den jetzigen Machthabern alles das, was er

W a ſelbſt auch getan hat, als er noch im Amt war. Damals
n urt führte er den Krieg bis zur Vernichtung Deutſchlands,

bis obwohl die britiſche Tradition immer darauf gehalten
ind na hatte, das Gleichgewicht auf dem Kontinent zu wahren.
hen di Er duldete einen Friedensvertrag, deſſen Wahnſinn ſpä
ehun tere Zeiten gar nicht begreifen werden Aber er bat bereits
a wie in begriffen, daß es ein Wahnſinn war Und deshalb fordert
Ganken er die Reviſion. Das Echo ſeiner Reden iſt in Frankreich

w) zu er recht unfreundlich. Das wird ihn hoffentlich nicht über

n Kaſſen raſchen Richard Mah.
hner in Bezirk Magdeburgbin (Siehe auch gegenüberliegende Seite.)
r Zu Quedlinburg ſprach Medizinakrat Dr. Ma-
a anf khias Bernburg über das Thema: „Die Gegner der De

wie ſich mokraten, deren Ziele und unſere Aufgaben Viele Volks
n und genoſſen haben das Weſen der Demokratte noch nicht ver
rſam de ſtanden. Vielleicht wäre es beſſer geweſenn, die Weimarer
entufige Verfaſſung viel feſter zu verankern, als es heute der Fall
en iſt. Ein Streit um die Flaggenfrage, um ein Reichsſchul
Antsſhul geſetz wäre dann nicht möglich geweſen! Zu dieſen Man

katſo geln kommt nun noch die Gleichgültigkeit und der Stumpf
hule käme ſinn großer Volkskreiſe, die ſich um nichts kümmern als
e welkliche üm ihre perſönlichen Sonderintereſſen! Dieſe Jeute aufzu
neindever kütteln und über die tatſächlichen Verhältniſſe aufzuklären,
als ſie muß eine Hauptaufgabe der Deutſch Demokratiſchen Partei
Mittel werden. Bezüglich der politiſchen Parteien iſt keine Aus
Höhe der nahme zu machen von links nach rechts. Für die Sozial
Reich ab demokratiſche Partei, die rund 50 Prozent aller Wähler
e Recht hinter ſich hat, erwächſt aber beſonders die Pflicht, ſich an
nacht, das der Verantwortung für den Staat zu beteiligen. Doch
wie auch die von ihr angeſtrebte Sozialiſierung lähmt die Schaf

te Oben fenskraſt des einzelnen Menſchen Auch mit der antireli
e hin e aziöſen Einſtellung der Sozialdemokraten können wir nicht
daß n einverſtanden ſein, denn der Glaube iſt der Grundpfeiler
nach den eines Staates Die Deutſchnationale Partei, die Deutſche
Zu Un Volkspartei und die Wirtſchaftspartei ſind in einen Topf
rbe gegen u werfen. Doch iſt die deutſchnationale noch die ehrlichſte!
eiung der Aber bekämpft muß ſie werden, weil ihr Ziel die Wieder
denn die zrrichtung des Untertanenſtaates iſt! Die Deutſche Volks
Geſetz ge partei iſt eine Partei des Kapitalismus und der Truſte,
igung, die ſie iſt wohl die unzuverläſſigſte, die es gibt. Die Wirt
rauch ge ſchaftspartei aber geht nur auf Täuſchlng ünd Stimmen-
Winde lang aus und jongkfert mit ihrem Namen als Mittel
ſeranger I ſtandspartei“, als „Hausbeſitzerpartei“, als „Reichspartei
über d ür Handwerk und Gewerbe“, wie das Chamäleon mit der
Erleichte Farbe ſeines Felles. Jm Anſchluß an dieſe Partei machte
t Schluß Redner ſehr ſachliche Ausführungen über die Wohnungs
z für den wirtſchaft, den Hausbeſitz und die Hauszinsſteuer. Der
ein L Kampf der Deutſch Demokratiſchen Partet iſt auch ein
elſtand n Kampf um die Erhaltung eines geſunden Mittelſtandes.
den ſog Alle Bürger des deutſchen Volksſtaates müſſen ſich zuſam
g gezei menfinden in dem einheitkichen Gedanken, daß die Demo
nach de kratie das Feld ſein muß, an dem ſich die Wellen des
e über von links angeſtrebten ſozialiſtiſchen Staates und des von
das Lun rechts angeſtrebten Untertanenſtaates brechen, der Pol, an
menlehl n dem die Extreme ſich finden!
en Mitte Egeln. Die Deutſche Demokratiſche Partei veranſtaltete
d al am Sonntag, dem 16. Oktober, vormittags 11 Uhr, im
wohl Geſellſchaſtshaus Teute eine verhältnismäßig ſehr gut be
niſſen ſuchte Vertrauensmännertagung für den Kreis Wanzleben.

Der Kreisvereinsvorſitzende, Rektor Benner, wies in ſeiner
Anſprache darauf hin, daß die Parteileitung beabſichtige,
unmehr, laufend derartige Zuſammenkünfte zu veranſtal
ken, um die Fragen der Organiſation zu beſprechen und die
Vertrauensntänner über die politiſche Lage aus berufenem
Munde aufzuklären. Er begrüßte es beſonders, daß Land
tagsabgeordneter Dr. Bohner es ſich nicht nehmen ließ,
an den Verhandlungen teilzunehmen. Ueber die politiſche
Lage in Reich und Staat ſprach Abgeordneter Dr. Bohner,
der ſich ausführlich über die Außenpolitik äußerte und
darauf hinwies, daß es nur zwei Möglichkeiten gäbe, ent
eder Rückkehr zur Großmacht und Militärpolitik oder Frie
denspolitik unter Sammlung der Staaten und Minderheiten

echte. Zur Jnnenpolitik übergehend behandelte Redner das
I Problem des Einheitsſtaates, wodet er auf einige Haupt
ſchwierigkeiten verwies. Ferner ſprach Dr, Bohner über
den Entwurf des Reichsſchulgeſetzes und die Skellung
ſtahme der Deutſchen Demokratiſchen Partei hierzu Wir
I Erweiſen unſere Leſer auf die Rede unſeres Abgeordneten

got m Dr. Bohner, die er über dieſe Frage in der demokratiſchen
ß

des

ann, d
entag d

des du

r hielt h

ſam
en Poli

Verſammlung in Schönebeck gehalten hat. (Siche letzte
Nummer der Mitteldeutſchen Rundſcham). Partetſekretär
Münz hehandelte die Fragen der Organiſation und wies

du darauf hin, daß es dringend notwendig iſt, in jedem
v Srt einige zuverläſſige Vertrauensmänner zu haben, die

bereit ſind, öffentlich und im Stillen für die Partei zu
wirken. Notwendig ſei es auch, daß für die Wahlen in
Stadt und Land die demokratiſche Politik erläutert wird.
Das ſoll auch durch aufklärende Flugſchriften geſchehen
und ferner auch durch Verſammlungen Die Abgebrdnefen
der Demokratiſchen Partei ſtehen für dieſe Zwecke zur Ver
fügung, darüber hinaus ſollen aber auch Perſönlichkeiten

des Wirtſchaftslebens gewonnen werden. Jn erſter Linie
müßte die Mittelſtandspolitik und Bauernpotitik in den

r Vordergeund geſtellt werden. Die Deutſche Demokratiſche
Partei hat hier geradezu Glänzendes geleiſtet. Redner

n mpfahl am Schkuſſe ſeiner Ausſührungen, die Arbeit
Alanmäßig einzüteilen. Es müßte eine gewiſſe Dezentra

ne liſation ſtattfinden, damit beſtimmte Bezirko des Kreiſes

organtſatoriſch beſſer erfaßt werden. An der lebhaften
Ausſprache beteiligte ſich u. a. Stadtverordneter Dürre
Magdeburg, der auf die Not wendigkeit hinwies, vor allem
dem gewerblichen Mittelſtand zu zeigen, was die Deutſche
Demökratiſche Partei für ihn geleiſtet hat im Gegenſatz
zu der Wirtſchaftspartet, die ſehr wenig praktiſche Er
folge für den Mittelſtand aufzuweiſen habe. Zuſamen
fäſſend betonte Rektor Benner, daß mit dieſer Verſamm-
lung die politiſche Arbeit wieder eingeſetzt habe. Er bat
alle Beteiligten um Mitarbeit und Unterſtützung

er See J ner Wc 2 e

Sonntag, den 6. Novbr,
nachm. 3 Uhr im Saal
des Hotels zum Stern

Verſammlung
Redner;

Landtagsahgeordneter D. Bohner
über

Worte und Taten der Rechtsregierung.
(Reichsſchulgeſetz Beſoldungsordnung.)

Vormittags 11 Uhr im Hotel zur Sonne

Kreisparteitag
der Vorſtände und Bertrauensmänner der Or-

ganiſation des Kreiſes
Tagesordnung Jahresbericht, Kaſſenverhältniſſe.

Ausbau der Organiſation. Bericht
der Verkrauensmänner. Neuwahl
des Vorſtandes. Verſchiedenes.

Zu dieſer wichtigen Veranſtaltung werden auch die Mit
glieder des geſchäftsführenden Vorſtandes des Wahlkreis
verbandes ganz beſonders um ihre Anweſenheit gebeten

e waren
Bezirk Anhalt

Gewerkſchaſtsbund der Angeſtellten. Jn der Ortsgruppe
Bernburg im G. D. A. begannen am Donnerstag, dem
20. ds. Mts. in „Stadt Leipzig“ die Bildungsveranſtaltun
gen 192728 mit einem Vortrage des Kreisarztes, Medi
zinalrat Dr. Mathias, Bernburg: „Der Angeſtellte im
Kampfe um ſein Leben und um ſein Brot!“ Zunächſt
gab der Redner einen kurzen Ueberblick über allgemeine
Politik und empfahl den Angeſtellten als ein Mittel zur
Beſſerung ihrer Lage den Stimmzettel. Dann ſproch der
Arzt. Jn überaus feſſelnder und verſtändlicher Weiſe ſchil
derte Dr. Mathias den Aufbau des menſchlichen Körpers;
ſprach on den Krankheiten unſeres Körpers, die ſchon
Menſchen älteſter Zeit verankaßten, auf Mittel und Wege
zur Heilung bzw. Abwendung der Krankheiten zu ſinnen.
Daß hierbei anfänglich Myſtik und Aberglaube die größte
Rolle ſpielten, lag in der Zeit, in der Studien am menſch
lichen Körper nicht gemacht werden durſten. Die Zeit ſelbſt
nützt ja den menſchlichen Körper ab, was der Redner an
zum Teil humoriſtiſchen Beiſpielen bewies. Die Natur hat
es nun wieder fürſorglich eingerichtet, daß im Kampfe des
menſchlichen Körpers gegen ſeine Feinde Krankheiten,
Bazillen u. a. m. ihm unſchätzbare Abwehrwafſen zur
Seite ſtehen, deren ſtärkſte Sonne, Luft und Waſſer ſind.
Dieſe qusgiebigſt auf den Körper wirken zu laſſen, war
die Mahnung am Schluſſe des mit ſehr großem Beifall
aufgenommenen Vortrages. Auf Antrag aus der Verſamm-
lung ſoll verſucht werden, Dr. Mathigs zu einem weiteren
Vortrag zu gewinnen. Am Montag, dem 7. November,
hält Studienxrat Dr. Schwarze in „Stadt Leipgig“ einen
Vortrag über „Stgatsbürgerkunde“.

Hranienbaum. Die Ortsgruppe der Deutſchen
Demokratiſchen Partei hatte nach längerer Som-
merpauſe am Sonntag ihre Mitglieder zu einer Morgen
ſtunde nach den Schützenhaus gebeten Parteiſekretär Kneis
war ebenfalls gus Deſſau herübergekommen. Jn ſehr an
regender Ausſprache wurden die kommenden Kreis und
Kommunalwahlen beſprochen. Ferner wurde beſchloſſen,
nunmehr regelmäßig Zuſammenkünfte der Parteifreunde ab
zuhalten. Angeregt wurde guch, nicht nur politiſch, ſon
dern auch geſellſchaftlich den Zuſammenhalt mehr zu pfle
gen. Es wurde den Anweſenden zur Pflicht gemacht, rege
für die Partel und ſür die Preſſe zu werben. Nach einigen
Mitteilungen interner Art ſeitens des Parteiſekretärs ſchloß
der Vorſitzende die Zuſammenkunft mit der Bitte, zur
nächſtent Verſammlung recht zahlreich zu erſcheinen. Ks.

Köthen i. A. Lehrerverein. Dienstag, den I. Nov.
äbende 9 Uhr im Sagle der Turnhalle Verſammlung Ab-
gehrdneter Dr. Bohner ſpricht über das Schickſal
der anhaltiſchen Schule nach Hem Reichs
ſchülgeſetzentwurf.

Gernrode. Zur Stadtverordneten wahl iſt hier
eine Unpolitiſche hürgerliche Einheitsliſte aufgeſtellt worden,
die der allgemein geſchätzte Mittelſchullehrer Wieſchke
führt. Polikiſch gehört W. zu den Demokraten Auch zwei
andere Kandidaten an ſicherer Stelle, Hötelbeſzer Wag
ner und Lehrerin Fräulein Brinkmann zählen zur
Deutſchen Demokratiſchen Partei

Bezirk Halle
Halle. Die zweite Tagung des Provinzverbandes Sach

ſenAnhalt, im Verband der Hilfsſchulen Deutſchlands, fand
am 17. Oktober 1927 in Halle, Hotel Hohenzollernhof, ſtatt.
Die Tagung war beſucht von ca. 190 Teilnehmern, dar
unter als Gäſte Vertreter des Oberpräſidiums und des Pro
vinzialSchulkollegiums, der Provinzverwaltung, der Aerzte
ſchaft, der Theologen, der Städte, der Geſundheits, Wohl

Besirkskehrerrat uſw. Nach den Begrüßungsworten des erſten

Vorſitzenden Rektor Breitbarth, Halle und den freund
lichen Wünſchen der offiziellen Vertreter nahm Hilfsſchul
lehrer Enke, Halle, das Wort zum erſten Vortrage: „Das
Hilfsſchulkind während der Zeit der allgemeinen Schul
pflicht“. Jn eingehender Weiſe begründete Redner die Not
wendigkeit der Hilfsſchule, 1. um der Grund und Volks
Ich u le willen, zu deren Entlaſtung ſie weſentlich beitrage
durch Ermöglichung beſſerer Arbeitsbedingungen, 2. um des
Hilfsſchulkindes willen, deſſen Eigenſtruktur eine Son
dererziehung verlange, weil es ſonſt mit unerbitterlicher
Konſeguenz verloren gehe, 3. gus ethiſchen Gründen
und 4. um der Volkswirtſchaft und der Volksge-
ſund heit willen. Jm zweiten Teile eines Vortrages gab
Redner ein Bild von der ſchuliſchen Fürſorge, wie ſie heute
iſt, bezüglich ihrer inneren Struktur (Unterricht und Me
thode), ihrer äußeren Organiſation und bezüglich der Men
ſchen, die in ihr kätig ſind. An Wünſchen bzw. Forderungen
für weiteren Ausbau wurden angegeben: Schaffung eines
Hilfsſchulgeſetzes, wie es die Eigenart dieſer Einwirkung
verlangt, Gründung von heilpädagogiſchen Kindergärten,
Ausbau zu Tagesänſtalten, Schaffung von Landhilfsſchul
heimen, Einrichtung von heilpädagogiſchen Sprechſtunden,
ſtärkere Berückſichtigung des Kindes in den ſozialen Wohl
fahrtseinrichtungen, Bau von geeigneten Schülhäuſern und
vor allem Einrichtung von Sammel und Kreishilfsſchulen,
ähnlich den Verbandsberufsſchulen, zur Beſchulung der
Schwachſinnigen aus den Kleinſtädten und vom Lande.
Der zweite Redner, Direktor Leſemann Hannover ſprach
über die Probleme der Nachſchulzeit, die er als Mann der
Praxis anfaßte, Leitſatz war: Was die Hilfsſchule begonnen
hat, muß ſürſorgliche Aufſicht an den ins Leben Hinaus
tretenden vollenden, wenn nicht das ganze Werk der Hilfs
ſchule Stückwerk und nußloſe Mühe geweſen ſein ſoll. Es
würden gefordert: das 9. Schuljahr, die unbedingt not
wendige und ſelbſtändige Hilfsfortbildungsſchule eine
Unabweisbare Forderung, deren Hauptziel ſet, das Berufs
ethos zu wecken Erwerbsloſenſchulzwang, Errichtung von
Lehrlingsheimen, Arbeiterkolvnien, Lehrwer ſtätten, Wander
heime, Wochenendheime, uſw. Eine rege Ausſprache ſchloß
ſich an, beſonders anregend durch die Beteiligung der ver
ſchiedenen Beruſe. Nach gemeinſamem Mittagseſſen füllte
eine geſchäftliche Sitzung den ganzen Nachmittag aus in
der U. a. die Einrichtung eines heilpäbagogiſchen Studien
jahres in Halle beſchloſſen würde, desgleichen eine Entſchlie
ßung gegen den Reichsſchulgeſetzentwurf, der als hilfsſchulge
fährlich angeſprochen wurde. Zum erſten Vorſitzenden wurde

wieder Rektor Breitbarth, Halle, und Halle für
die nächſten zwei Jahre als Vorort beſtimmt.

Der Provinzverband Sachſen des V. d. H. D. lehnt den
Keudellſchen Reichsſchulgeſetzentwurf als h ilfsſchulge-
fährlich ab,

1. weil die ſoeben mühſam errichtete und ſegensvreich wir
kende Organiſation der Hilfsſchulen durch das Antrags
recht der Erziehungsberechtigten zerſchlagen würde in
un verhältnismäßig koſtſpielige und leiſtungsſchwache
Hilſsklaſſen, welche die notwendige Differenzierung der
verſchiedenartigen ſchwachen Kinder nicht ermöglichen

2. weil eine wirkliche „Einſichtnahme“ in die eigenartige
religionsuünterrichtliche Erziehungsarbeit an ſchwach
ſinnigen Kindern durch Einzelbeſuche eines der Klaſſen
gemeinſchaft fremden Menſchen unmöglich iſt ünd der
Verſuch zu unerträgkichen Störungen führt.
Jndem der Provinzverband Sachſen zugleich auf die

unduldſamen Ziele und ſomit auf die volkszerſetzenden Ten
denzen dieſes Geſetzentwurfes nachdrücklichſt hinweiſt, erwar
tet er von jedem Volksfreunde und verantwortungsbewuß-
ten Volksvertreter, daß dieſer Entwurf ſchärfſte Bekämpfung
und Ablehnung erfährt

Halle. Jn der Verſammlung der gewerblichen Mieter,
in der Landtagsabgeordneter Hoff ſprach, fand nachſtehende
Entſchließung einmütige Annahme: Die im Sagalbau des
„Roten Roß“ verſammelten zahlreichen gewerblichen Mieter
der Stadt Halle a, S. proteſtieren auf das Heftigſte gegen
die unerhörte Art und Weiſe, in der das preußiſche Wohl
fahrtsminiſterium glaubt mit der Exiſtenz Hunderttauſen
der gewerblicher Mieter umgehen zu können. Die bekannte
Preußiſche Lockerungsverordnung vom 11. November 192
hat, wie in allen anderen Großſtädten und mittleren
Städten Preußens, ſo auch hier in Halle a. S. geradezu
ſkandalöſe Zuſtände hervorgeruſen, ſei es in Form von
rückſichtsloſen Kündigungen oder in Form teils geradezu
ſchamloſer Mietsſteigerungen, die wir im einzelnen noöch-
mals den zuſtändigen Stellen unterbreiten werden. Die
Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 17. 3. 1927 haben
ſich bezüglich des hier vorgeſehenen Schiedsverſahrens als
ein völliger Fehlſchlag erwieſen, da den Mietseinigungs
ämtern keinerlei Spruchrecht zuſteht. Zu dem Artikel I
des genannten Reichsgeſetzes wonach die vberſten Landes
behörden verpflichtet ſind, über die Angemeſſenheit des
Mietzinſes allgemeine Grundſäte aufzuſtellen (Wucherbe
ſtimmungen), ſind bis jetzt die preuß. Ausführungsbeſtim-
muüngen noch nicht erlaſſen. Gegen dieſe Behandlung der
gewerblichen Mieter erheben wir Proteſt und ſordern die
ſoſortige Durchführung des Reichsgeſetzes Von der Reichs
regierung und dem Reichstag fordern wir einen ausvreichen
den Schutz der Lebensintereſſen der gewerblichen Mieter,
Wir erheben im Vorweg Proteſt gegen eine in dieſem
Augenblick untragbare weitere Lockerung der Wohnungs
zwangswirtſchaft.

Briefkaſten
Die Bezugsgebühren für das

4. Onartal,
ſind fällig, Gemäß unſerer Ankündigung erheben wir die
rückſtändigen Bezugsgebühren durch Poſtnachnahmen zu

züglich Speſen.
Eingegangene Gelder: M. F. Angern 2,25 Mk., L. F.

Sandbeindorf 4,50 Mk., A. B.Lüttgenrode 6,38 Mk., F.
M. Oſterburg 6,68 Mk., O. W. Aſchersleben 8,33 Mk., G.
BaGrieben 4,65 Mk., L. H.Dolle 2,75 Mk., F. H. Halber
ſtadt 4,65 Mk., H. R.eOſterwieck 4,13 Mk., B. L. Aſchers
leben 8,33 Mk.

Um Einſendung der fälligen Gebühren wird freundfahrts und Arbeitsämter, der befreundeten Berufsverbände, lichſt erſucht

c



Die Demokratische Rathausfraktion hat einen

P e1 8 C schweren Verlust erlitten. Unser Mitglied
Plötzlich und unerwartet erhalten wir die traurige Nachricht, daß

unser hochgeschatztes Mitglied der ist uns durch einen plötzlichen Tod entrissen
worclen.Stadtrat Wir Verlieren in dem Dahingeschiedenen
einen der Besten unter uns. Ein Schaffer im
Wwahrsten Sinne, ein Mann wirklichen Hortschritts,

ein Mitbürger, der mit glühender Liebe an seiner
Vaterstadt hing, ist mit ihm dahingegangen.

im Harz, wo er Ruhe und Genesung suchte, sanft entschlafen ist. Wir werden sein Andenken stets in Ehren
Einen der Besten haben wir verloren, einen wirklichen Kampfer für alten

unser Gewerbe Sein reiches Wissen, verbunden mit unermücdlicher Schaffens-kraft, galten neben seinen eigenen Interessen dem Wohle seiner Vaterstadt Messer
Sowie seinem Handwerk. Reich war sein Leben an Mühe und Arbeit, für Die Domokraseho Ramausfrakon?. Magdeburg

jeden hatte er ein offenes Ohr, selten ging jemand ohne Trost und Hilfe Schüler
von ihm. Sein Hinscheiden bedeutet für uns einen kaum zu ersetzenden en e
Verluſt In stiller Dankbarkeit werden wir allzeit seiner gedenken. e II e

Der Vorstand. e nW. Bertram, Obermeister. eAm 23. Ohktober, fräh 4 Uhr, verstard
et nannach kurzem, aber schwerem Leiden mein n n

en oinnigstgelicbter Mann, mein guter Schwiegersohn, hulgeſet
Nutſchlar

Siehert ürbach, Ragdehurg ſohn e unser lieber Bruder, Onkel und Schwager en
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e

i üewerte Tanzkränzohem-a Kurz vor Vollendung seines 62. Lebensjahres enliſchen
latholiſc

mit anW erwünscht.i W K ff. e ver G. Parschat, WTrinkt L c EC der beste lesOranienburgWiiy Walter henen Magdeburg e Parkreſtaurant In tiefer Trauer- n
Groß verprancher wollen Gratismuster mit e PogelgeſangEngrospreisen fordern S in Taglich Konzert Marie Kobelt, geb. Richter

Buugſt e Bezugsqu et Gertrud Vahldieck als Nichte
e de grJ l Ifür Schuhwaren Kaufe im K Verein eB. W Gelegenheltskäufe aufe im onſunn- erein! e e e i ine wir e e etet, her

an P l r S e e e Hotel und Restaurant hund Heuaufkäufer ghnen Sie Weiber
Empfehle: e ſicht Telephon Offerten erbeten M Worüber sich der Potsdamer Adel unterhält?Hüte, Mützen, Schirme, Wäſche, nKrawatten, Stöcke andſchuhe Wie die Frau Oberbürgermeister von Berlin Bes. A. TSandſchuhe; Schulmann G. m. b. H. e et e rngge Damunen nun nan n nur Awdkratiſ
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Warum die Hetlsarmee d. Sing en nicht lassen kann
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An Montag abend ſprach in Deſſau auf
ſadung des Anhaltiſchen und des Deſſauer Lehrer
ins Oberſtudiendirektor Dr. Theodor Bohner- Magde-

en Mitglied des preußiſchen Landtags, über das Thema:
wird Herr in der Anhaltiſchen Volksſchule?“ Nach
Begrüßung durch den Vorſitzenden, Mittelſchullehrer

en ch führte der Redner etwa aus, wenn er als Preuße
im Anhaltinern ſpreche, ſo wolle er dabei auch Preußens

ung in der Schulfrage verſtändlich machen, die ſich
ttg, zus erkläre, daß die drei Koalitionsparteien zu einer
er igung kommen mußten, um die früchtbare Zuſammen

heit in der Regierung nicht zu gefährden.
Von den Freunden der Lex Keudell werde geſagk,

en es Geſetz ſtelle endlich die Verbindung zwiſchen Schule
Eltern und das Eltern recht her. Auch heute ſind
ſchon bemüht, die Verbindung mit den Eltern auf

tzuerhalten. Aber darum handelt es ſich nicht. Es
t vor allem um die geiſtliche Schulaufſicht. Anhalt

1919 einſtimmig ein Geſetz im Landtag durchgebracht,
die geiſtliche Schulaufſicht aufhebt. Früher haben auch
Hochſchulen unter kirchlicher Aufſicht geſtanden, und
begrüßen es heute alle als ein Glück für Deutſchland,
lnſere Univerſitäten vom Gewiſſenszwang fret ſind.

höheren Schulen ſind den gleichen Weg gegangen
gewinnt der Kampf um die Schulregktivn ein an
es Geſicht. Man verlangt nicht mehr, daß der Unter
t konfeſſionell erteilt werde, ſondern daß die Kirche

Mitbeſtimmungsrecht über die Ansahl der Lehrer
ält. Man ſagt natürlich nicht, die Kirche ſoll entſchei

h ſondern man ſagt: die Eltern ſollen entſcheiden.
zu hat man ſchon die Elternbeiratswahlen politiſch auf
ogen. Es wäre verhängnisvoll, wenn jetzt die Weltan
nungen politiſiert werden ſollen. Das aber iſt ver Sinn

Schulgeſetzes!
Deutſchland hat im 17. Jahrhundert di Gleichſetzung

t Weltanſchauung und Politik erlebt. Und jedes Kind
iß, daß daraus der 30 jährige Krieg entſtanden

Wir hatten den Standpunkt glücklich überwunden und
len nun dahin zurückgeworfen werden! Hinzu kommt,

e zahlloſe Dinge unſeres heutigen Lebens ſich konfeſſionell
t enicht eingliedern laſſen. Und ſelbſt das religiöſe Em-

I

nden läßt ſich reſtlos garnicht konfeſſionell aufteilen.
e Lieder Eichendorffs und des mitteldeutſchen Dichters

rdenberg können ebenſogut aus katholiſchem wie aus
e. Ungeliſchem Empfinden heraus geboren ſein. Jn der

holiſchen Bewegung gibt es ſeit langem eine Strömung,
katholiſche Bevölkerung in eine unbefangene Berüh
ng mit anderen geiſtigen Mächten zu bringen. Die heutige

t läßt ſich eben nicht nach Bekenntniſſen zerlegen.
u Anhalt gibt es acht katholiſche Privatſchulen, von

e der Staat ſechs unkerſtüßt. Wo iſt da eine Reli
nefeindſchaft des Staates Die Bekenntnisunterſchiede

en d in unſerem Leben keineswegs das Entſcheidende. Selbſt
I tber und Zwingli konnten ſich über gewiſſe thev-

vogiſche Fragen nicht einigen Sollen ſechsjährige Kinder
e Fragen verſtehen, von früh an darauf feſtgelegt wer

in Dingen, die ſchließlich die Erfahrung eines ganzen
ben ſind (Sehr richtig Jm 16. Jahrhundert war das
n nken der Menſchen in der Hauptſache auf dieſe Dinge

richtet, heute iſt es das nicht.
Dieſe Rückkehr in das Mittelalker wäre vor

lem für die evangeliſche Kirche verhängnisvoll Sie müßte

a

Das deutſche Schulideal
demokratiſche Kundgebung gegen das Reichsſchulgeſetz.

Die Kundgebung, zu der die Demokratiſche Partet,
ezirksverband Berlin, zu Freitag Abend in den Plenar

al des früheren Herrenhauſes aufgerufen hatte, war
hr ſtark beſucht und von eindringlicher Wirkung Neben
ihlreichen Vertretern der demokratiſchen Reichstags und
andtagsfraktionen waren auch viele führende Partei
itglieder aus dem Reiche erſchienen, unter ihnen auch
frühere württembergiſche Staatspräſident Dr. Hieber.
e Kundgebung, die von dem Landtagsabgeordneten
ertens geleitet wurde, nahm in drei Referaten Stel
ing zu dem Keudellſchen Schulgeſetzentwurf in ſeiner
üswirkung auf die Volksſchulen, in ſeiner Bedeutung für
ie deutſchen Hochſchulen und ſchließlich zu der Art, wie
ie politiſchen Parteien ſich dieſem Geſetzentwurf gegenüber

erhalten. Das Ziel der Kundgebung, eine in die Tiefe
reifende Volksbewegung gegen den Keudellſchen Schulge
khentwurf zu entfeſſeln, wie es der Leiter der Ver
ammlung als erſtrebenswert und durchaus möglich hin
ellte, wird durch die Wirkung dieſer drei Referate, die

ach der Auffaſſung der Teilnehmer eine beſondere Re
blution überflüſſig machten, kraftvoll gefördert werden.

Den erſten Vortrag über „Das Schulgeſetz und die
D. P lksſchulen hielt Schulrat Georg Wolff, der Vor

ernnt

gitter r

d

r

ſpreh hende des Deutſchen Lehrervereins. Mit einem Wort
Peſtalvszis Umriß er das wahre Schulideal, in dem nur

095 er Jugend in der Schulfrage der Krans gebühre. Den
roßen Aufgaben, die die Reichsverfaſſung für den Auf
au der Schule ſtelle, werde der Keudellſche Entwurf nicht
recht. er beſchränke ſich auf den Verſuch einer Teil

öſung und ſehe ſich dabei gleichermaßen in Widerſpruch
i der ſtaatspolitiſchen und nationalen Entwicklung der

eutſchen Volksſchule wie zu ihrem pädagogiſchen und inne
en Aufbau Mit taktiſchen Kniſfen verſuche man an den
ren Verfaſſungsbeſtimmmungen vörbeizukommen Die
Leutralität in der Schule ſei für den Pädagogen ebenſo
bichtig wie die Unabhängigkeit für den Richter; dieſer
rundſatz habe zu der Gemeinſchaftsſchule hingeführt, wäh

end der Entwurf Schule und Lehrer den zahlloſen ver
chiedenen Konfeſſionen und Intereſſenten ausliefere. Auch

s (Chriſtlicher Auffaſſung heraus müſſe dieſer Entwurf

hner Magdeburg ſpricht im Anhaltiſchen
Lehrerverein

inn, wenn der Gewiſſenszwang in der Schule eingeführt
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wird, die Verantwortung dafür übernehmen, daß Milli
vnen ihr den Rücken kehren, die unter keinen Umſtänden
die Ueberſteigerung des Konfeſſivnellen dulden werden und
für ihre Kinder dann die bekenntnisfreie Schule wählen
Der Katholik hat in allen Zweifelsfragen einen Kompaß:
den Papſt Welchen Kompaß hat der Evangeliſche? Die
Bibel etwa Wohin ſoll das führen Jn der holländiſchen
Landeskirche muß der Gläubige beſchwören, daß die Schlange
im Paradies und Bileams Eſel in Menſchenzunge geſprochen
haben. Wer garantiert, daß dieſe Zuſtände nicht auch in
Deutſchland Platz greifen Bisher hat die evangeliſche Kirche
dieſe Gefahr vermieden, indem ſie den Zuſammenhang
mit dem Leben wahrte, und ſie darf den Anſchluß an das
geſamte geiſtige Leben der Nation nicht verlieren, wenn
ſie nicht ſterben will.

Wenn die Eltern von 40 Kindern bereits eine Sekten
ſchule auf Staatskoſten verlangen können, ſo bedeutet das
ungeheure Mehrkoſten für unſer Schulweſen. Es wäre zwar
zu begrüßen, wenn noch viel mehr Mittel für die Schule
zur Verfügung geſtellt würden. Aber nicht auf dieſem
Wege! Die ſimultanen Schulen, wie die anhaltiſchen Volks
ſchulen, die nach dem Geſetz von 1850 nichtkonfeſſionelle
Schulen ſind, oder das Gymnaſium in Deſſau und das
Franziſceum in Zerbſt ſind doch nicht etwa religionsfeind
lich. Wozu alſo die Reform?

Das Schlimme iſt auch, daß der Keudellſche Entwurf
den Jnha des Schulunterrichts geſetzlich feſtlegen will.
Bisher hat man aus guten Gründen ſtets vermieden,
das Weſen der Schule in Geſetzesparagraphen zu gießenDer Buchſtabe tötet, nur der Geiſt macht ſebendig Man

will aber die Schule den von geheimnisvollen Draht-
ziehern vrganiſierten Eltern ausliefern. Und man will
dazu den Lehrer haben. Wer glaubt aber, einen welt
anſſcharnlich ſir und fertigen 20jährigen Lehrer hinſtellen
zu können? Die Lehrerſeminare waren ja ſtreng konſeſ
ſionell, aber es iſt ihnen gegangen wie den Pfarrers
töchtern: ſie ſind nicht geraten (Heiterkeit.)

An einigen Beiſpielen weiſt der Redner nach, zu welch
grotesken Fällen das kirchliche Dreinreden in die Schule füh
ken kann. Bei ſolcher Uebertreibung des Konfeſſionellen wür
den zweifellos die mehr als 100 000 deutſchen Lehrer den
Religionsunterricht ablehnen Bis jetzt haben
das nur verſchwindend wenige getan, und am wenigſten in
ſolchen Gegenden, wo die Simultanſchule beſteht. Kein Menſch
in Deutſchland läßt ſich heute eine weltanſchauliche Kon
trolle gefallen, nicht einmal die Geiſtlichen, die kein Spruch
kollegium über ſich dulden. Soſllen es die Lehrer tun
Und ſollen Eltern ihr Kind einem Lehre geben, der unter
einem ſeeliſchen Druck ſteht Die Kinder merken das ſehr
fein und ſchnell heraus Das Zutereſſe der evangeliſchen
Kirche weiſt ſie gebieteriſch daranf hin, das Schulgeſetz ab
zulehnen, denn ſie iſt in ihren geiſtlichen Mitteln gegenüber
der katholiſchen Kirche ſtark beſchränkt

Das Eigenartige iſt, daß in jedem deutſchen Land
jetzt eine beſondere Regelung beſteht, und daß die Kirche
überall damit zufrieden iſt. Unwahrhaftig iſt es auch, daß
die kirchlichen Beauftragten zu Staatsbeamten werden ſol
len, die Kirche alſo mitreden will, der Staat aber die Ver
antwortung dafür haben ſoll. Heraus mit dieſen Un
wahrhaftigkeiten, wenn man überhaupt ein Geſetz
machen will! Unwahrhaftig iſt es auch, daß man mit dem
Artikel 174 der Reichsverfaſſung nur HeſſenNaſſau und Ba
den ausnehmen will. Der Artikel iſt in Teimar in einer

ne

bekämpft werden, denn der Geiſt des Chriſtentums verlange
Erziehung zur Gemeinſchaft

Das Referat über „Reichsſchulgeſetz und deutſche Hoch
ſchulen hielt an Stelle des verhinderten Univerſitäts
profeſſors Götz der Landtagsabgeordnete Dr. Bohner,
der an die Spitze ſeines Vortrags einen von der Verſamm
lung lebhaft aufgenommenen Dank an die deutſchen Hoch
ſchullehrer für ihre Kundgebung gegen den Schulgeſetz
entwurf ſtellte. Er erinnerte daran, daß die Kirche früher
den Hochſchulen mit denſelben Bedenken begegnet ſei und
ihnen die gleichen Schwierigkeiten bereitet habe, die ſie heute
der Volksſchule gegenüber aufrichte und daß auch heute noch
die Kirche Konſeſſionaliſterung der Hochſchulen verſuche.
Das Ziel der Republik ſei die Ueberwindung der inneren
Schranken durch Voranſtellen des Einigenden, und das
müſſe zuerſt im Schulweſen geſchehen

Die aktuellſte Bedeutung hatte das dritte Referak,
das die Reichstagsabgeordnete Frau Miniſterialrat Dr.
Gertrud Bäumer über „Das Schulgeſetz und die poli
tiſchen Parteien hielt. Frau Dr. Bäumer, die im Reichs
tag bei der erſten Leſung des Keudellſchen Entwurfes den
Halbheiten und Lauheiten der Kogalitionsredner das wahr
haft liberale Schulprogramm gegenübergeſtellt hat, machte
kein Hehl aus der ernſten Sorge, mit der dieſe Reichs
tkagsdebatte alle wahren Freunde der Volksſchule erfülle,
dieſe Ausſprache, die ſachlich oberflächlich und unwahrhaft
geführt worden ſei, und den machtpolitiſchen Geſichtspunkt
allein zur Geltung gebracht habe. Beſonders die Redner der
Deutchnationalen Volkspartei ſeien in jeder Richtung hin
einer ernſthaften Auseinanderſetzung über Schulfragen ſo
gut wie alles ſchuldig geblieben, auch hinſichtlich des Ver
hältniſſes zwiſchen Schule und Kirche. Jm Gegenſatz zu
ihnen habe ſich das Zentrum zwar zu grundſätzlicher Aus
einanderſetzung bereit gefunden, ſei aber doch gefliſſentlich
an den Difſerenspunkten vorbeigegangen, in denen ſich wie
in der Frage der Simultanſchulen eine Verſtändigung bei
gutem Willen erzielen ließe. Unter heiterer Zuſtimmung
der Verſammlung kennzeichnete die Rednerin die Haltung
der Deutſchen Volkspartei als ein großes Kreuzworträtſel;
die volksparteiliche Preſſe zwar und der überwiegende Teil
der Wählermaſſen dieſer Partei ſtehe zu liberalen Grund
ſätzen, aber die Haltung der Reichstagsfraktion ſei undurch
ſichtig, offenbar aus dem Grunde, weil mit dieſem Geles

e

Zeit höchſter Aufregung entſtanden. Soll, weil man da
mals das anhaltiſche Geſetz von 1850 nicht kannte, z B.
Anhalt von dieſen Schutzparagraphen ausgeſchloſſen blei
ben Der Artikel 174 bedeutet nicht eine zeitliche, ſondern
eine ſachliche Schonung.

Der Redner faßte zum Schluß noch einmal die wich
tigſten Argumente zuſammen, und betonte, daß es unſerer
aller Ziel ſein müſſe, den wahren und natürlichen chriſtlichen
Gemeinſchaftsgeiſt weiter in der Schule zu pflegen. (Leb
hafter Beifall.

Der Vorſitzende dankte dem Redner herzlich für ſeine
gründlichen Ausführungen. Jn der A us ſprache unter
ſtrich Profeſſor Leonhardt, daß die anhaltiſchen Schulen
Gemeinſchaſtsſchulen geweſen ſeien und ſeien, denn ſie ge
währen dem Anhänger jeden Bekenntniſſes einen Rechtsan
ſpruch auf Aufnahme Es müſſe aber dafür geſorgt wer
den, den evangeliſchen Geiſt in der Volksſchule zu er
halten. Landtagspräſident Peus empfahl als beſte Lö
ſung des Problems die weltliche Schule mit dem Unter
richt über alle zweifelsfreien Tatſachen; das übrige müſſe
der Objektivität des Lehrers und dem privaten Unterricht
nach dem Willen der Eltern überlaſſen bleiben. Wolle die
Kirche aber den Kampf, dann ſolle ſie ihn haben in die
ſem Kampf werde ſie aber zugrunde gehen.

Staatsminiſter Dr. Weber nahm bezug auf die
Sympathieerklärung des Anhaltiſchen Lehrervereins zu der
Haltung des Staatsminiſteriums, und begrüßte ſie. Der
Keudellſche Entwurf ſei tatſächlich für die Anhaltiſche Schule
ein Unglück. Er entſpreche nicht der Reichsverfaſſung, weil
dieſe ausdrücklich beſtimmt, daß die Kinder in die gemein
ſame Schule zu gehen haben. Das iſt ein Segen, und es
wäre ein Unſegen, wenn die Kinder vom zarteſten Alter
an getrennt würden. Eine Gefahr liege auch darin, daß
der Begriff „geordneter Schulbetrieb“ im Ent
wurf nicht definiert ſei. Damit iſt die Zerſchlagung der
Volksſchule Tür und Tor geöffnet. Gerade ſo bvedenklich
iſt die Frage der Koſten Jn einem Moment, wo wir
kaum das Nötigſte haben, ſollen wir unüberſehbare Laſten
auf uns nehmen. Das Reich hat ſich darüber keine Ge
danken gemacht. Bezeichnend iſt es, daß der Reichsinnen-
miniſter von Keudell erſt vor zwei Tagen bei den Ländern
angefragt hat, was das Schulgeſetz wohl koſten würde! Das
Schulgeſetz iſt auch ſonſt nicht genügend vorbereitet worden.
Das Reich kannte z. B. nur das anhaltiſche Geſetz vom Mai
1919, nicht aber das Geſetz von 1850, das nicht aufgehoben
worden iſt. Nach dieſem Geſetz iſt aber die anhaltiſche Schule
keine Bekenntnisſchule, ſondern Gemeinſchaftsſchule. Die
Aenderungen, die man ſpäter in der Richtung der Bekennt
nisſchule dem Geſetz hinzugefügt hat, ſind ſämtlich vor
der Reichsverfaſſung wieder aufgehoben worden. Wir haben
allerdings die Gemeinſchaftsſchüle auf chriſtlicher Grund
lage, und dabei ſoll es bleiben. Wir wollen aber keinen
Zwang einführen, auch nicht gegen den Lehrer. Keine geiſt

liche Mitverwaltung und keine geiſtliche Schulaufſicht! Selbſt
verſtändlich, daß der Lehrer den Religionsunterricht in dem

die Aufſicht darüber ſteht dem Staate zu Wenn dieſe Forde
rungen erfüllt werden, iſt an der anhaltiſchen Schule ſo
gut wie nichts zu ändern. Das wäre im Intereſſe der Kin
der, für die die Schule doch da iſt, am meiſten zu be
grüßen.

Schulleiter Hennig Roßlau wies darauf hin, daß
viele Eltern den Religionsunterricht nur deshalb wollen, da
mit ihre Kinder Moralunterricht genießen Aber in der
Moral ſeien ſich die Bekenntniſſe im weſentlichen einig. Der
Kinder wegen brauche alſo das Schulweſen nicht zerſchlagen
zu werden. Dem Staatsminiſterinm gebühre lebhafter Dank,
daß es ſo energiſch für die Erhaltung der anhaltiſchen Schule

eingetreten ſei. (Beifall.)

ar. eeoeooedie gegenwärtige Regierungskoalition ſtehe und falle. Für
die Demokraten könne es kein Kompromiß mit dem Stand
punkt der Regierungsparteien geben, ſo gern ſie bereit ſeten,
die Deutſche Volkspartei bei dieſer Kraftprobe für den
Liberalismus zu ſtützen. Die Sozialdemokratie laſſe noch
die Hoffnung offen, daß man hier einen Mitkämpfer für die
Gemeinſchaftsſchule gewinnen könne. Zufammenfaſſend
ſtellte die Rednerin noch einmal das Jdeal der deutſchen
Einheitsſchule dar, wie ſie es in ihrer Reichstagsrede
getan hat und wie es dem Geiſte der Volks gemeinſchaft ent

ſpricht
Ju der Ausſprache kam gans allgemein, beſon

ders klar in den Ausführungen des Landtagsabgeordnetent
Hoff, die einmütige Ablehnung des Keudellſchen Entwurfs
zum Ausdruck.

Anhalts Mehrkoſten
für das Schulgeſetz.

Wie Stagatsminiſter Dr. Weber am Montag in der
Verſammlung des Anhaltiſchen Lehrervereins mitteilte, hatte
ſich Reichsinnenminiſter Keudell erſt dieſer Tage an die
Länder wegen einer Koſtenberechnung des Reichsſchulgeſeßes
gewandt. Das anhaltiſche Staatsminiſterkum hat jetzt dieſe
Berechnung für ſämtliche Schulen des Landes im einzelnen
aufgeſtellt, die folgendes ungeheures Ergebnis gezeitigt hat
es würden entſtehen:

einmalige Koſten 5 268 000 Mark,
laufende jährliche Koſten 996 000 Mark für Gehälkter

und Penſionen und 84 500 Mark für Vanunterhaltungs-
koſten

Das r in der Dar erne untragbare Belaſtung? Ver
zinſung und Amorttſation der einmaligen Ausgaben würden
jährlich veichlich 600 000 Mark erfordern, ſo daß das kleine
Anhaltland eine jährliche Mehr ausgabe von 1,75 Miäla
lUionen zu tragen hätte! Nur um unſer Schulweſen zu ver
ſchlechtern und unſer Volk zu zerklüften! Selbſtverſtändlich
ſind dieſe Zahlen nicht abſolut ſicher, denn es kommt
zum Teil darauf an, wieviel Anträge auf Sonderſchuben
geſtellt werden.

h Nun muß erſt recht die Forderung Allgemeingut wer
den Dieſer Reichsſchulgeſekentwurk dar nicht Geſetz werden

Geiſte des betreffenden Bekennkniſſes erteilen muß. Aber

a

n



Jn ſeinem Schlußworr verwahrte ſich Dr. Bohner
gegen den Vorwurf des Landtagspräſidenten Peus, er ſei
„zu ſchiedlich friedlich“. Er wünſche die ſaubere Tren
nung des weltlichen vom kirchlichen Unterricht, aber er
verkenne nicht, daß unſer Kulturgut unverſtändlich ſei ohne
die Berückſichtigung des Chriſtentums. Er forderte zum
Schluß auf, einmütig in der Forderung zuſammenzuſtehen,
daß dieſer Schulgeſetzentwurf nie Geſetz werde!

t

Landgraf, bleibe hart!
Entſchließung des Hauptvorſtandes vom Anhaltiſchen
Lehrerverein e. V. zur Ablehnung des Reichsſchulgeſetz

entwurfes im Reichsrat.
„Nach den Zeitungsmeldungen hat das Land An

halt im Reichsrat bezüglich des Reichsſchulgeſetzentwurfes
einmal mit Erfolg beantragt, die anhaltiſche Volksſchule
(als ſtaatliche Gemeinſchaftsſchule mit lehrplanmäßigem
Religionsunterricht) unter den Schutz des Paragraphen 20
des Entwurfs bzw. des Artikels 174 der Reichsverfaſſung
zu ſtellen; andrerſeits den Entwurf, da er auch in der
Ausſchußfaſſung nicht genügende Bürgſchaften für den un
geſtörten Fortbeſtand des anhaltiſchen Volksſchulweſens vot,
mit der Mehrheit der Länderſtimmen abgelehnt. Dieſe bei
den Maßnahmen des Anhaltiſchen Staats miniſteriums
kann der Hauptvorſtand auf Grund der vorliegenden Ver
eins ſchlüſſe und mit Rückſicht auf die gedeihliche Weiter
entwicklung der anhaltiſchen Volksſchule nur gutheißen,
und er ſpricht darüber namens der im Lehrerverein zu
ſammengeſchloſſenen anhaltiſchen Volks ſchullehrerſchaft ſeine
Genugtuunng aus. Der Hauptvorſtand bittet glei chzeitig
das Anhaltiſche Staatsminiſterium, den einmal einge
ſchlagenen Weg zur Sicherung und zum Segen der anhal
tiſchen Volksſchule auch in den künftigen Verhandlungen
des Reichsrates und bei ähnlichen entſcheidungsvollen Ge
legenheiten unbeirrt En de zu verfolgen.“
Der ewige Krach um die Richt

linien
Es gärt im Zentrum

Es ſind keineswegs nur die Mißerfolge des
Reichskabinett s, deren Häufung in letzter Zeit auf

die Stimmung der Regierungskogalition drückt. Die nervöſe
Mißſtimmung und die aus ihr erwachſenden Reibereien
zwiſchen den drei großen Parteien, die dieſe Koalition
tragen, ſind ja eigentlich von ihrem Anfang an die miß

tönende Begleitmuſik zu ihren politiſchen „Taten“. Un
verkennbar aber haben ſich die Gegenſätze innerhalb
der Koalition mehr und mehr verſchärft, und die
Formen, in denen ſie öffentlich zum Ausdruck kommen,
werden immer unverhüllter. Der „Sozialdemokratiſche
Preſſedienſt“ hat am Dienstag eine Zuſchrift aus parla
mentariſchen Kreiſen des Zentrums veröffentlicht, die an
Schärfe der Vorwürfe gegen die Deutſchnationalen, an Be

ſchwerden über die Lauheit der offiziellen Zentrumsführung
und an dringenden Jorderungen nach einer Aenderung

dieſer Zuſtände nicht zu wünſchen läßt, und nebenbei auch
die bisher nur in engerem Kreiſe bekannte Tatſache eines
Rücktrittsangebots des Reichsfinanzminiſters Dr. Köhler
vor die breitere Oeffentlichkeit bringt. Man muß im einzel
nen die Verantwortung für die Richtigkeit der in dieſer Zu
ſchrift aufgeſtellten Behauptungen der genannten Korre
ſpondenz überlaſſen, hat aber immerhin aus der Tatſache,
daß ſich ein Zentrumsparlamentarier dieſes Weges bedient,
um ſeinem Hersen Luft zu machen, ſeine Schlüſſe zu
ziehen

Die Zuſchrift an den Sozialdemokratiſchen Preſſedienſt findet im übrigen eine Parallele in dem Brief eines

t an das „Weſtdeutſche Volksblatt“, die in
ün chenGladbach erſcheinende katholiſche Tageszeitung,

im dem faſt noch beweglicher Klage und Beſchwerde geführt
wird über die Unſicherheit, in der die Führung der Zen
trumspartei und ihrer Reichstagsfraktion ihre Wähler

ſchaft ſchweben laſſe. Die Richtlinien werden hier als
bas Trittbrett bezeichnet, von dem aus gewiſſe Leute auf
bie Machtſeſſel zu gelangen vußten, und ihre Mißach
tung durch die Deutſchnationalen wird als

unerträglich empfunden. Man vermißt die in Aus
ſicht geſtellte gründliche Abrechnung und kann ſich mit den
„uffisiöſen nichtsſagenden Auslaſſungen der Preſſe“ nicht
zufrieden geben, und alle dieſe Beſorgniſſe führen zu der
a Frage: Können wir noch die Zuverſicht haben, daß

Zentrum in ſeinen Entſchlüſſen wirklich frei iſt? Wenn
ja, warum wird dann dieſe Freiheit nicht gebraucht, um
die notwendige Klärung ſo oder ſo zu bringen? Der
artige Auslaſſungen bedürfen kaum noch eines Kommen
tars, wohl aber führen ſie zu einer grundſätzlichen Ueber

legung Dieſe zieht einen Vergleich zwiſchen den Zuſtänden
der Koalition, die im Reiche und der, die in Preußen

kegiert. Gewiß beſtehen auch zwiſchen den preußiſchen
Regierungsparteien Gegenſätze, aber ſie werden ſachlich
ausgetragen und ausgeglichen, und dieſe ruhige und ge
vrdnete Führung der Regierungspolitik in Preußen er
innert an ähnliche erfreuliche Zuſtände im Reiche zur
Zeit von Linksregierungen. Zu dieſer einzig möglichen Art,
poſitive Politik zu treiben, ſteht das, was wir an der
gegenwärtigen Reichskoalition erleben, in kraſſem Gegenſatz
Pr. aus einem grundſätzlichen Fehler ihrer inneren

Auf Befehl des Reichspräſidenten
Klarſtellung dringend erwünſcht

Jn einer deutſchnationalen Werbeverſammlung in
MagdeburgWilhelmſtadt hat der deutſchnationale Land
kagsabgeordnete Borck, Polizei Major a. D. nachdem „Magdeburger Generalangeiger Ausführungen
gemacht, die der Klarſtellung dringend bedürfen. Borck
wies darauf hin, daß er die Ehre gehabt habe, in einer Ge
ſellſchaft mit dem Reichspräſidenten zuſammenzutreffen,
Dabei habe der Reichspräſident eine Aeußerung getan, die
wach Barck mr dahin dem Sinne nach gedeutet

werden rann, daß der Feld marſchall es bitter embfinde,
daß er, der ſein ganzes Leben lang in ſeiner militärzſchen
Laufbahn gewohnt geweſen ſei, zu befehlen, jetzt ſchwei
gen müſſe und nur als „Symbol“ gelte, nachdem er die
höchſte Spitze des Reiches erreicht habe.

Borck fügte der Wiedergabe der angeblichen Aeuße
rungen des Reichspräſidenten einen Kommentar an, der
darauf hinauslief, daß durch die kommenden Wahlen
hierin Abhilfe geſchaffen werden müſſe, und daß die Deutſch
nationalen, wenn ſie zur Macht kämen, es daran nicht
fehlen laſſen würden.

Iſt es ſchon nicht geſchmackvoll, in einer Parteiwerbe
verſammlung mit der Perſon Hindenburgs gegen ſeinen
oft ausgeſprochenen eigenen Willen Reklame zu machen, ſo
erſcheint es bedenklich, dieſe Reklame in einem Sinne zu be
treiben, der nichts anderes beſagt, daß Hindenburg ſelbſt
nur widerwillig ſeinem Amte nachgeht und eine Aende-
rung der Verfaſſung erſehnt, die ſeine Befugniſſe in
den Artikeln 41 und folgenden genau umreißt, und die er
beſchworen hat!

Solcher Stimmungsmache ſollte die Spitze abgebro
chen werden durch unverzügliche Klarſtellung.

Unbequeme Flaggenvorſchläge
Die Jnijtigtie der „Vereinigung Republikaniſche Preſſe

Die Vorſchläge, die der Arbeitsausſchuß der „Vereini
gung Republikaniſche Preſſe“ zur Regelung der Flaggen
frage ausgearbeitet und der Reichsregierung und den
Reichstagsfraktionen der e Demokratiſchen Partei,
des Zentrums der Deutſchen Volkspartei, der Sozialdemo
kratiſchen Partei und der Wirtſchaftlichen Vereinigung zugeleitet hat und ſür deren geſetzgeberiſche Durchführung die

Republikaniſche Preſſe zu wirken ſich bereiterklärt hat,
ſuchen neue Wege zur Löſung des Flaggenſtreites im
Sinne der republikaniſchen Einſtellung, indem ſie den
Farben ſchwarze rotegold zu ihrem Recht verhelfen
wollen. Der erſte Vorſchlag enthält eigentlich für jeden
Staatsbürger, der ſeine Pflichten gegenüber ſeinem Vater
lande kennt, eine Selbſtverſtändlichkeit, wenn er verlangt.
daß jeder Deutſche, der eine ausländiſche Flagge hißt, in
gleicher Höhe und gleicher Größe auch die Reichsfarben zu
hiſſen hat. Leider hat ja die Erfahrung gelehrt, daß dieſe
ſelbſtverſtändliche nationale Würde im Gegenſatz zu wohl
allen anderen Kulturländern in Deutſchland bei gewiſſen
Kreiſen fehlt und ihnen erſt ſehr nachdrücklich anerzogen
werden mußte, ehe ſie ſich zu ihr bekannten. Deshalb iſt es
wünſchenswert, daß dieſe Frage, wie es ja auch in einer
Reibe anderer Länder der Fall iſt, bei uns geſetzlich ge
regelt wird. Der zweite Vorſchlag beſchäftigt ſich mit der
Größe der ſchwarzrotgoldenen Göſch in der ſchwarzweiß
roten Handelsflagge und fordert, daß ſie ein Viertel des
Flaggentuches ausmache. Auch dieſe Forderung iſt durchaus
berechtigt, wenn man daran denkt, wie mit zwerghaft
kleinen ſchwarzrotgoldenen Eckfeldern in rieſigen ſchwarz

weißroten Flaggen der Begriff der Göſch geradezu verhöhnt
wird, und wie dann natürlich zufällig durch mebr

faches Umſchlagen des Tuches um den Flaggenſtock dieſe
Miniaturgöſch zum Verſchwinden gebracht wird. Der ein
ſchneidendſte Vorſchlag iſt aber der, der fordert, daß die
Reichswehrflagge ſchwarzrotgold ſein ſoll mit dem
eiſernen Kreuz in der Mitte. Die Begründung dieſes Vor
ſchlages ſetzt ſich durchaus ſachlich und v. hig mit den
Vorausſetzungen auseinander, die gegen eine beſondere
„Kriegs“Flagge und für eine Vereinheitlichung auch auf
dieſem Gebiet ſprechen. Es war zu erwarten, daß insbe
ſondere gegen dieſen Vorſchlag der heftigſte Widerſtand
von rechts her einſetzen würde und er hat nicht auf
ſich warten laſſen. Die „Deutſche Allgemeine Zeitung“
macht ſich zu ſeinem beſonderen Sprachrohr, nachdem ſie
den Vorſchlag hinſichtlich der Göſch zu ironiſierert verſucht
und den über die ausländiſchen Flaggen großmütig als
„diskutabel“ bezeichnet hat. Sie verſucht den erſten Reichs
präſidenten gegen dieſe republikaniſche Forderung auszu
ſpielen und klammert ſich an die ſchwarzweißrote Ko
karde des alten Heeres, da ſie eine ſchwarzweißrote Kriegs
flagge der alten Armee nun einmal nicht erfinden kann.
Jhre Polemik iſt mehr aufgeregt als ſachlich begründet und
zeigt, wie unbequem dieſe republikaniſchen Vorſchläge zu
einer Bereinigung der Flaggenf rage den Kreiſen ſind,
die an der Wachhaltung des Streites ein beſonderes
Intereſſe haben, weil ſie ſonſt kaum noch Agitationsſtoff
gegen die Republik zu finden vermögen

Die Kirche warnt vor dem Stahlhelm
Der Breslauer Fürſtbiſchof Kardinal Bertram bringt

die Warnung der vorjährigen Fuldaer VBiſchoſskonferenz
vor den rechts und linksradikalen Organiſationen noch
einmal in Erinnerung, da beſonders in Oberſchleſien der
Stahlhelm neuerdings einen großen Werbefeldzug mit der
Behauptung veranſtaltet, die biſchöflichen Warnungen vor
dem Stahlhelm ſeien zurückgenommen worden. Bertram
ſtellt dieſe Behauptung als eine glatte Unwahrheit feſt
und erklärt, die Warnung werde nach wie vor aufrecht
erhalten.

Aemter-Skandal in Braunſch veig
Aus Braunſchweig wird uns mitgeteilt. Jm Frei

ſtaat Braunſchweig finden am 27. November die Land
tagswahlen ſtatt, die die Entſcheidung darüber bringen
ſollen, ob die letzte reine Rechtsregierung, die wir noch
in den deutſchen Ländern haben, und die ſich bisher auf
eine Einſtimmen Mehrheit von den Völkiſchen bis zur
Wirtſchaftspartei ſtützen konnte, aufrecht erhalten bleibt.
Es kann kein Zweifel ſein, daß die Tage dieſer Rechts
regierung und Rechtsmehrheit gezählt ſind. Trotzdem der
Wahltermin bereits vom Landtag feſtgeſetzt worden iſt,
hat die Braunſchweigiſche Rechtsregierung die Stelle eines
Landesſchulrats noch beſetzt, obwohl der bisherige Amtsin
haber (Sozialdemokrat) erſt mit Wirkung vom 31. De
zember ds. Ms. ab penſioniertt worden iſt. Sie hat ferner
noch in aller Eile den Polizeipräſidenten-Poſten beſetzt;

nachdem man den bisherigen demokratiſchen Pottzeiſ
denten aus dem Amte gedrängt hatte. Aber dieſenahmen werden noch von einem dritten Fall überkri mdi
Der jetzt noch dem Kabinett angehörende deutſchnati ſt

Miniſter Lieff wird jetzt noch vor der Neuwahl zum gapit
direktor des Kreiſes Holzminden beſtellt, nachdem ſig J
Einſtimmen Mehrheit der Rechtsparteien mit einem
ſprechenden Vorſchlag der Regierung einverſtanden er
hat. Es iſt wohl einzig daſtehend, wie hier ein Mit
einer Rechtsregierung, die ihren nahen Sturz voraus
für ſich ſelbſt zu ſorgen weiß und ſich ſchleunigſt
einen möglichſt guten und hohen Amtspoſten ſichert
wiß iſt das ein Zeichen dafür, daß die jetzige Regierung
ihre Mehrheit den Wahlkampf verloren gibt, noch eh
begonnen hat; die Ratten verlaſſen das ſinkende S
Zugleich aber zeigt dieſe „Fürſorge“ in eigener Angel
heit, wie und wo wirkliche „Futterkrippenpolitik“ r
wird. ß

Erfolge der Linksparteien
Wahlen im Hamburger Landgebiet. Kap

Am Sonntag fanden im hamburgiſchen Landg n
die Wahlen zum Landesausſchuß und zu den Stadt nan
Gemeindevertretungen ſtatt. Nach dem Ausfall der Bü hen

ſchaftswahl vom 9. Oktober in Hamburg ſah man
Ergebnis der Wahlen im Landgebiet mit beſonderer S her
nung entgegen. Gewählt wurde in den Städten Cuxha ſ
Sergedorf und Geeſthacht Wahtkreis und in 29
gemeinden (Wahlkreis I. Der Landesausſchuß hat d
Stellung einer kommunalen Kammer für das geſamte
burgiſche Landgebiet. Der Ausfall der Bürgerſchaſtswa e
vom 9. Oktober in Hamburg hat ſich inſofern auf r u
Landgebiet ausgewirkt, als die Sozialdemokraten im re
und 2. Wahlkreis je einen Sitz gewonnen haben, in
auch die Demokraten einen. Der Einfluß der Lit m
iſt alſo auch hier geſtiegen. Auch in den 28 Landgemeir nd ſt
iſt bei den Gemeindevertreterwahlen eine Zungahme e
Stimmen der Linksparteien zu verzeichnen
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Ein erſchütterndes Erlebni
Wir leſen in der neueſten Nummer der D. angewen

ſchen Republik“ (Herausgeber Joſef Wirth d nen
reizende Geſchichte aus der Glanzzeit Wilhelms r Da

Am 13. April 1909 reiſte Wilhelm II. von Berlin u h
Venedig. Der kaiſerliche Hofzug beſtand aus ſieben ſe dlihble
achſigen Wagen und drei vierachſigen Wagen, zählte alſo htagezal
ſammen 54 Achſen eine auch in der Vorkriegszeit auf ne w
gewöhnlich ſtarke Belaſtung Der Zug fuhr über Leip lngen,
deſſen Hauptbahnhof damals noch nicht eröffnet war, u V
alſo von Schönefeld nach Connewitz, d. h. von der Berli her fü
auf die bayeriſche Linie übergeführt werden. Zwei ſächſt verſiche

Schnellzugslokomotiven, ſoeben friſch lacktert aus der W ausſehz
ſtatt zurückgekehrt, waren ihm vorgeſpannt. Auf ihnen der V
fand ſich, wie bei Hofzügen üblich, außer Führer und t
jeweils ein höherer Beamter der weiland Königlich S W V
ſchen Staatseiſenbahn, bereit, trotz ſeiner weißen Ha i de
ſchuhe, jeden Augenblick einzugreifen, falls das Lokomol keil in
perſonal es an der nötigen Vorſicht fehlen laſſe Und t ich die

ſächlich: das Unglück ſchreitet ſchnell. größer
Beſagte Verbindungsſtrecke wies zahlreiche Kriunm e

gen und Weichen auf, ſo daß an verſchiedenen Stellen La auch b
ſamfahren (45 Kilometer in der Stunde) vorgeſchrieben w u die
Bei der Fahrt des Hofzuges paſſierte nun an einer die Feltg
kritiſchen Weichen das Malbeur; zwar keine Entgleiſun n
aber für den kaiſerlichen Hofzug immerhin ſchlimm gen m al
Die Wagen erfuhren wie es nachher im „amtlichen wil
richt hieß „eine ſtarke Erſchütterung“. Dieſe ſtarke n
ſchütterung hatte etwas Furchtbares zur Folge der Kamm ſt
diener Seiner Mateſtät, der ſoeben im Salonwagen den 2 det a
auf einem koſtbaren Service auftrug, glitt hin, und La trat
ſamt Teeſerviee lagen auf dem Boden. Allgemeiner Af
ruhr, die Notleine wurde gezogen. Nachdem die Urſache d
Erſchütterung feſtgeſtellt worden war, fuhr der Zug t
blauen Adria entgegen.

Damit ſollte die Geſchichte eigentlich zu Ende ſein, ab
ſie fängt erſt richtig an. Dieſes im wahren Sinne des Vor A
„erſchütternde Erlebnis“ das Wilhelm II. zu einem unfr n in
willigen Halt von wenigen Minuten veranlaßt hatte, bild erſte
in den Monaten April und Mai des Jahres 1909 den r
genſtand einer eingehenden Unterſuchung durch die Königlie v le
Generaldirektion der Sächſiſchen Staatsbahn. Wenige Ta d
nach dem ominöſen 13. April kamen zwei Geheimräte u d eir
ein Oberbaurat von der Generaldirektion in Dresden ne ar if
Letpzig, um einen „Augenſchein“ vorzunehmen. Zu dieſ h d
drei Vertretern der Zentralbehörde geſellten ſich noch eini de V

Bauräte aus Leigzig ſelbſt. Nachdem der Augenſchein v
ſchriftsmäßig erfolgt war, wurde, um ganz ſicher zu gehe n
ein möglichſt ebenſo ſchwerer Zug von 54 Achſen zuſammeng Wege
ſtellt, zwei ſächſiſche Schnellzugslokomotiven der gleichen Ga h ig
tung wie beim Hofzug vorgeſpannt, und damit die Unglück e
ſtelle befahren, aber nicht etwa nur einmal, ſondern drei t e
vier und mehrmals, und zwar jedesmal mit geſteigert ne
Geſchwindigkeit. Dadurch wollte man herausbringen, b
welchem Punkt der Geſchwindigkeit das erlaubte Maß übe
ſchritten war.

Und nun kommt das Allerſchönſte: während dieſer wie
derholten Fahrten wurde in einem der Wagen, der de
laiſerlichen Salonwagen markierte, ebenfalls ein Teeſervie
aufgeſtellt und in bezug auf ſeine Schwankungen bebbachte eltſch
Man ſtelle ſich nun dieſes geradezu rührende Bild vor: zwe bar
Geheimräte, ein Oberbaurat und mehrere Bauräte ſitzen
dienſtbefliſſen im Salonwagen, und ſtarren mit Argusauge ſie
auf ein Teeſervice in der Mitte des Wagens Fällt e winſe
fällt es nicht? Wo liegt die Grenze? Bei 40 Kilvmeter, be ihre
45 Kilometer oder mehr? Starren und Warten, bis das Tee n
ſervice ihnen endlich bei 45 Kilometern den Gefallen tu
und umfällt. Nun atmete man förmlich auf. n

e erkſ etſht
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Der Kampf
um die Angeſtellten- Verſicherung
Kapitaldeckungs- oder Umlageverfahren?

Von Wilhelm Böſche, Berlin (G. D. A)
Der Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten und

die mit ihm im Hauptausſchuß für die ſoziale
Verſicherung der Angeſtellten zuſammengeſchloſſe
nen Verbände lehnen das Umlageverfahren ab,
weil ſie darin eine Gefährdung der Leiſtungs
fähigkeit und ſicherheit der AV. erblicken. Sie
wollen den Ausbau der AV. unter Beobachtung
einer geſunden Beikrags- und Leiſtungspolitik er
reichen. Die im Afabunde vereinigten Organiſa
tionen betreiben dagegen den Uebergang der AV.
zum Umlageverfahren. Sie wollen die Leiſtungen
annähernd verdoppeln, vhne der AV. auch nur
einen Pfennig neuer Mittel zur Verfügung zu
ſtellen.

Kapitaldeckungs oder Umlageverfahren in der Ange
ſtelltenverſicherung? Dieſe Frage bildet den Kern der Aus
einanderſetzungen, die den in den nächſten Wochen erfolgen
den Vertrauensmännerwahlen zur AV. vorangehen. Es
handelt ſich dabei zweifellos um eine Frage von grundſätz
licher Bedeutung, durch die die Exiſtenz der AV. unmittel
bar berührt wird. Das heute in der AV. Anwendung fin
dende gemiſchte Verfahren wirkt ſich nach den Feſtſtellungen
der Reichsverſicherungsanſtalt in ihrem letzten Jahresbe
richt etwa als Kapitaldeckungsverfahren aus. Jm Weſen
dieſes Kapitaldeckungsverfahrens liegt es, die Beiträge ſo
zu bemeſſen, daß nicht nur der momentane Bedarf gedeckt
wird, ſondern daß auch Reſerven in einem Umfange ge
ſammelt werden können, daß mit ihrer Hilfe die jeweils
laufenden Rentenanſprüche für ihre ganze Laufzeit gedeckt
ſind. Das regelrechte Umlageverfahren berückſichtigt kurze

meiſt einjährige Zeitdauer. Es erhebt alſo nur ſoviel,
als augenblicklich tatſächlich für die Erfüllung der Leiſtun
gen, Beſtreitung der Verwaltungskoſten uſw. benötigt wird.
Eine Bildung von Rücklagen findet nicht, oder doch nur in
beſchränktem Umfange für gewiſſe außergewöhnliche Not
fälle ſtatt. Das Umlageverfahren kann daher unbedenklich
angewendet werden bei Verſicherungen, die, wie z. B. die
Krankenverſicherung, mit Verſicherungsleiſtungen von kur
zer Dauer, mit einer verhältnismäßig gleichbleibenden
Zahl der Leiſtungsempfänger und ſchließlich mit einer
gleichbleibenden Zahl der Verſicherten und damit der Bei
tragszahler rechnen kann. Dieſes Verfahren kann daher auch
ohne weiteres benutzt werden bei faſt allen Sachverſiche
rungen, wie Feuer-, Hagel- uſw. Verſicherungen.

Völlig unbrauchbar erſcheint das Umlageverfahren
aber für eine Jnvaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen
verſicherung, wie es doch die AV. iſt. Die einzige Vor
ausſetzung, die hier vielleicht erſfüllt wird, iſt, daß die Zahl

der Verſicherten vorausſichtlich keine Einſchränkung er
fährt. Dagegen ſind weder die Leiſtungen kursfriſtige
die Ruhegelder laufen jahre-, ja jahrzehntelang noch
iſt die Belaſtung eine gleichmäßige. Es liegt im Gegen
teil in der Natur jeder derartigen Rentenverſicherung, daß
ſich die Zahl der Rentenempfänger von Jahr zu Jahr ver
größert, und daß die Belaſtung der Verſicherung infolge
deſſen auf Jahrzehnte hinaus anſteigt, wie ja die Bei
ſpiele der Jnvaliden- und Knappſchaftsverſicherung das
auch beſtätigen. Die Anwendung des Umlageverfahrens
auf die AV. würde alſo eine ungausgeſetzte Steigerung der
Beiträge bedeuten. Sie würde es mit ſich bringen, daß zwar
im Augenblick die Beiträge niedriger gehalten werden könn
ten, als ſie tatſächlich ſind. Doch würde ſich dieſe Differenz
infolge des ungausgeſetzten Anſchwellens der Laſten ſehr
bald wieder ausgleichen, um alsdann mit Naturnotwendig

keit das Doppelte, Drei und Mehrfache der heutigen
Beitragsſätze und damit Beträge zu erreichen, die einfach

Wunder des Werkſtoffes
Großmanöver der Technik.

Aus Berlin wird uns geſchrieben? Viele Monate hat
man in kechniſchen Kreiſen mit Spannung auf die große
Werkſtoffſchau gewartet. Nun iſt dieſe Werkſtoffſchau in
Berlin zur Tatſache geworden, und ſchon ein kurzer Ueber
blick läßt erwarten, daß die Werkſtoffſchau ein techniſches
Weltereignis werden wird. Was hier in Berlin gezeigt wird,
iſt keine Ausſtellung wie ſo viele andere Ausſtellungen
Dies iſt eine Einmaligkeit, die nicht nur dem Laten, ſondern
auch dem Fachmann Staunen und Bewunderung abnötigt.

Was ſonſt in Ausſtellungen zu ſehen war, das war
das Endprodukt. Hier wird das Material gezeigt und
hier wird bewieſen, daß ohne hochwertiges Materi
al keine Qualitätsarbeit möglich iſt. Dieſe Hoch
wertigkeit des Materkals iſt nicht nur ein Luxus. Hochwer
tiges Material iſt eine Notwendigkeit nach den ver
ſchiedenſten Richtungen hin. Ein fehlerhaftes Stück Eiſen
kann beim raſenden DeZug eine Kataſtrophe anrichten.
Ein Stückchen Stahl, das nicht allen Anforderungen ge
wachſen iſt, iſt vielleicht erſt jüngſt im Thüringer Wald
die Urſache jenes grauſigen Unglücks geweſen, dem der
deutſche Botſchafter in Waſhington zum Opfer ſiel.

Die Berliner Ausſtellung verdankt ihr Daſein vor
allem, den vier techniſchen Verbänden, dem Verein deutſcher
Jngenieure, dem Verein deutſcher Eiſenhüttenleute, der
deutſchen Geſellſchaft für Metallkunde und dem Zentrak
verband der deutſchen Geſellſchaft für Metallkunde und
dem Zentralverband der deutſchen elektrotechniſchen Jndu
ſtrie. Jn dieſem Zuſammenwirken zeigt ſich ſchon die Ge
meinſchaftsarbeit zwiſchen Werkſtoffergeuger und Werkſtoff
verbraucher, und tatſächlich ſind auch dieſe beiden Gruppen
an dieſer Ausſtellung im höchſten Maße beteiligt.

Der Werkſtoff ſetzt dem techniſchen Fortſchritt Grenzen
Neuen Werkſtoff zu erfinden, die Qualität der vorhandenen
Werkſtoffe erhöhen, heißt neue Arbeitsgebiete der Technik
erſchließen. Da iſt z. B. Aluminium, das heute bereits
Anwendungsmöglichkeiten in der Technik gefunden hat, von

nicht aufzubringen ſind. Eine völlige Untergrabung der

Leiſtungsfähigkeit und Leiſtungsſicherheit der AV. würde
alſo die ungausbleibliche Folge einer ſolchen Maßnahme
ſein. Mindeſtens 90 Prozent der heutigen Verſicherten
würden nicht die geringſte Gewißheit mehr haben, nun
im Falle ihrer eigenen Berufsunfähigkeit als Gegen
leiſtung für ihre jahrzehntelange Beitragszahlung auch in
den Genuß angemeſſener Leiſtungen zu gelangen.

Die große Maſſe der Verſicherten, die im Hauptaus-
ſchuß ihre Vertretung ſieht, lehnt es daher ab, um eines
augenblicklichen geringen Vorteils willen die Exiſtenz der
ganzen AV. aufs Spiel zu ſetzen. Auch ſie will ſelbſt
verſtändlich eine Erhöhung der Renkten, aber nicht auf
Koſten der Sicherheit für die Erfüllbarkeit der Leiſtungs
pflichten.

Deutſchland
n Spiegel des Auslandes

Von Joſephine Bleſch.
Die Verlangſamung, die im Tempo des Ausbaus der

deutſch franzöſiſchen Beziehungen ſeit einiger Zeit zu be
vbachten iſt und infolge der bevorſtehenden Neuwahlen
in einem Teil der europäiſchen Länder auch auf andere
Probleme, wie z. B. die Organiſierung des Friedens über
haupt, übergreift, wird im Auslande offenbar dazu be
nutzt, um die bisher gehegten Urteile über Deutſchland
und üher das deutſche Volk etwas nachzuprüfen. Man möchte
uns ſehen, wie wir wirklich ſind. Aus Politik

Es iſt natürlich für uns intereſſant zu wiſſen, wie
das Ausland über uns urteilt, wie es die bei uns wirk
ſamen Kräfte ſowie beſtimmte Vorgänge unſeres politiſchen
Lebens wertet. Hat früher im Ausland ziemlich all
gemein die Vorſtellung von den „Zwei Deutſchland“, näm
lich dem Deutſchland von Potsdam und dem von

Weimar an deſſen Stelle dann ſpäter Locarno
und Genf trat geherrſcht, ſo hatte man ſich ſeit Hin
denburgs Rede in Tannenberg daran gewöhnt, dem „Geiſt
von Tannenberg“ den „Geiſt von Locarno und Genf“
gegenüberzuſtellen, um das heutige Deutſchland zu cha
rakteriſieren. Dieſer Auffaſſung von den Zwei Deutſch
land tritt nun der bekannte und um die deutſch- franzöſiſche
Verſtändigung verdiente franzöſiſche Publiziſt Graf Wla
dimir d'Ormeſſon im „Temps“ vom 7. Oktober d. Js.
entgegen, indem er von dieſer ſchematiſchen Charakteriſtik
abgeht und Deutſchland unter dem Geſichtspunkt der in
ihm wirkenden politiſchen Kräfte betrachtet.

Für d'Ormeſſon enthält die Bezeichnung der Zwei
Deutſchland“ zu viel, wenn man Deutſchland als politiſche
Macht betrachtet, zu wenig, wenn man die Tendenzen
betrachtet, die das deutſche Volk in einer der bewegteſten
Stunden ſeiner Geſchichte trennen.

Unter dieſem letzteren Geſichtspunkle aber glaubt
d'Ormeſſon „drei“ Deutſchland unterſcherden zu kön
nen. Eines, das dem untergegangenen Regime
noch weiter anhängt, das an die Dolchſtoßlegende glaubt,
das im Völkerbund nur Heuchelei und Liſt ſieht, um
Deutſchland auszuſchalten und auszunutzen. Das an die
Militärmacht glaubt und in der Monarchie die Rettung
ſieht, das geſtern das Deutſchland von Potsdam hieß und
das man heute das Deutſchland von Tannenberg nennen
könne. Mit dieſem Deutſchland ſei kein Friede möglich.

Weiter gebe es das Deutſchland der Pazifiſten,
für die der Friede die Herſtellung einer Aera des demo
kratiſchen Jdealismus iſt. Man dürfe ſich nicht wundern,
wenn dieſe begeiſterten Anhänger der „reinen Jdee“ mit
Heftigkeit die Fortdauer eines anderen Geiſtes in Deutſch
land denunzieren. Daneben ſelen die Demokraten und So
zialiſten, die in ihrem Friedenswillen ſich jedoch auf eine
realiſtiſche Baſis ſtellen. Dieſe entſchieden demokratiſchen
Elemente ſtellten gegenwärtig eine beachtenswerte Maſſe
dar, wobei noch das entſchieden republikaniſche „Reichs
banner“ nicht zu überſehen ſei. „Aber“, ſo fragt d'Ormeſſon

denen man ſich vor 30 Jahren noch nichts träumen ließ,
und ſchon ſind neue Werkſtoffe in Vorbereitung. Viel
leicht löſt Beryllium eines Tages Aluminium ab, viel
leicht werden eines Tages auch neue Legierungen gefunden,
die techniſche QOualitäten auſweiſen, von denen wir heute
noch nichts wiſſen. Da iſt z. B. neuerdings ein geſfähr
licher Konkurrent des Porzellans aufgetaucht, Steatit heißt
dieſer Konkurrent, der, aus Speckſtein gebrannt, nahezu
die gleichen iſolterenden Eigenſchaften des Porzellans hat,
dafür aber faſt unzerbrechlich iſt. Vielleicht iſt dieſer neue
Werkſtoff ſchon der geeignetſte Stoff für Jſolatoren, viel
leicht muß man aber auch noch weiter ſuchen und weiter
probieren.

Und das iſt die zweite große Aufgabe der Werrſtoff
ſchau. Hier wird nicht nur der Werkſtoff gezeigt, ſondern
auch die verſchiedenen Prüfungsmöglichkeiten auf
Druck und Zug, auf Biegefeſtigkeit, auf Dehnbarkeit, weiter
werden auch die ſehr wichtigen Korruſionserſcheinungen ge
Prüft, d. h. vor allem alle jene Einwirkungen, die der
Roſt bei den Werkſtoffen hervorruft, dann aber auch die
Einwirkungen der Säuren, die Einwirkung des Waſſers und
ähnliches mehr. Dinge, an die man früher überhaupt nicht
gedacht hat, müſſen heute geprüft und beachtet werden,
ſo z. B. die Erſcheinung, daß auch Metalle ermüden. Mehr
als 200 Maſchinen der verſchiedenſten Art ſind für Prüf-
ungszwecke geſchaſſen worden, und werden hier in voller
Tätigkeit vorgeſührt. Aus Kleinſchmelzöfen werden bei be
ſtimmten Graden Metalle entnommen, um ihre Eigenſchaften
unter beſtimmten Vorausſetzungen nachzuprüfen.

Das Hauptereignis dieſer großen Werkſtoffſchau aber
iſt das elektriſche Prüffeld. Da ſteht auf einer
Kommandvbrücke ein IJngenieur, in deſſen Hand Donner
und Blitz gegeben iſt. Blaue Blitze zucken zwiſchen großen
Metallkugeln, und von der Decke herab hängen Hochſpan
nuüngsiſolatoren, die an chineſiſche Tempelkunſt erinnern
Dieſe Jſolatoren ſollen geprüft werden, das iſt der Sinn
dieſer Einrichtung. Zeigen ſich Fehler in den Jſolatoren
oder werden ſie über das zuträgliche Maß hinaus belaſtet,
ſo ſetzt ein Praſſeln und lautes ſcharfes Kniſtern ein. Dem

greifung der T

wohl unter dem im Auslande herrſchenden Eindruck, daß
die demokratiſchen Elemente in Deutſchland ſich gegenüber
der heute durch die Deutſchnationalen beherrſchten Regie
rung ſo wenig durchſeten können, „zieht dieſe verſchieden

Strömung die Mehrheit des deutſchen Volkes mit ſich?“
Er glauht, mit: „gewiß nicht“, antworten zu müſſen.

Ein drittes Deutſchland endlich ſieht d'Ormeſſon in der
Syntheſe aus dem alten und dem neuen Deutſchland,
deren Vollzug er heute zu beobachten glaubt „Friedlich
dieſes dritte Deutſchland?“ D'Ormeſſon glaubt, dies
verneinen zu müſſen. Allerdings im idevlogiſchen Sinne
des Wortes. Dieſes Deutſchland ſtelle ſich auf eine lo-
giſche, nicht aber auf eine moraliſche Baſis. Es ſei rega-
Iiſt i ſſch. Es habe erkannt, daß man die Jntereſſen eines
Landers anders als nur mit Waffen verteidigen kann und
muß. „Werden wir friedlich!“ denken die Deutſchen,
aber nicht um abzudanken, ſondern im Gegenteil, um
ſtark zu werden. Denn die Zukunft gehört dem
Frieden. Die Nationen, die hypnotiſiert durch die alten
Gewohnheiten bleiben, werden raſch ins Hintertreffen ge
raten. Der Friede iſt mehr noch als der Krieg eine Wiſſen
ſchaft. Die Zukunft gehört dem, der den Frieden am ſchnell
ſten lernt und ihn ohne Zögern in die Tat umſetzt,
denn dieſe Wiſſenſchaft wird die wirtſchaftliche Entfaltung,
die wahre Herrſchaft des Reichtums und des Wohlbefin
dens ſichern. Die Deutſchen nähmen ſich hierin die Ame
rikaner zum Vorbild.

Nachdem d'Ormeſſon dieſe drei Strömungen in Deutſch
land aufgezeigt hat, zieht er daraus folgenden Schluß
Das Deutſchland, das manche im Auslande zu ſehen
wünſchen, nämlich ein reuiges Deutſchland, das ſein Schick
ſal mit Gleichmut hinnimmt, ohne Ehrgeiz, exiſtiert nicht
oder höchſtens in der Einbildung. Abgeſehen von einigen
Jdealiſten 4 la Rouſſeau findet man in Deutſchland nicht
den Deutſchen wie man ſich ihn in Paris vorſtellt. Er
exiſtiert nicht einmal bei der Linken und nicht in den
demokratiſchen Reihen Deutſchlands. Wollte man eine Po
litik auf der Baſis dieſes Deutſchlands aufbauen, ſo würde
man ſich an eine Wolke hängen. Betrachten wir alſo
Deutſchland ſo, wie es iſt, ſchließt d'Ormeſſon, ſo ergibt
ſich, daß wir mit dem Deutſchland von Potsdam und
Tannenberg, mit dem Deutſchland der Weſtarp und Mudra
nichts anfangen können. Mit dem demokratiſchen Deutſch
land, das ſich an Genf und Locarno orientiert, kann man
ſich gewiß verſtändigen, wenn man gewiſſe Schwierigkeiten
berückſichtigt, die ſich nicht im Handumdrehen. beſeitigen
laſſen. Aber dieſes linke Deutſchland, ſo mächtig es auch
iſt, ſei nicht das herrſchende Deutſchland. Man müſſe wiſſen,
was man von jenem dritten Deutſchland zu denken habe,
das die Brücke ſein ſoll zwiſchen der Vergangenheit und
der Zukunft. Denn unter ſeinem Geſichtswinkel müſſe man
das zeitgenöſſiſche Deutſchland und ſogar das Deutſchland
von Locarno ſehen, durch dieſes Deutſchland müſſe man
die Punkte aufklären, die Frankreich von Deutſchland tren
nen vder es mit ihm verbinden. DiOrmeſſon ſieht die
Aufgabe der Stunde darin, zu erkennen, wie man ſich
mit dieſem neuen Deutſchland verſtändigen könne, dieſem
Deutſchland, das friedlich geworden iſt aus dem
Sinn zur Wirklichkeit, aus wirtſchaftlicher Logik, aus
ſchöpferiſcher Dynamik, das den Frieden als die Bedin g
ung der modernen Macht, betrachtet.

Aus der Deutſchen Republik

Gegen die Friedhofsſchänder. In letzter Zeit ſind
beſonders viele Grabſchändungen, meiſt völkiſche Ausſchrekt
ungen auf jüdiſchen Friedhöfen, vorgekommen. Der Preuß
ſche Jnnenminiſter hat die Polizei zu beſonders ſcharfer
Verfolgung dieſer Untaten aufgefordert und angeordnet

daß überall ſofort genügend hohe Belohnungen auf Er
äter ausgeſetzt werden.

Auge bietet ſich ein überwältigendes, berauſchendes Bild.
Aber nicht ziel- und planlos ſtürzen die elektriſchen Blitze
durch den Raum, in der Hand des Jngenieurs am Schalt-
pult liegt es, ihren Weg zu regeln, die Spannung zu
verringern oder zu verſtärken, und die Höchſtleiſtung, die
hier erreicht werden kann, iſt eine Million Volt. Es gibt
ſicher wenig Fachſen!e und ſicherlich noch weniger Laien,
die je etwas Aehnliches bereits geſehen haben. Jn der

Geſchichte der deutſchen Technik wird dieſe Ausſtellung
ſicherlich ein Markſtein ſein.

„Die Große Parade“
Aus Berlin wird uns geſchrieben Der vielumſtrittene

Kriegs und Friedensfilm „Die große Parade“ iſt nun doch
zum erſten Mal in Berlin öffentlich gezeigt worden, und
hat eine tiefe und nachhaltige Wirkung hinterlaſſen. Man
hat ſich bei der öffentlichen Vorführung in Berlin zu
Streichungen entſchloſſen, um Stellen zu vermeiden, die
deutſches Empfinden verletzen könnten. Die erſchütternde
Wirkung dieſes Films aber iſt geblieben, und dieſer Film
zeigt weit beſſer, als der früher von der Ufa herausge-
brachte Film „Der Weltkrieg“, was das Kriegserleb
mis tatſächlich iſt. Gewiß ſind die Szenen im Grangat
loch und auf dem Schlachtfelde geſtellt, aber der Regiſſeur
King Vidor hat es verſtanden, reinſtes Menſchentum ſicht
bar zu machen. Wenn die Expoſition noch ein wenig breit
geſtaltet war, ſo ſteigerten ſich ſpäterhin die Spannungs-
momente zu dramatiſcher Wucht. Dazu kam das meiſterhafte
Spiel nicht nur der Hauptdarſteller John Gilbert, der den
amerikaniſchen Soldaten darſtellte, und der Renee Adovree,
die die kleine Franzöſin Jeanne verkörperte, auch die übri
gen Leiſtungen waren ausgezeichnet, und unvergleichlich war
vor allem jenes Bild, das den nicht endenwollenden Krieg
verdeutlichte: eine lange Straße, die ſich in der Ferne
verliert und hintereinander auf dieſer Straße ein Kraft
wagen nach dem anderen, hunderte und tauſende, und auf
dieſen Wagen Soldaten, kauſende und zehntauſende, die
alle in die Schlacht fahren



Winterſchutz der Roſen.
Die Mehrzahl der Roſen, die wir heut in unſere Gärten

pflanzen, haben Teeroſenblut in ſich. Sie bleiben dadurch viel
länger im Trieb als die Remontantroſen und bringen einen
ſchönen Herbſtflor, ſind aber auch empfindlicher und müſſen
deshalb im Winter gut gedeckt werden. Als niedrige Pflanzen
halten viele Remontantroſen ohne Winterſchutz aus, namentlich
wenn man ſie ſo tief pflanzt, daß die Veredlung etwa 5 Zenti
meter im Boden ſteckt. Man braucht ſie dann im Herbſt nur
etwas anzuhäufeln. Bei den feineren Tee und Teehybrid
ſorten dagegen iſt eine Decke angebracht, die vor Näſſe ſchützt.
Man bildet ſie aus Dachziegeln oder Brettern, die man ſchräg
auf den Erdhügel legt. Auch bei den Hochſtämmen iſt es ratſam,
die Kronen noch beſonders zu überdachen, damit Feuchtigkeit
ferngehalten wird. Die Stämme werden nach bekannter Art
umgebogen und mit Erde bedeckt. Dabei iſt beſonders auf die
Veredlungsſtelle zu achten. Die Spitzen der Zweige dürfen
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herausragen, ſie werden im Frühjahr ſowieſo abgeſchnitten.
Das Ganze verkleidet man zum Schluß mit Fichtenzweigen.
Damit ſchützt man auch die Stämme vor jähem Temperatur-
wechſel durch Sonnenbeſtrahlung. Jn ſchweren Böden legt man
die Kronen nur auf den Voden, bedeckt ſie gut mit trockenem
Laub und dann mit Brettern oder VBlech, damit die Laubhülle

möglichſt trocken bleibt. Man hat beobachtet, daß empfindliche
Sorten in ſtrengen Winktern mit krockener Kälte weniger leiden

in milden, naſſen, unbeſtändigen Wintern.
ſt ſteht man, daß die Roſen ſchon im Oktober umgelegt

werden, noch bevor der erſte Froſt eingeſetzt hat. Das iſt nicht
vorteilhaft, beſſer iſt es vielmehr, wenn erſt einige Kältegrade

den Saftumlauf ganz zum Stillſtand gebracht haben. Wie im
Herbſt Aebereile beim Eindecken ſchädlich iſt, ſo ebenfalls im

Frühling beim Aufdecken. Gerade die ſtarken Temperatur
ſchwankungen im Frühling können den Roſen ſehr gefährlich
werden. Man laſſe ſie lieber unter der Decke etwas treiben.

Laßt das Spargelkraut gelb werden!
Wenn der Gartenfreund ſich Spargelbeete anlegt, dann tut

er dies in der Abſicht, Spargel eigener Ernte zu genießen
Aber er tut der Spargelpflanze ein wenig Anrecht, wenn er
ſeine Erwartungen allein auf die zarten Frühlingstriebe richtet,
die der Küche geopfert werden. Die Spargelpflangze bringt auch
eine eigenartige Schönheit in den Garten, und dafür ſollten wir
ihr mindeſtens ebenſo dankbar ſein wie für das Gemüſe

Daß die Gärtner bei Blumenſträußen gern etwas Spargel-
kraut verwenden, um einen recht duftigen, zärten Eindruck
hervorzurufen, hat man wohl gelegentlich bemerkt, aber wie
dieſes Kraut im Freien ausſteht, wo es wächſt, daran denkt man
kaum. Und ſo wird man nach der Anlage der Spargelbeete
geradezu von dieſer Schönheit überraſcht. Sie läßt einen ganz
den Nutzen der Pflanzung vergeſſen und zwingt zu dem Ge
ſtändnis, daß man auch dann Spargel pflanzen müßte, wenn
er nichts Genießbares lieferte.

Ein Naturſchwärmer entwickelte dieſen Gedanken einmal zu
dem Plane, einen größeren Sitzplatz in ſeinem Garten auf drei
Seiten mit drei bis vierfachen Spargelreihen zu umgeben.
Ein ſolcher Platz könnte nahe an der Gartengrenze liegen, denn
in ſeiner vollen Entfaltung ſchützt das Spargelkraut vor
neugierigen Blicken wie eine dichte Hecke von Laub oder Nadel
Hholz Ueberaus reizvoll wirken im Spätſommer hohe Goldruten,
die mit ihren gelben Blütenwedeln über das mattgrüne Spargel
meer ſchauen. Wer ſich an ſolchen Bildern erfreut, wird nie
in Verſuchung kommen, das Spargelkraut abzuſchneiden, bevor
es ganz gelb und unanſehnlich geworden iſt. Dadurch forgt er
zugleich am beſten für die Spargelernte des nächſten Früh
jahres vor.

Man muß ſich darüber klar ſein, daß die Ausbildung des
Spargelkrautes und die Menge und Güte des Ertrages in
engſtem Zuſammenhange ſtehen. Die fleiſchige Spargelwurzel
kann keine Vorräte aufſpeichern, um daraus die fetten Triebe
auſzubauen, wenn ſie nicht über der Erde Blätter arbeiten läßt.
Jn dieſem Bemühen müſſen wir ſie nach Kräften unterſtützen.
Wenn wir durch Düngung das Spargelkraut ernähren und
kräftigen, ſo gilt das der ganzen Pflanze. Jhr ſommerliches
Wachstum bereitet die Kraſtleiſtung vor, die wir ihr im Früh
jahr zumuten. Wer da meint, man brauche den Spargel nur
kurz vor der Stechzeit zu düngen, nachher ſei die Düngung ver
ſchwendet, der verrechnet ſich gründlich. Gerade umgekehrt ver
hält es ſich. Die im Herbſt oder gar erſt im zeitigen Frühjahr
gegebene Düngung kann die Pflanze erſt im Sommer ausnutzen
wenn ſie Laub gebildet hat. Jnzwiſchen geht natürlich viel
von den Nährſtoffen verloren.

Nach alledem leuchtet es auch ein, daß das Spargelkraut im
Herbſt ſo lange wie möglich ſtehen bleiben muß Die von zu
früh abgeſchnittenen Stengeln zurückbleibenden Stümpfe bleiben
hart und mehr oder weniger feſt mit dem Wurzelſtock verbunden,
ſo daß ſie ſich auch im Frühjahr ſchwer entfernen laſſen. Da
gegen löſen die Reſte der an der Pflanze abgewelkten Stengel
ſich ſchon im Laufe des Winters meiſt von ſelbſt vom Wurzel
ſtock ab und verfaulen ſchnell. Vorzeitiges Abſchneiden des
Krautes hemmt auch die Reife der Knoſpen an den Wurzel
ſtöcken, aus denen die neuen Triebe brechen ſollen. Sie bleiben
infolgedeſſen ſchwach und liefern keine ſtarken Stangen, wenn
ße nicht ſchon durch äußere Einflüſſe zerſtört werden. Am

Kann es einen ſchöneren Beruf geben als den des Gärtners?
Dürfen wie Gärtner die wir jeden Tag aufs Neue das Glück
und die Freude empfinden, Diener und Prieſter der Frucht und
der Schönheit zu ſein, dürfen wir raſten? Heute, da Europa
den Garten, den Park und die Landſchaft verloren hat

Wir können nicht alleſamt wieder Bauern werden. Raum
aber für alle, die da gärtnern wollen, hat ſelbſt Europa noch auf
Jahrhunderte hinaus. Von Hannover nach Hamburg von Ham-
burg nach Berlin, von Magdeburg bis Königsberg ſtehen entlang
den Eiſenbahnen kaum mehr Häuſer als auf gleich längen
Strecken in den Vereinigten Staaten. Anſere Wirtſchaft wird
erdrückt durch Jnduſtrie und Großſtädte, die Kuli und Neger
knaben konfektionierten und heute ſehen müſſen, daß auch andere
Länder und Völker Maſchinen bedienen lernen. Den Acker aber
pflügen wir noch wie in der Zeit der Großväter und die primi
livſte Anwendung der eiſernen Pferdekräſte iſt der Maſſe des
Landvolkes fremd. Nie dachte die Jnduſtrie daran ein brauch
bares und villiges Kraftgerät für den Acker herauszubringen.
Eine brauchbare Motorfräſe koſtet ſoviel wie ein kleines
Bauernhaus.

Viele tauſend Fordſche Arbeiter wohnen draußen weit in
der Landſchaft im eigenen Heim, und der Erd und Blütenduft
ihres Mutterbodens ſchwellt ihnen Nerv und Sinn. Sollten
nicht wenigſtens die Gebildeten unter uns endlich die Kultur
loſigkeit erkennen können, die darin liegt, daß wir ſo gut wie
auf alles verzichten, was groß und ſchön und edel draußen in
Natur und Landſchaft iſt?

Jede Familie, die einmal den Sprung aus der Mietkaſerne
in ein eigenes Heim mit einem wenn auch kleinen Garten wagte,
wird bald erkannt haben, wie dieſes neue Leben eine völlige
e der Lebensformen und Lebensanſichten im Gefolge

atte.
Oft ſah ich, ſo erzählt Wiepking-Jürgensmann in ſeinem

Buch „Garten und Haus“, das ſoeben der Verlag der Garten
ſchönheit in BerlinWeſtend veröffentlicht, unendliche Hilfloſig
keit des Bauluſtigen gegenüber den einfachſten Forde
rungen, die der Hausbau und der Garten bedingt,
fühlte nur die ſtarke Sehnſucht zur Scholle und
ſchauderte vor der Lebensnotdurft, die bisher Körper und Geiſt
kümmerlich deckte. Dieſe Hilfloſigkeit, die im Grunde doch nichts
iſt als eine völlige Verkommenheit in den grauenhaften Zu
ſtänden der gigantiſch raſch und ohne gutes Vorbild gewachſenen
Großſtadt, brachte den raſchen und tiefen Verfall unſerer einſt
hohen Kultur

Keine Hauptſtadt in Europa hatte eine ſchönere Amgebung
als Berlin Keine einer Weltſtadt vorgelagerte Landſchaft
wurde gründlicher zerſtört als die Amgebung Berlins. Seit den
Zeiten, als Lenne den Berliner Tiergarten rettete, geſchah ſo
gut wie nichts, Um die ſchönen weiten Freiflächen, Wälder, Seen
und Wieſen rings um Berlin der Allgemeinheit zu erhalten.
Reſtlos wurde der Boden und mit ihm die Schönheit von den
Grundſtücksgeſellſchaften aufgekauft, parzelliert, aufgeſchloſſen
und mit mehr oder minder großem Gewinn wieder verkauft.

Wie ſtumpf wurden unſere Sinne für die Schönheit unſeres
Landes. Grauenhaft ſchlugen wir Länder und Landſchaften
wünd und riſſen die Seele der Heimat aus Wald und Flur und
Heide und aus den bodenverwachſenen Siedlungen der Men

Die Zeit iſt für den C
ſchen. Ein Spiegelbild der verwandelten und umgeformten Er
oberfläche iſt die geiſtige Einſtellung des Volkes das verzweifel
nach neuen Jdealen und Traumbildern ſucht. Jm Unterbewuß
ſein ſchlummert die alte Sehnſucht nach Bäumen und Wieſe
Bergen und Talern, und eines neuen Volkes geſundere Zukun
keimt in den oft verlachten Laubenkolonien, im Sport und i
den Anfängen der Gartenſiedlungen.

Bäume fehlen. Gewiß können auch junge Anpflanzungen vo
aufregender Wirkung ſein, und unendliche Freude bedeutet e
für fühlende Menſchen, mit Strauch und Baum zu wachſen. W
Unſinnig iſt es aber, wenn wir vorhandene alte Bäume au
unſeren Gärten ohne Not entfernen! Es iſt leider wahr, da
ganze Länder, beiſpielsweiſe die Magdeburger Börde, reſtle
entbaumt wurden. Die alten Kulturländer am Mittelmeer ſin
ſchaurigſte Folgen dieſer kurzſichtigen Ackerpolttik. Der Farm(
Nordamerikas brannte ſinnlos den Wald nieder, um pflügen
können. Jahrhundertelang wurde dieſe Praxis geübt und mel
als ein Drittel ſeiner Waſſermengen verlor der Miſſiſſippi alle

die Folgen dieſer Torheiten. Leider haben auch wir in Deutſe
land noch kein einheitliches Waldſchutzgeſez und immer un
günſtiger werden die klimatiſchen Bedingungen für Pflanze
und Tierwelt. Die Umwandlung unſerer Moorflächen
Wieſen und Ackerland iſt volkswirtſchaftlich ſicher zu forder
Als Gegengabe aber ſollten wir für jeden Morgen gewonne
Moorfläche zwei Morgen Heide oder Oedfläche aufforſten!

Schneebeeren, nichts als Schneebeeren! Deckſträucher nenne
die großen Baumſchulen dieſe Proletarier der artengewaltige
Strauchwelt. Flieder in brennenden Farben, Gelbkreuz, Jie
äpfel, Japankirſchen, Feuerquitten, Edeljasmin, Hochzüchtung
von Weigelien und Deutzien, Exochorda und Amelanchte
Schneebälle und Dorne edelſter Raſſe ſind unbekannt und u
genußt wie die Armee der herrlichen immergrünen Sträuche
Der deutſche Park könnte wie der kanadiſche Wald im Herbſ
feuer des Laubes ebenſo lichterloh brennen, wie uns der zar
Frühling Oſtaſiens mit ſeinen unendlichen Farbenſymphoni
überſchütten könnte.

Jch glaube, das Problem des Roſengartens läuft a
falſchem Gleiſe Dem Sinn nach erſcheint mir der Roſengart(
des Mittelalters als eine unendlich glücklichere Jdee, und al
Roſengärtken, die ich dem alten Gedanken anlehnte, gefiel
mir am beſten. Damals gab es keine langweiligen Roſe
beete, ſondern ein buntgewirkter Roſenteppich war die Fläch
in der die Brunnlein ſprangen, und die Wände waren Mauel
oder Spaliere, an denen die Schling- und Kletterroſen üpp
wucherten. Ob ich einmal das Glück haben werde, einen Roſe
garken nach meinem Herzen bauen zu können Es wäre m
eine der liebſten Aufgaben!

Der Garten ſoll ſein eine Stätke der Freude Und zwi
der andauernden, ſtets neuen Freude; ein Raum des 2
der Farbe und der Körperfreude, der Anſchauung, der Kilehre und der Kindererztehung, der Anleitung zum Ve än.
allmächtiger, tiefgründiger Naturkraft, ein blühender, he
froher Teinpel heiligſter Gottverehrung, die Schulſtube prakt
Biologie und die Fuüllſtätte immer neuerwachender, ſchöt
ſchaffender Lebensenergie für Geiſt und Körper. Der Gark
ſoll ſein die Tat gewordener Lebensbejahung

beſten läßt man das Kraut ganz dürr werden, ſammelt es dann
auf Haufen und verbrennt es. Dadurch beugt man der Aus
breitung von Spargelſchädlingen und Spargelkrankheiten wirk

ſam vor. Artg.
hühnerfutter für die kurzen Tage.

Von Urſula Schnabel.

Jn den mit allen Mitteln, die Förderung der Produktion
verſprechen, arbeitenden großen Geflügelhöfen erleuchtet man
im Winter die Hühnerſcharräume morgens und abends vor und
nach der Tageshelle je zwei Stunden, um die Zeit der Nah
rungs aufnahme zu verlängern. Man ſagt ſich eben: je mehr
die Hennen freſſen, deſto mehr Eier können ſie liefern. Die
Ernährungsmöglichkeiten während des kurzen Wintertages
laſſen leider keine Höchſtleiſtungen zu. Die Beleuchtungskoſten
bringen die guten Preiſe für Wintereier wieder ein. Dieſes
Verſahren iſt leicht durchzuführen, wo elektriſcher Strom zur
Verfügung ſteht und die Bauart der Stallungen den Anſchluß
erlaubt. Die Beſitzer von Hühnern die davon abſehen müſſen,
bleiben darauf angewieſen, durch beſondere Futterpolitik gute
Legeziffern zu erſtreben. Auch dadurch kann man ſchon viel
erreichen.

Die Aufgabe beſteht darin recht nährſtoffreiches und leicht
verdauliches Futter für die Hühner auszuwählen. Alle füllenden
Futtermittel mit geringem Nährgehalt müſſen alſo ausſcheiden,
denn ſie belaſten den Kropf der Tiere unnütz. Jn dieſem Sinne
kann man gekochte Kartoffeln im Winter nicht als Futter für
Legehennen anſehen. Sie ſind zu waſſerhaltig und auch mit
Schrot oder Kleie vermiſcht enthalten ſie im Verhältnis zu ihrer
Maſſe zu wenig Nährſtoffe. Wäſſeriges Futter hat überdies,
wenn es längere Zeit gereicht wird, den Nachteil, die Ver
dauungsorgane der Hühner zu ſchwächen. Als waſſerarmes und
billiges Futter ſind Kartoffelflocken den friſch gekochten
bei weitem vorzuziehen. Sie enthalten nur 12 Prozent Waſſer
gegenüber 75 bis 80 der friſchen Knollen und haben ſich bei der
Hühnerfütterung ebenſo bewährt wie bei der Ernährung der
Hausſäugetiere.

Körner, ſonſt ein ſehr gutes Futter für Legehennen, werden
im Winter zu langſam perdaut. Sie werden gewöhnlich als das
beſte Abendfutter bezeichnet, weil ſie lange im Kroyf verweilen
und die Tiere angeblich über Nacht vor Hunger und Kälte
ſchüzen. Man vergißt dabei aber, daß die Körner vor der Ver
dauung quellen müſſen und dabei mehr Waſſer verbrauchen, als
die Hühner am Abend aufnehmen können. Jnfolgedeſſen be
kommen ſie nachts Durſt, und da ſie im Dunkeln ja nicht ſaufen,
werden nicht alle Körner in der Nacht verdaut. Sie erzeugen
dann auch keine Wärme Dieſe Mängel haften gut angefeuchtetem
Schrot nicht an. Mit Magermilch an Stelle von Waſſer an
gerührt gibt es ein ſehr wertvolles Futter, miſcht man noch
Kartoffelflocken und etwas Fiſchmehl dazu, dann bietet man
damit den Tieren alles, was ſie brauchen, um zu leben und Eier
zu legen.

Wer die Körner nicht ganz weglaſſen möchte, verwende vor
allen Dingen Hafer und zwar eingequellt und gekeimt. Jn
dieſem Zuſtande ſind die Körner leichter verdaulich und regen
den ganzen Organismus an. Man ſehe jedoch darauf, daß man

guten, ſchweren Hafer bekommt, wie er zur Herſtellung v
Nährmitteln verlangt wird, am beſten kurzkorn oder gerſte
kornartige Sorten. Gegenüber der Gerſte verdient der Haf
den Vorzug wegen ſeines faſt doppelt ſo hohen Fettgehalt
Anfangs mögen die Hühner den Hafer nicht gleich, ſie gewöhn
ſich aber ſchnell daran und freſſen ihn ſchließlich gierig. M
Hafer gefütterte Hühner legen gut und zeigen glänzendes E
fieder, ein Zeichen, daß ſie geſund ſind. Das vorhin geſchilde
Miſchfukter macht die Haferfütterung natürlich nicht entbehrli
Noch viel zu wenig beachtet wird die Bedeutung von Wurz
gewächſen als Legeſutter. Sie müſſen im Winter im allgemein
das Grünzeug erſetzen. Auch wenn ſich die Hühner im ſchne
freien Garten Gras rupfen dürfen, ſo haben ſie doch dav
längſt nicht ſoviel wie im Sommer. Auf der Futterliſte müſſ,
deshalb in dieſer Zeit ſtehen Rot, Weiß- und Grünko!
Runkel- und Mohrrüben. Namentlich die Wurzelgewächſe er

kragen, das Eiweiß der Futtermittel auszunutzen. Die Kol
gewachſe dagegen zeichnen ſich durch Vitamine aus. Auch
Kohlſtrünke kann man verwerten, wenn man ſie gekocht de
Weichfutter zuſetzt.

vergiſtungen durch Salz bei Schweinen.
Maßnahmen muß man ſofort treffen, wenn ſich der Begi

der Vergiftung zeigt. Man verabreicht möglichſt viel ſchleim
Eingüſſe, damit das Salz geloſt und verdünnt wird das
Schleimhäute des Magens und Darmes entzündet hat. 3
Beſeitigung der beſtehenden Verſtopfung ſetzt man Sel hin
Es iſt ſonſt ſehr ſchwierig, Schweinen Flüſſigkeit einzugebe
in dieſem Falle wird es dadurch erleichtert, daß das Schwe
nicht quiekt. Man löffelt alle paar
kalten Leinſamen oder Haferſchleim ein, dem man zwei r
vier Eßlöffel Rüböl oder anderes Oel auf eine Flaſche Schlei
zuſetzt. Den brennend heißen Kopf kühlt man.

Jn der Abſicht, die Freßluſt zu ſteigern, geben man
Schweinemäſter ihren Tieren Salz oder ſalzige Abfälle u
Pökellauge, Heringsabfälle uſw. Kleine Gaben davon ſchad
nicht, wenigſtens nicht großen Tieren. Nehmen die Schwei
aber zu viel Salz auf, dann vergiften ſie ſich leicht und ſterb
unter Amſtänden daran.

Eine ſolche Vergiftung zeigt ſich darin, daß das kraft
Schwein im Stall herumgeht und mit der Schnauze gegen d
Wände ſtößt, als könnte es nicht ſehen, aus dem Maule ſchäun
fortwährend kaut und zittert und Zuckungen und Krämpfe
kommt. Je öfter ſich ſolche Anfälle einſtellen und je läng
ſie anhalten, deſto geringer iſt die Hoffnung auf Heilung S
zeichnend iſt auch das Fehlen der Stimme. Man kann di
kranke Tier an den Ohren in die Höhe ziehen, ohne daß
quiekt.

Hoffnung auf Geneſung beſteht dann, wenn das Tier a
fängt ſelbſt etwas Futter Buttermilch oder dicke Milch
nehmen. Hält die Krankheit zwei Tage ohne Beſſerung a
ſo muß geſchlachtet werden. Das Fleiſch iſt genießbar

Wir ſehen heute ſo viele, viele neue Gärten, in denen all

in den letzten achtzig Jahren. Schneeſtürme und Hihzewellen ſir
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